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In den Orten; wo man es am wenigsten erwarten würde, gehen 
Menschen auf die Straße. Wie können die neuen Bewegungen 
mi? dem alten „Gespenst" (wie Marx einst den Kommunismus 
nannte) vereint werden? 
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TROTZKISTISCHE FRAKTION 



Der massenhaften Bewegung 
der Studierenden und Schülerin¬ 
nen für kostenlose Bildung geht 
die Kraft aus, weil ihre Führung 
sie in eine Sackgasse lenkte. Die 
FT-CI organisiert sich mit dem 
kämpferischen, antibürokrati¬ 
schen Flügel dieser Bewegung. 


* www.klassegegenklasse.org/ 
kategorie/international/chile/ 


BRASILIEN 

Tausende von Studierenden an 
der Universität von Säo Paulo 
streikten wochenlang gegen 
die Anwesenheit der Polizei. Die 
FT-CI setzte sich dafür ein, dass 
die Polizei aus den Unis und 
auch aus den Armenvierteln 
vertrieben wird. 



* www.klassegegenklasse.org/ 
interview-streik-an-der-uni-sao-paulo/ 



FRANKREICH 


Vor drei Jahren wurde die„Neue 
Antikapitalistische Partei" (NPA) 
ohne ein revolutionäres Pro¬ 
gramm gegründet. Die Revoluti¬ 
onär-Kommunistische Strömung 
(CCR) der NPA legt eine Bilanz der 
bisherigen Erfahrung (auf Franzö¬ 
sisch und aufSpanisch) vor. 

"► www.ft-ci.org/article. php3?idarticle=5119 
www.ft-ci.org/article. php3?idarticle=5148 



DEUTSCHLAND 

Am 15. Januar gedachte eine 
Demonstration in Berlin des 93. 
Jahrestages der Ermordung von 
Rosa Luxemburg und Karl Lieb¬ 
knecht. An diesem Wochenen¬ 
de organisierte RIO mehrere 
Veranstaltungen. 

* www.klassegegenklasse.org/ 
krise-in-argentinien-2001 




Trotzkistische Fraktion 
-Vierte Internationale 

www.ft-ci.org 


Argentinien 

Partido de losTrabajadores Socialistas 

www.pts.org.ar 

Mexiko 

Liga deTrabajadores por el Socialismo - 
Contracorriente 

www.ltscc.org.mx 

Bolivien 

Liga Obrera Revolucionaria 
por la Cuarta Internacional 

www.lorci.org 

Brasilien 

Liga Estrategia Revolucionaria - 
Quarta Internacional 

www.ler-qi.org 

Chile 

Partido deTrabajadores Revolucionarios 

www.ptr.cl 

Venezuela 

Liga deTrabajadores por el Socialismo 

www.lts.org.ve 

Costa Rica 

Liga de la Revoluciön Socialista 

lrscostarica.blogspot.com 

Spanischer Staat 

Clase Contra Clase 

www.clasecontraclase.org 

Frankreich 

Mitglieder in der Courant Communiste 
Revolutionnaire innerhalb der NPA 

www.ccr4.org 

Tschechien (sympathisierend) 

Mezinärodni Revolucm Organizace (RIO) 

www.rio.cz.tc 

Deutschland (sympathisierend) 

Revolutionäre Internationalistische Organisation 

www.klassegegenklasse.org 
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Zum Inhalt 

Mit Verspätung veröffentlichen wir 
die zweite Nummer von KLßSSE 9E9CN 
KLASSE Diese Zeitschrift spiegelt die 
intensive politische Arbeit wider, die 
wir seit der Fusion mit derTrotzkisti- 
schen Fraktion - Vierte Internationale 
(FT-CI) entwickelt haben. In dieser 
Nummer wollten wirThemen aus den 
Unis (wie die Theorien von Gramsci) 
genauso behandeln wieThemen aus 
den Betrieben (die Bilanz des CFM- 
Streiks). Dadurch war unser Zeitplan 
allerdings nicht mehr einzuhalten. 

Wir freuen uns weiterhin auf eure 
Kommentare, Kritikpunkte und Fragen 
(unter den Kontaktadressen, die ihr auf 
der vorletzten Seite findet). Leserin¬ 
nenbriefe werden wir aus Platzgrün¬ 
den auf unserer Website veröffentli¬ 
chen und beantworten. Über Spenden 
freuen wir uns natürlich auch... 

In der letzten Ausgabe hatten wir 
angekündigt, ausführliche Analysen 
der Geschichte der Klassenkämpfe 
in der Türkei und der trotzkistischen 
Bewegung in Deutschland an dieser 
Stelle zu veröffentlichen. Für beide 
wichtigen Projekte brauchen wir 
mehr Zeit - und wir haben gelernt, 
solche Veröffentlichungen nicht so 
weit im Voraus anzukündigen. 

Das Bild auf der Titelseite stammt 
übrigens vom Generalstreik in Oa- 
kland, einem inspirierenden Beispiel 
des Zusammenspiels zwischen 
der„Occupy"-Bewegung und der 
Arbeiterinnenbewegung. Auch wenn 
ein Sonnenuntergang abgebildet 
wird, sehen wir politisch eher die 
Morgenröte einer neuen Periode von 
Krisen, Kriegen und Revolutionen. 
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Klasse gegen Klasse, die Zeitschrift 
von RIO, der Revolutionären In¬ 
ternationalistischen Organisation, 
erscheint viermal im Jahr. Namentlich 
gezeichnete Artikel müssen sich nicht 
unbedingt mit der Meinung der Orga¬ 
nisation decken. 

Infos zu Abos auf Seite 59. 
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~ Der Hauptfeind 
steht im eigenen Land! 


von der Redaktion 


Karl Liebknecht 
spricht auf einer 
Kundgebung wäh¬ 
rend der November¬ 
revolution von 1918 


\25S$$ 


W ir erleben gerade den dritten Ver¬ 
such des deutschen Imperialismus 
in den letzten 100 Jahren, die eigene Herr¬ 
schaft über ganz Europa durchzusetzen. 

Nachdem zwei Weltkriege - und die 
dadurch verursachte Barbarei - für das 
deutsche Kapital ungünstig ausgegan¬ 
gen sind, befinden wir uns nun am vor¬ 
läufigen Höhepunkt eines langfristigen 
wirtschaftlichen und politischen Prozes¬ 
ses zur Etablierung einer Europäischen 
Union unter deutscher Führung oder, 
anders ausgedrückt, einer deutschen He¬ 
gemonie in Europa. Dieser Prozess ist je¬ 
doch riesigen Widersprüchen ausgesetzt. 

Diese Widersprüche sieht man im Aus¬ 
land: Auf Plakaten in Athen wird Merkel 
mit Hitler verglichen, und auch wenn 
es keine Partisanlnnen im griechischen 
Gebirge gibt, machen die Arbeiterinnen 
und Jugendlichen mit massenhaften 
Streiks und Steuerboykottkampagnen 
die von der Troika (EU, Europäische Zen¬ 
tralbank und Internationaler Währungs¬ 
fonds) diktierten Sparpläne schwer um¬ 
setzbar. Auch andere imperialistische 
Mächte unterwerfen sich der deutschen 
Führung nur, wenn keine andere Alter¬ 
native zum völligen Zusammenbruch 
des Euros in Aussicht ist - und selbst 
dann sind Episoden wie der NATO-Krieg 
gegen Libyen, als die europäischen 
Großmächte Deutschland, Frankreich, 
Großbritannien und Italien entgegenge¬ 
setzte Politik betrieben, unvermeidlich. 

Diese Widersprüche gibt es aber im 
geringeren Ausmaß auch im eigenen 
Land: Es war die Arbeiterinnenklasse in 
Deutschland, die mit sinkenden Real¬ 
löhnen sowie zunehmender Prekarisie- 
rung diesen Prozess und den Aufstieg 
des „Exportweltmeisters" finanzierte. Es 
wird die Arbeiterinnenklasse sein, die 
ausgequetscht wird, um die ungeheu¬ 
ren Summen für die Rettung des Euros 
aufzutreiben. Unsicherheit über deren 
Widerstand ist auch eine Ursache für 
anhaltende Wirbel innerhalb der politi¬ 
schen Elite - seien es die Reibungen in 
der schwarz-gelben Koalition oder die 
Skandale um einen Bundespräsidenten 
nach dem anderen. 

Schließlich existiert auch noch die 
Gefahr, dass dieser Plan scheitert und 
Deutschland die Europäische Union da¬ 
mit in den Abgrund reißt. Doch egal wie 
dieser Drang der deutschen Bourgeoisie 


nach europäischer Vorherrschaft auch 
ausgehen sollte, die Konsequenzen wer¬ 
den die Lohnabhängigen in Deutschland 
und europaweit tragen müssen. 

Diese Widersprüche in Europa sind 
nichts Neues. Sie basieren letztendlich 
auf dem Widerspruch zwischen Nati¬ 
onalstaaten mit ihren engen Grenzen 
einerseits und einer Wirtschaftsord¬ 
nung, die längst über diese Grenzen hi¬ 
nausgewachsen ist, andererseits. Bereits 
während des Ersten Weltkrieges pro¬ 
pagierten revolutionäre Marxistinnen 
angesichts der Unfähigkeit der Kapita- 
listlnnen, Europa zu vereinigen, die Not¬ 
wendigkeit einer sozialistischen Födera¬ 
tion. Nach 100 Jahren militärischer und 
(zumindest offiziell) friedlicher Versuche 
ist die Unfähigkeit der Kapitalistlnnen 
nur noch deutlicher geworden, womit 
die Losungen von damals aktueller denn 
je sind: Für die Vereinigten Sozialisti¬ 
schen Staaten von Europa! 

Als zu Beginn des Ersten Weltkrieges 
eine chauvinistische Welle über Europa 
hereinstürzte, stellte der Internationalist 
Karl Liebknecht 1915 in einem Flugblatt 
die Losung auf: „ Der Hauptfeind steht im 
eigenen Land!"*' 1 Heute erleben wir erste 
Ansätze einer solchen Welle, vor allem in 
Form der Hetze gegen die„faulen Griech¬ 
innen" und andere Formen von Rassismus 
und Xenophobie. In Deutschland gehen 
wichtige - vor allem privilegierte - Teile 
der Arbeiterinnenklasse davon aus, dass 
eine Fressorgie des „eigenen" Imperialis¬ 
mus in Südeuropa zumindest einige fette 
Krümel hinterlassen wird. Das ist auch seit 
jeher das Programm der Gewerkschafts¬ 
bürokratie mit ihrer Standortlogik. 

Doch ein starker deutscher Imperia¬ 
lismus wird gerade zu Hause Löhne und 
Arbeitsbedingungen beim ersten Anlass 
angreifen. Nur ein konsequenter Antiim¬ 
perialismus sowie eine bedingungslo¬ 
se Solidarität mit den Arbeiterinnen in 
Griechenland, Portugal, Irland usw. wird 
die Rechte der Arbeiterinnen hierzulan¬ 
de verteidigen können. 

Auch im „Herzen der Bestie" sehen wir 
einige Ansätze für Widerstand, so vor al¬ 
lem die prekarisierten Beschäftigten im 
beispielhaften Streik an der Chartie Fa¬ 
cility Management (CFM) in Berlin, oder 


1. Karl Liebknecht: Der Hauptfeind steht 
im eigenen Land! (Mai 1915). http:// 
www.marxists.org/deutsch/archiv/ 
liebknechtk/1915/05/feind.htm 


auch - in geringerem Maße - die Studie¬ 
renden im bundesweiten Bildungsstreik. 

Wir verstehen es als unsere Aufgabe als 
Revolutionärinnen, nicht nur diese Ansät¬ 
ze für Widerstand zusammenzuführen, 
sondern sie auch für ein klares revolutio¬ 
näres Programm zu gewinnen. Bewegun¬ 
gen wie„Occupy", deren Ruf in wenigen 
Monaten um die Welt ging, sind an einem 
Punkt angekommen, wo die Frage der 
programmatischen Weiterentwicklung 
eine existenzielle Bedeutung gewinnt. 
Und die aktuellen Ereignisse in der arabi¬ 
schen Welt - insbesondere in Ägypten - 
zeigen uns auch, in welche Richtung dies 
geschehen muss: Die Arbeiterinnenklas¬ 
se betritt die politische Bühne und deutet 
mit anhaltenden Streiks den Beginn einer 
stürmischen Epoche an. 

Vorstellungen, dass die gesellschaftli¬ 
chen Kräfteverhältnisse ohne strukturier¬ 
te Organisationsformen, Gewerkschaften 
und revolutionäre Parteien fundamental 
geändert werden könnten, werden an¬ 
gesichts der verschärften Klassenausei¬ 
nandersetzungen und der beginnenden 
Intervention der Arbeiterinnenklasse als 
Eintagsfliegen in die Geschichtsbücher 
eingehen. Stattdessen müssen wir ge¬ 
rade jetzt die Lehren der marxistischen 
Tradition wieder aktualisieren. 

Denn die Aufgaben sind ähnlich wiezur 
Zeit der letzten großen kapitalistischen 
Krise. Schon 1929 schrieb der russische 
Revolutionär LeoTrotzki:„/n der Person der 
[Linken] Opposition warnt die Avantgarde 
des europäischen Proletariats ihre aktuellen 
Herrscher: Um Europa zu vereinen, müssen 
wir zuerst die Macht aus euren Händen 
reißen. Wir werden das tun. Wir werden 
Europa vereinen. Wir werden es gegen die 
feindliche kapitalistische Welt vereinen. Wir 
werden es in ein mächtiges Trainingslager 
des militanten Sozialismus verwandeln. Wir 
werden es zum Grundpfeiler der Sozialisti¬ 
schen Weltföderation machen."* 2 

Mit dieser Zeitschrift wollen wir dazu 
beitragen, genau dieses Programm auf¬ 
zugreifen und damit die fortschrittlichs¬ 
ten Sektoren der Arbeiterinnenklasse 
und der Jugend in Deutschland auf die 
bevorstehenden Auseinandersetzungen 
in dieser neuen Epoche vorbereiten. Die 
neuen Bewegungen müssen mit dem al¬ 
ten „Gespenst" (wie Marx einst den Kom¬ 
munismus nannte) vereint werden. 


2. LeoTrotzki: Disarmament and the United 
States of Europe. (Eigene Übersetzung.) 
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Erzwungener Waffenstillstand 

Eine kritische Bilanz von 13 Wochen Streik in einem prekarisierten Betrieb 


von Victor Jalava (RIO, Berlin) 

N ach drei Monaten Streik kehrten die Kolleginnen der Cha¬ 
rite Facility Management (CFM), die ausgegliederte Dienst¬ 
leistungstochter des Berliner Universitätsklinikums Charite, 
Mitte Dezember wieder an ihre Arbeit zurück. In einer Urab¬ 
stimmung hatte die Mehrheit aller Gewerkschaftsmitglieder für 
eine Aussetzung des Streiks gestimmt. Im Gegenzug wurden 
geringe Verbesserungen und Verhandlungen über einen Tarif¬ 
vertrag angeboten - natürlich mit völlig offenem Ausgang. Im 
offiziellen „Streikkurier" wurde dieser Zustand als„Waffenruhe" 
betitelt. Bei der letzten „Streikversammlung" am 9. Dezember 
wurde dagegen eher Abschiedsstimmung vermittelt. 

Von Seiten der Gewerkschaftsfunktionärlnnen wurde die 
starke Gemeinschaft gelobt, die bestanden habe, und die Streik- 
führerlnnen überreichten sich gegenseitig Geschenkkörbe und 
Blumen. Andererseits herrschte nicht gerade Euphorie unter 
den verbliebenen Streikenden. Teilweise gab es auch Verärge¬ 
rung, u.a. bei Kolleginnen der Reinigung, die von einer ausge¬ 
handelten Einmalzahlung ausdrücklich ausgenommen wurden. 

Angesichts dieser widersprüchlichen Situation betonte die 
kleine anwesende Solidelegation aus Genossinnen von RIO und 
unabhängigen Studierenden, dass auch für die Zukunft sowohl 
Aufmerksamkeit gegenüber den Verhandlungsführerlnnen als 
auch weitere Kampfbereitschaft notwendig seien. 

Doch was ist nun die Bilanz dieses Streiks? Ist es ein Sieg, wie 
die Gewerkschaftsfunktionärlnnen behaupten? Oder braucht 
es eine kritischere Bilanz der Ereignisse? Wie steht es um die 
Zukunft der CFM- Arbeiterinnen? Und vor allem: Welche Leh¬ 


ren können aus diesem Streik gezogen werden, für zukünftige 
Kämpfe bei der CFM und bei anderen Betrieben? 

Der Streikverlauf 

Mit 13 Wochen Länge war der Streik eine Ausnahme in der BRD. 
Hierzulande gibt es wenige Beispiele von harten Arbeitskämp¬ 
fen, erst recht nicht in den wachsenden prekären Sektoren. Der 
Streik war auch in seiner (relativ) großen Außenwirkung eine 
Besonderheit. Es gab während der Streikwochen zahlreiche 
Demonstrationen, auch gemeinsam mit den streikenden Kol¬ 
leginnen von Alpenland (Altenpflege). Es gab Solidarität aus 
anderen Betrieben und auch eine „offene Streikversammlung" 
- eine große Soli-Veranstaltung mit Redebeiträgen in der ver. 
di-Zentrale. Mehrfach wurde der an der CFM beteiligte Kon¬ 
zern Dussmann behelligt, dessen repräsentatives „Kulturkauf¬ 
haus" an der Friedrichstraße Ziel mehrerer Aktionen wurde. In 
die Landeszentrale der SPD wurde ebenfalls demonstrierend 
eingedrungen. Wichtige Aktionen waren außerdem die teils 
mehrstündigen Blockaden am Zentrallager der CFM, die dem 
Aufbau wirtschaftlichen Drucks gegenüber der Geschäftsfüh¬ 
rung am nächsten kamen. Diese Aktionen wurden jedoch nur 
selten durchgeführt und reichten nicht, um die CFM tatsächlich 
in Bedrängnis zu bringen. 

Gleichzeitig war der Streik von Anfang an ein Minderheiten¬ 
streik (knapp 10% der 2500 direkten oder indirekten CFM-Be- 
schäftigten), wodurch sich der wirtschaftliche Schaden für die 
CFM-Geschäftsführung trotz aller mehr oder weniger radikalen 
Aktionen in engen Grenzen hielt. 

Das Angebot, mit dem nun das Ende des Streiks erkauft 






DEUTSCHLAND 


wurde, blieb in allen Punkten hinter den ursprünglichen For¬ 
derungen zurück. Das Wichtigste: Dem Ziel eines einheitlichen 
Tarifvertrag ist man kaum näher gekommen als vor dem Ar¬ 
beitskampf. Zudem kam im Streik die Forderung nach der Wie¬ 
dereingliederung der CFM in die Charite auf, welche aber sei¬ 
tens der Gewerkschaften gar nicht erst als offizielle Forderung 
aufgenommen wurde. Stattdessen mussten sich die Streiken¬ 
den mit einer Anhebung des Mindestlohns auf 8,50 Euro (was 
zumindest etwa 500 Beschäftigten zu Gute kommt) und einer 
Einmalzahlung von 300 Euro abfinden, die auch nicht allen Kol¬ 
leginnen gezahlt wird 1 . 

Der Mai-Streik 

Um den Widerspruch zwischen dem kämpferischen Streik und 
dem mageren Ergebnis zu verstehen, muss die Vorgeschichte 
des CFM-Streiks einbezogen werden. Denn unzureichend wäre 
jede marxistische Erklärung, die die Ursache allein in der Preka- 
rität der Arbeitsverhältnisse suchte. Zwar war die Angst vieler 
Beschäftigter - insbesondere der Leiharbeiterinnen - über ei¬ 
nen möglichen Jobverlust groß. Aber auf internationaler Ebe¬ 
ne gab es bereits erfolgreichere Streiks unter noch prekäreren 
Bedingungen. Einer der wesentlichsten Gründe für die geringe 
Streikbeteiligung war der Verlauf des Mai-Streiks. 

Denn bereits Monate früher hatten die Kolleginnen der 
CFM schon einmal ihre Arbeit niedergelegt. Am 2. Mai 2011 
hatte ein gemeinsamer Streik der CFM-Kolleglnnen und der 
Charite-Angestellten begonnen. Nach einer Woche Ausstand 
und Millionen Euro wirtschaftlichen Schadens für die Charite- 
Geschäftsführung setzte die Streikleitung jedoch durch, dass 
Verhandlungen mit der Charite begonnen wurden, ohne dass 
die CFM-Kolleglnnen ein Ergebnis hatten. Trotz aller vorherigen 
Bekundungen, man werde sich nicht spalten lassen, wurden die 
relativ gut organisierten und dadurch kampfstarken Bereiche 
wieder an die Arbeit geschickt und die CFM-Kolleglnnen ohne 
Angebot alleine gelassen. Aus dieser deutlich geschwächten 
Position ließen sich die Streikenden der CFM nach kurzer Zeit 
ebenfalls zu Verhandlungen überreden, in denen es jedoch 
kein einziges ernstzunehmendes Angebot gab und die des¬ 
wegen im September in einen neuen Streik mündeten. Dessen 
Probleme und Schwierigkeiten waren stark durch die Erfahrun¬ 
gen und die Spaltung im Mai bestimmt. Denn nun fehlte nicht 
nur die Unterstützung der Pflegekräfte, sondern auch all jener 
Kolleginnen, die der Verrat im Mai abgeschreckt hatte. 

Vor diesem Hintergrund wollen wir die Rolle der einzelnen 
Akteurlnnen des Streiks analysieren, um konkretere Lehren aus 
diesen wichtigen Ereignissen ziehen zu können. 

Geschäftsführung und 
Gewerkschaftsführung 

Die Geschäftsführung der CFM war fest entschlossen, den 
Streik zu brechen und einen Tarifvertrag zu verhindern, und 
war bereit, sich das einiges kosten zu lassen. Die „Gespräche" 
vor Streikbeginn waren eine Farce und schwächten die Strei¬ 
kenden. Die CFM-Geschäftsführung war von Anfang an immer 
in einer Machtposition und nutzte verschiedenste Waffen: Be¬ 
stechung durch minimale Lohnerhöhungen für Streikbreche¬ 
rinnen; Lügen über das Streikrecht; massiver Einsatz von Leih¬ 
arbeiterinnen; private Sicherheitsdienste zur Einschüchterung 
und Beobachtung der Streikenden; persönliche Briefe an Kol¬ 
leginnen; bis hin zu rechtlich fragwürdigen Kündigungen. Kurz: 
Die Ausbeuterinnen nutzten alle erdenklichen Mittel, um die 
Streikfront zu brechen. Doch die Repression der Bosse war bei 


1. Für eine ausführliche Bewertung des angenommenen Angebots der 
Geschäftsführung siehe: Stefan Schneider:„CFM-Streik: Was bedeutet 
das Angebot?" http://www.klassegegenklasse.org/cfm-streik-was- 
bedeutet-das-angebot/. 


Weitem nicht allein dafür verantwortlich, dass der Streik nicht 
erfolgreicher war. Wie immer im bundesrepublikanischen Mo¬ 
dell der „Sozialpartnerschaft" spielten die Gewerkschaftsbüro¬ 
kratien eine besondere Rolle - auch wenn sie sich dieses Mal 
sehr viel kämpferischer gaben als sonst. 

Bei der CFM gibt es drei aktive Gewerkschaften: IG BAU, ver.di 
(beide DGB) und die gkl (DBB). Besonders perfide war die Rolle 
des Apparats der IG BAU: Als gewollter Alleinvertreter der Rei¬ 
nigerinnen war ihm die Konkurrenz zu ver.di wichtiger als die 
unmittelbaren Interessen seiner Mitglieder bei der CFM und der 
gesamten Belegschaft. Statt sich am Streik zu beteiligen, stellte 
sich die IG BAU auf die Seite der Streikbrecherinnen, indem sie 
Propaganda gegen den Streik verbreitete und ihren Mitglie¬ 
dern verbieten wollte, mitzustreiken. 

So führten nur ver.di und die kleinere gkl den Streik. Doch 
auch bei den kämpfenden Apparaten wurde ihr Bürokratismus 
immer wieder deutlich. Hauptamtliche Gewerkschaftssekretä¬ 
rinnen hatten wie sonst auch die zentrale Führungsrolle inne, 
und die Streikleitung wurde nicht von Streikenden gewählt, 
sondern aus Mitgliedern der Tarifkommission besetzt. Zwar war 
die Streikleitung - sicherlich dank des Einflusses der trotzkis- 
tischen Organisation Sozialistische Alternative (SAV) - „offen" 
d.h. engagierte Streikende konnten sich direkt an der Führung 
des Streiks beteiligen, jedoch fehlte eine demokratische Kon¬ 
trolle durch die Streikenden. Und während es - anders als bei 
vielen anderen Streiks - beim CFM-Streik auch offene Streikver¬ 
sammlungen gab, hatten diese jedoch meist den Charakter von 
„Morgenandachten" also Informationsrunden ohne tatsächli¬ 
che Diskussion, die insbesondere in den ersten Streikwochen 
sehr bürokratisch geführt wurden. Aber während bürokratische 
Manöver zur Zeit des Streiks zumindest offen angesprochen 
und kritisiert werden konnten, hat die Gewerkschaftsbürokra¬ 
tie seit Beginn der „Waffenruhe" das Spielfeld für sich alleine. 
Die Tarifkommission (TK) ist unter undurchsichtigen Bedingun¬ 
gen gewählt worden. Selbst für interessierte Kolleginnen ist es 
schwierig, darüber Auskunft zu erhalten. Die eigentlichen Ver¬ 
handlungen führt zudem nur eine Verhandlungskommission, 
die von Funktionärlnnen ernannt wird. Informationen bekom¬ 
men selbst TK-Mitglieder kaum. 

Indes: Die unteren Gewerkschaftsfunktionärlnnen, die den 
Streik vor Ort geführt haben, waren kämpferischer als es sonst 
bei deutschen Gewerkschaften üblich ist. Deshalb arbeitete 
die SAV auch so stark mit ihnen zusammen, in der Hoffnung, 
sie nach links zu drücken. Allerdings scheiterte diese„kämpferi- 
schere" Perspektive am restlichen ver.di-Apparat. Forderungen 
nach bundesweiten Solidaritätskampagnen und mehr Anstren¬ 
gungen seitens der Gewerkschaftsspitze wurden von der büro¬ 
kratischen Maschinerie zermalmt. 

Dass es während des Streiks große Probleme bei der Berech¬ 
nung des Streikgeldes gab und die Forderungen nach Beseitigung 
der befristeten Arbeitsverhältnisse nie offiziell in Betracht kamen, 
zeigte zudem auf, dass die auf Sozialpartnerschaft getrimmten 
Gewerkschaften keine Strategie für prekäre Betriebe besitzen. 

Dass die Gewerkschaften in der Charite bei der Gründung der 
CFM keinen Widerstand organisierten, jetzt aber gegen die Fol¬ 
gen angehen, wurde von enttäuschten Kolleginnen als Grund 
für ihre Streikbrecherlnnen-Tätigkeit vorgeschoben. Dies deutet 
auf die ganze Widersprüchlichkeit der heutigen Gewerkschaften 
hin: Einerseits sind sie Apparate, die sich um ihren Selbsterhalt 
kümmern, und sich dabei durch Streikablehnung und kompli¬ 
zierte Verhandlungen besonders wichtig machen, sowie durch 
reaktionäre Regelungen die Basis völlig entmachten. Dies äu¬ 
ßert sich dann auch in der bevormundenden, geringschätzigen 
Haltung gegenüber den Kolleginnen. Andererseits können die 
Apparate auch nicht immer auf kampflose Kompromisspolitik 
setzen, da der sonst folgende Mitgliederverlust die finanzielle 
Basis der Bürokratie selbst untergraben würde. So hat denn der 
gewerkschaftliche Riese ver.di die Stärke einer Maus. Um das 
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zu ändern, brauchen wir eine antibürokratische Bewegung an 
der Basis - dann können die Gewerkschaften jene mächtigen 
Werkzeuge werden, die sie sein sollten. 

Die Rolle der Solidarität 

Eine Besonderheit des CFM-Streiks war die relativ große und 
aussichtsreiche Solidarität. Vertreterinnen verschiedener Be¬ 
triebsräte und -gruppen erklärten sich solidarisch, Fahrerinnen 
der BVG verteilten Flugblätter für die Solidaritätsdemonstration 
in ihren Bussen und Streikende von Alpenland besuchten das 
CFM-Streiklokal. Im von der SAV gegründeten und geführten 
Solidaritätskomitee versammelten sich Vertreterinnen aus den 
Streikleitungen von CFM und Alpenland mit Interessierten, v.a. 
Vertreterinnen der radikalen Linken. Das Solidaritätskomitee 
war jedoch letztlich in seiner Aktionsfreiheit immer durch das 
beschränkt, was die Gewerkschaftsspitze von ver.di vorgab. So 
konnten die Aktivistinnen zwar einzelne, sehr gute Solidaritäts¬ 
aktionen wie Demos und Delegationen und einen Spenden¬ 
aufruf zur Streikunterstützung organisieren, deren Wirksamkeit 
wurde aber vom ver.di-Apparat so gut wie gar nicht gefördert. 
Es konnte auch kein Druck aufgebaut werden, der ver.di dazu 
gezwungen hätte, selbst eine große Solidaritätskampagne in 
die Hand zu nehmen. Auch wenn dies angesichts des riesigen 
Apparats tatsächlich schwierig ist, war der Kuschelkurs gegen¬ 
über den unteren Gewerkschaftsbürokratlnnen seitens des So¬ 
likomitees sicher nicht hilfreich. 

Eine weitere Dimension der Solidaritätsarbeit waren die Ver¬ 
suche, massive studentische Solidarität für den CFM-Streik zu 
organisieren. Für uns von RIO ist es von strategischer Bedeu¬ 
tung, das Bündnis von Studierenden mit den Arbeiterinnen 
wiederzubeleben, dessen revolutionäre Stärke aus internatio¬ 
naler und historischer Perspektive deutlich wird. Der CFM-Streik 
stellte einen kleinen, aber wichtigen Schritt zur Etablierung die¬ 
ses Bündnisses dar. Beim Bildungsstreik an der FU Berlin gab 
es nicht nur allgemeines Interesse am CFM-Streik, es war auch 
ganz natürlich, dass man sich solidarisch zeigte. Dies stand in 
starkem Kontrast zu früheren Bildungsstreiks, deren Perspektive 
beschränkte Selbstbezogenheit war. Die Teilnahme von vielen 
CFM-Kolleglnnen an der Bildungsstreik-Demo, und umgekehrt 
dieTeilnahme von Studierenden an der CFM-Alpenland-Solide- 
mo sind erste Anzeichen einer notwendigen Entwicklung. Den¬ 
noch werden Arbeitskämpfe von Studierenden immer noch zu 
selten als mitreißendes und fruchtbares Thema der politischen 
Intervention wahrgenommen. Das reflektiert durchaus auch 
das Niveau des Klassenkampfes und des Klassenbewusstseins 
der Lohnabhängigen in Deutschland insgesamt. Es ist dabei 
auch ein Ergebnis eines Mangels an gemeinsamer Kampferfah¬ 
rung, wie sie in Frankreich bei der Bewegung gegen das CPE 
2006 oder der Bewegung gegen die Rentenreform 2010, oder 
in Chile bei der Bewegung für kostenlose Bildung 2011 gesam¬ 
melt werden konnte 2 . Eine größere Solidaritätsbewegung hät¬ 
te den Streikenden massiv den Rücken stärken und den Druck 
auf die Geschäftsführung und die bürgerliche Politik erhöhen 
können. 

Die Rolle der radikalen Linken 

Eine wichtige Frage für den CFM-Streik ist die, welche Rolle die 
Organisationen der radikalen Linken (nicht) gespielt haben. 
Für eine studentische Solidaritätserklärung gab es viele Unter¬ 
schriften von linken Gruppen wie Linke.SDS 3 , aber leider nur 
wenig Bereitschaft, die angekündigte Solidarität vor Ort zu ver- 


2. Zu Frankreich siehe: http://www.revolution.de.com/zeitung/zeitung38/ 
frankreich.html; und: http://www.klassegegenklasse.org/frankreich- 
brennt/. Zu Chile siehe: http://www.klassegegenklasse.org/kampf-um- 
kostenfreie-bildung-in-chile/. 

3. http://www.klassegegenklasse.org/solidaritatserklarung-fur-die-strei- 
kenden-cfm-kolleginnen/. 



Solidaritätsdelegationen 

A n den drei studentischen Solidaritätsdelegationen für 
den CFM-Streik beteiligten sich neben Mitgliedern von 
RIO auch unabhängige Studierende. Wir sprachen mit Nata¬ 
lie von der Freien Universität Berlin über ihre Eindrücke. 

Was hast du über den CFM-Streik gelernt? 

Ich habe begriffen, dass institutionalisierte Gewerkschaf¬ 
ten mit hohen Mitgliederzahlen nicht sicherstellen, dass 
Arbeiterinnen sich für ihre Rechte organisieren und aktiv 
werden. Damit meine ich nicht, dass die CFM-Streikenden 
sich nicht organisiert hätten, im Gegenteil. Ich meine, dass 
die zentrale Komponente zur erfolgreichen Durchführung 
eines Streiks massiv von der inneren Selbstorganisation der 
Streikenden abhängt - sie müssen ihre Forderungen ge¬ 
gen die Vorgesetzten aber auch gegen die Gewerkschafts¬ 
bürokratlnnen durchsetzen. 

Was ist dir bei der Solidelegation aufgefallen? 

Ich war froh darüber, dass wir uns tatsächlich um 9 Uhr 
morgens getroffen haben, obwohl unser Treffen nichts mit 
Credit Points zu tun hatte. Außerdem ist mir nochmal klar 
geworden, was ich dachte zu wissen: dass ich mich als Stu¬ 
dentin in einem absoluten Mikrokosmos bewege und den¬ 
ke. Es war eine gute Erfahrung, aus diesem Mikokosmos he¬ 
rauszukommen. 


Wie können Studierende und Arbeiterinnen gemeinsa¬ 
me Sache machen? 

Indem sie begreifen, was sie trennt und was sie vereint. 
Studierende und Arbeiterinnen trennen die Beschäftigung, 
der sie nachgehen. Sie vereint ihre Zukunft: Sie werden ge¬ 
meinsam zum BIP beitragen und sie werden eben nicht frei 
entscheiden können, wie sie ihren Lebensunterhalt verdie¬ 
nen. Gemeinsame Sache können sie machen, indem sie sich 
nicht primär über ihre Tätigkeit definieren und somit iso¬ 
lieren, sondern über gesellschaftspolitische Anliegen. Die 
praktische Solidarität und der dadurch entstandene Dialog 
ist ein erster Schritt. 

Berichte und Fotos von den Solidelegationen finden sich auf 

<-► www.klassegegenklasse.org 
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mittein. Der Großteil der Gruppen der radikalen Linken, die sich 
auf die Arbeiterinnen klasse beziehen, war bei diesem Streik fast 
nicht vorhanden; Autonome und Anarchistinnen ließen sich 
gar nicht blicken. 

So wurde der Streik allein von drei trotzkistischen Organisa¬ 
tionen unterstützt: von der SAV, der SAS und von RIO. Unsere 
kleine Gruppe, die in erster Linie aus Studierenden besteht, 
versuchte außerhalb des direkten Streikgeschehens, beim Bil¬ 
dungsstreik den Arbeitskampf zum Thema zu machen - immer¬ 
hin gehört die Charite den Berliner Universitäten - und über So¬ 
lidarität den Streik zu stärken. In diesem Sinne versuchten wir 
auch bei den Occupy-Bewegten vor dem Reichstag einzugrei¬ 
fen, was allerdings auf Grund unserer personellen Schwäche, 
aber vor allem der teilweise schockierenden Gleichgültigkeit 
von Occupy-Aktivistlnnen gegenüber den tagtäglichen, unmit¬ 
telbaren Problemen der Lohnabhängigen, kaum Erfolg haben 
konnte. Gleichzeitig waren wir so oft wie nur möglich bei den 
Streikenden, um ihren Kampf vor Ort zu unterstützen, bei Aktio¬ 
nen mitzumachen und politische Elemente der Streikdemokra¬ 
tie zu erreichen. Insbesondere Letzteres versuchten wir durch 
gemeinsame Interventionen mit Streikenden in Flugblättern, 
aber auch direkt bei den stattfindenden Streikversammlungen 
zu erkämpfen. Die Sozialistische Arbeiterstimme (SAS), Schwes¬ 
terorganisation der französischen „LO-Fraktion" L'Etincelle, war 
dabei eine Bündnispartnerin, auch wenn sie sich leider rein 
auf die Betriebsebene beschränkte und sich so zurückhalten¬ 
der verhielt als wir es für sinnvoll gehalten hätten. So hielt sie 
sich bei Streikversammlungen unnötig zurück, weil sie keine 
politischen Vorstöße machen wollte, die über das momentane 
Bewusstsein der Beschäftigten hinaus gingen. 

Eine weitaus bedeutendere Rolle hatte die SAV. Diese Or¬ 
ganisation konnte bereits im Mai-Streik über den Charite- 
Personalratsvorsitzenden und SAV-Mitglied Carsten Becker 
einigen Einfluss ausüben (wobei die SAV in ihrer politischen 
Auswertung des CFM-Streiks die fragwürdige Rolle von Becker 
beim Abbruch des Streiks völlig verschweigt und die negati¬ 
ven Folgen allein mit dem Halbsatz kommentiert, dass „dies in 
Teilen der Belegschaft heftige Diskussionen auslöste" 4 ). Beim 
(zweiten) CFM-Streik hatte sie eine deutlich einflussreichere, 
nahezu tragende Position. Sie erstellte in Zusammenarbeit mit 
der Streikleitung das Flugblatt „Streikkurier" das die Kollegin¬ 
nen mehrmals wöchentlich bekamen. An der Solidaritätsarbeit 
hatte die SAV großen Anteil, ihr Bundessprecher führte das So¬ 
lidaritätskomitee an und war ein wichtiges Mitglied der Streik¬ 
leitung. Im Vergleich zu ihrer personellen Stärke war die Inter¬ 
vention jedoch überraschend schwach. Neben den positiven 
Konsequenzen ihrer Intervention gab es in ihrer Politik im Streik 
jedoch auch Aspekte mit teilweise sehr negativen Folgen: Denn 
die Politik der SAV im Streik war es, die untere Gewerkschafts¬ 
bürokratie nach links zu drücken. Einerseits fortschrittliche 
Vorschläge in die Streikleitung einbringen, andererseits einen 




Alle Texte von RIO zum Streik bei der CFM: 

www.klassegegenklasse.org/ 

kategorie/arbeiterinnenbewegung/cfm-streik/ 


Alle Texte von RIO zum Streik bei der Charite: 

www.klassegegenklasse.org/ 

kategorie/arbeiterinnenbewegung/charite-streik/ 


4. Sascha Stanicic:„89Tage Streik an der Berliner Charite. Eine politische 
Bilanz". http://www.sozialismus.info/?sid=4588. Siehe im Kontrast dazu 
unsere Kritik der Rolle der SAV im Mai-Streik: Wladek Flakin:„Die SAV 
beim Charite-Streik", http://www.klassegegenklasse.org/die-sav-beim- 
charite-streik/. 


Propagandablock mit der gewerkschaftlichen Streikführung 
formieren und offene Kritik zurückhalten, statt den Finger in die 
Wunde zu legen und Probleme deutlich zu machen. 

Insbesondere in der Frage der Streikversammlungen wurde 
die widersprüchliche Position der SAV deutlich. Sie schlug der 
Streikleitung zwar Streikversammlungen vor und spielte so eine 
Rolle dabei, dass überhaupt Streikversammlungen stattfanden. 
Allerdings verteidigte sie auch die Haltung, dass Streikversamm¬ 
lungen in diesem Kampf (mit der SAV als Teil der Streikleitung) 
nicht so wichtig wären, u.a. mit dem Argument, dass die Kolle¬ 
ginnen dies selbst nicht fordern würden. In den ersten drei Wo¬ 
chen mussten streikende Kolleginnen ein Flugblatt verteilen, um 
tägliche Streikversammlungen zu fordern 5 , und bekamen erst 
dann Unterstützung von der SAV, als alle Mitglieder der Streiklei¬ 
tung ihren Widerstand gegen Streikversammlungen aufgaben. 

Obwohl sich die Vorteile von Streikversammlungen in Ansät¬ 
zen zeigten, sah die SAV es nicht als zentrale Aufgabe für sich 
an, die Beteiligung der (an Obrigkeit gewöhnten und daher 
zurückhaltenden) Kolleginnen bei den Streikversammlungen 
zu fördern. Die Streikdemokratie als Waffe gegen den Büro¬ 
kratismus zu nützen, kam den Genossinnen nicht in den Sinn, 
da ihnen scheinbar die Streikleitung doch ganz gut gefiel. (Ein 
SAV-Mitglied wurde auch ohne Wahlen in die Streikleitung ko¬ 
optiert.) Der schon angesprochene teilweise offene Charakter 
der Streikleitung war im Vergleich zu sonstigen ultra-bürokra¬ 
tischen Streikführungen zwar ein wichtiges progressives Ele¬ 
ment zur Politisierung einiger Aktivistinnen, an dem die SAV 
einigen Anteil hatte. Doch mit dem Hinweis auf die „Offenheit" 
der Leitung wurde die politisch wichtige Frage der demokrati¬ 
schen Kontrolle des Streiks durch die Streikenden selbst oftmals 
beiseite geschoben. Denn trotz einer angeblichen „Offenheit" 
der Streikleitung ist es für sich formierende oppositionelle Strö¬ 
mungen innerhalb eines Streiks so nicht möglich, in die Strei¬ 
kleitung hineinzukommen. Stattdessen hatte die Streikleitung 
selbst immer das letzte Wort darüber, wer Teil der Streikführung 
werden darf und wer nicht. Fundamentale Prinzipien der Ar¬ 
beiterinnendemokratie zur Bekämpfung von Bürokratisierung 
wie die jederzeitige Wahl und Abwahl von Funktionärlnnen, die 
die SAV abstrakt auch verteidigt, hatten in diesem konkreten 
Kampf für sie also untergeordnete Bedeutung. 

Diese Politik der Anpassung an das bestehende Bewusstsein 
lässt die SAV und ihre Interpretation der Übergangsmethode 
nicht gerade gut aussehen. Sie hat mit zur aktuellen Situation 
geführt, in der die Kolleginnen während der Verhandlungen 
sich über das Schicksal des Kampfes völlig im Unklaren befin¬ 
den. Der Informationsfluss liegt einzig in den Händen von Ge- 
werkschaftsfunktionärlnnen, in die die SAV scheinbar vollstes 
Vertrauen hat. Das ist alles ziemlich weit weg vom politischen 
Erbe der Vierten Internationale, auf die sich die SAV - wie auch 
RIO - bezieht. 

Die Kolleginnen 

Es bleibt die wichtigste Frage: Was bedeutete der CFM-Streik für 
die Beschäftigten? Zunächst ist klar festzuhalten, dass viele Kol¬ 
leginnen durch den CFM-Streik ein deutlicheres Bewusstsein 
über ihre Lage bekommen haben. Der Kampf schuf ein klareres 
Verständnis für den Charakter des Feindes, für die Unvereinbar¬ 
keit der Interessen von Beschäftigten und der Geschäftsfüh¬ 
rung. Ebenso machten die (u.a. internationalen) Solidaritätser¬ 
klärungen und -aktionen den gesellschaftlichen Charakter des 
Kampfes sowie die Notwendigkeit deutlich, dass die Lohnab¬ 
hängigen zusammen kämpfen müssen. Wichtig war aber vor 
allem die Erkenntnis, dass die Ohnmacht der Beschäftigten nur 
eine scheinbare ist und dass kämpfen selbst unter schwierigen 
Umständen möglich ist. 

Doch es gibt auch negative Bilanzen: Der Minderheitsch- 


5. http://www.klassegegenklasse.org/fur-tagliche-streikversammlungen/. 
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arakter des Streiks und die Spaltung der Belegschaft anhand 
künstlich unterschiedener Betriebszugehörigkeiten (Charite, 
CFM, Gestellte, Leiharbeiterinnen) konnte nicht wirklich über¬ 
wunden werden. Dazu kam auch die sinkende Kampfbereit¬ 
schaft insbesondere in den letzten Wochen des Streiks, durch 
die sich die negativen Folgen des Mai-Streiks und des Fehlens 
einer wirklichen Solidaritätskampagne bemerkbar machten. 
Aber vor allem: Dass Arbeiterinnendemokratie eine Antwort auf 
die Macht der Gewerkschaftsapparate sein kann, dass bürokra¬ 
tische Strukturen demokratischer Kontrolle unterworfen wer¬ 
den müssen, dies konnte nicht ausreichend vermittelt werden. 
So haben die Verhandlungsführerlnnen der Beschäftigtenseite 
nicht den Druck einer entschlossenen Basis hinter sich. Im Falle 
eines Ausverkaufs wird ihnen kaum jemand offensiv und orga¬ 
nisiert widersprechen können. Eher werden sich Enttäuschung 
und Demoralisierung unter den Kolleginnen weiter verfestigen. 

(Zwischen-)Bilanz und 
Schlussfolgerungen 

Vor diesem Hintergrund ist die Aussetzung des CFM-Streiks 
nach 13 Wochen trotz des mageren Angebots einerseits ver¬ 
ständlich. Die SAV schreibt dazu : „Eine Ablehnung dieses Erfolgs 
wäre nur gerechtfertigt gewesen, wenn man hätte sicher stellen 
können, dass der Streik kurzfristig noch deutlich steigerungsfähig 
ist, um den Druck auf die Arbeitgeber massiv zu erhöhen. Realis¬ 
tisch eingeschätzt war das nur schwer möglich." 6 Dies ist zum 
Teil sicherlich richtig. Einen Minderheitenstreik bis zur völligen 
Demoralisierung weiterführen zu wollen, wäre kaum mehr als 
ein Kamikaze-Kommando. Andererseits ist es heuchlerisch zu 
behaupten, dass nicht mehr herauszuholen gewesen wäre. 
Der Druck auf die CFM-Geschäftsführung hätte nicht erst in 
den letzten Wochen deutlich erhöht werden dürfen. Schon zu 
Beginn hätte offensiv die Frage der Blockade des CFM-Zentral- 
lagers angesprochen und eine massive Solidaritätskampagne 
seitens der Gewerkschaft gefordert werden müssen. Und nicht 
zuletzt hätte der konsequentere Aufbau einer Streikdemokratie 
vom ersten Tage des Streiks an die Beteiligung massiv erhöhen 
und so auch eine größere Schlagkraft aufbauen können, die die 
zehrende Länge des Streiks möglicherweise gar nicht notwen¬ 
dig gemacht hätte. Zentral aber bleibt die Feststellung, dass der 
CFM-Streik im Herbst ohne den heuchlerischen Streikabbruch 


6. Stanicic: Ebd. 


im Mai überhaupt nicht notwendig gewesen wäre. 

Wie es nun weitergeht, liegt leider in der Hand der Gewerk¬ 
schaftsapparate. Eine Fortsetzung des Arbeitskampfes wird es 
so kaum geben: Es mangelt sowohl an Strukturen, die den Be¬ 
schäftigten Einfluss auf die Verhandlungen geben, als auch an 
Absprachen über eine Wiederaufnahme des Streiks. 

Insofern müssen wir eine gemischte Bilanz des CFM-Streiks zie¬ 
hen: Als ungewöhnlich langer und kämpferischer Arbeitskampf 
konnte er zumindest ein Zeichen für die Arbeiterinnenbewegung 
in Deutschland setzen. Darauf kann man aufbauen, um in Zukunft 
schlagkräftigere Streiks zu führen, die den scharfen Angriffen, die 
unweigerlich kommen werden, etwas Substanzielles entgegen¬ 
setzen. Doch dazu ist es gerade notwendig, die Schwächen des 
Streiks zu analysieren und die richtigen Schlussfolgerungen zu 
ziehen. Nur so kann dieserTeilerfolg tatsächlich eine positive Aus¬ 
strahlung auf die Arbeiterinnenklasse haben und einen Schritt in 
die Richtung zur Rückeroberung der besten Traditionen der deut¬ 
schen und weltweiten Arbeiterinnenbewegung weisen. 

Der Streik zeigte eine Arbeiterinnenklasse, in der nicht 
die stärksten Elemente zum Kampf blasen, sondern deren 
schwächste, am meisten ausgebeutete und prekarisierte Sek¬ 
toren zum ersten Mal nach 30 Jahren bürgerlicher Restaurati¬ 
on mit dem ewigen Mantra „Es gibt keine Alternative" etwas 
entgegenzusetzen versuchen. Dies alles in Mitten der größten 
Krise des Kapitalismus seit 80 Jahren, die früher oder später 
auch hier in Deutschland massiv einschlagen wird. Die Kampf¬ 
bereitschaft von Teilen der CFM-Belegschaft zeigt uns Revoluti¬ 
onärinnen Anknüpfungspunkte, die wir nutzen müssen, um die 
fortschrittlichsten Sektoren der Arbeiterinnenbewegung und 
der Jugend miteinander zu verbinden, um uns gemeinsam mit 
ihnen auf die kommende Periode vorbereiten zu können. 

Zentral für diese Aufgabe ist es, sich nicht mit erzwungenen 
Waffenstillständen zufrieden zu geben, sondern ein klares Pro¬ 
gramm und eine klare Strategie für den Kampf zu entwickeln, 
um diejenigen Teile der Klasse zu fördern, die für den Aufbau 
einer revolutionären Partei in Deutschland gewonnen werden 
können. Dies kann nur durch die konsequente Entwicklung 
und Anwendung einer sowjetischen Strategie geschehen - ei¬ 
ner Strategie, die die direkte Arbeiterinnendemokratie und den 
unerbittlichen anti-bürokratischen Kampf als zentrales Element 
zur Wiedererlangung des historischen Erbes der internationa¬ 
len Arbeiterinnenbewegung in den Mittelpunkt der Auseinan¬ 
dersetzung stellt. Wir laden herzlich dazu ein, diese Strategie 
mit uns zu diskutieren. 


Streikende vor dem 
Dussmann-Kultur- 
kaufhaus in der Fried¬ 
richstraße in Berlin 









Kein tropischer, aber 
ein wirtschaftlicher 
Sturm erwartet uns. 


W enn man der bürgerlichen Presse Glauben schenken wür¬ 
de, befände sich Deutschland in einem Wintermärchen. 
„Deutsche Firmen trotzen Europas Abschwung" titelte Der Spie¬ 
gel. Die Folge war kurz vor Jahresende ein Kursfeuerwerk der 
deutschen Aktien, um sich auf die Feierlichkeiten zum Jahres¬ 
ende einzustimmen. Beinahe als endgültiger Beweis wird auf 
die nach wie vor ununterbrochene Kauflust der deutschen Ver¬ 
braucherinnen hingewiesen. 

Und es handelt sich tatsächlich nur um ein Märchen, also 
eine unwirkliche Welt voller phantastischer Elemente, mit einem 
Helden im Mittelpunkt der Geschichte, der selbstverständlich 
Deutsch spricht, und sich eine Schlacht gegen böse, dunkelhäu¬ 
tige Kräfte (Griechinnen, Italienerinnen, Spanierinnen) liefert, 
die er bisher mit seinen Waffen wie drakonischen Sparmaßnah¬ 
men und technischen Regierungen im Zaum halten kann. 

Jedoch ist die Ruhe trügerisch, denn Deutschland befindet 
sich nicht in einer besinnlichen Winterlandschaft, sondern im 
Auge eines gewaltigen Sturms, der in Europa wütet. Der Hinweis 
auf die guten deutschen Unternehmen und schlecht arbeiten¬ 
den Südländerinnen ist somit als Versuch zu werten, von den 
strukturellen Ursachen der Krise abzulenken. Dennoch kann die 
Ruhe im Auge eines Sturms immer nur vorübergehend sein: Die 
ersten Winde sind mittlerweile schon zu spüren. Die Prognosen 
für 2012 gehen von einer „Schwächephase" aus, denn infolge 
der europäischen Schuldenkrise werden eine Abkühlung des 
Binnenmarktes sowie ein starker Rückgang des Außenhandels 
erwartet, vor allem aufgrund der sich zusammenziehenden 
Märkte der angeschlagenen Länder der Eurozone. Der wütende 
Sturm nähert sich langsam, aber unaufhaltsam den deutschen 
Grenzen. 

Die Rezession erreicht 


langsam Deutschland 
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Noch sind die Auftragsbücher deutscher Konzerne und Unter¬ 
nehmen relativ gut gefüllt. Dennoch: Bereits jetzt lahmt das 
Wachstum in den Euro-Krisenstaaten. Selbst Deutschlands 
wichtigster Handelspartner Frankreich gleitet in die Rezessi¬ 
on und wurde kürzlich von der Rating-Agentur Standard and 
Poor's mit dem Entzug der Bestnote abgestraft. Ein vom Ex¬ 
port stark abhängiges Land wie Deutschland kann aber nicht 
auf den europäischen Markt verzichten: Die Nachfrage nach 
deutschen Autos, Maschinen oder Chemieprodukten sinkt 
bereits. Die Kürzungspakete und Steuererhöhungen in Italien 
und Spanien sowie die laufenden Entlassungen in ganz Europa 
werden die Kaufkraft für deutsche Produkte verringern. Bereits 
jetzt sinkt die Nachfrage für Autos in Spanien und Frankreich. In 
Griechenland werden Autos sogar von der Versicherung mas¬ 


siv abgemeldet. Dass Schwellenländer wie China oder Brasilien 
weiter wachsen (wohl aber langsamer als sonst) hilft auch nicht 
viel, denn im Vergleich zu den Euro-Märkten spielen sie für die 
deutschen Exporte bisher nur eine untergeordnete Rolle 1 . 

Die Erholung der deutschen Wirtschaft ist eng mit der Erho¬ 
lung des Welthandels verbunden. Diese Tatsache ermöglichte 
es Deutschland, mit seiner Handelsüberschusspolitik fortzufah¬ 
ren - was die bereits vorhandenen Ungleichgewichte weiter 
verschlimmert hat. Andererseits erklärt sich der deutsche „Auf¬ 
schwung" damit, dass viele Investorlnnen ihre Gelder aus den 
angeschlagenen Ländern Europas, und sogar aus Frankreich 
und den Niederlanden, abgezogen haben. Dieses Geld wurde 
in deutsche Staatsanleihen investiert und hat somit die Markt¬ 
zinsen in Deutschland nach unten gedrückt. Schließlich zahlen 
sich die auferlegten Kürzungsprogramme der Troika Deutsch¬ 
land (und Frankreich)-IWF-EZB jetzt aus, denn Länder wie Grie¬ 
chenland und Portugal müssen nun für die„solidarischen" Kre¬ 
dite und versprochenen Garantien massiv Gebühren zahlen. 

Jedoch kann der konjunkturelle Höhenflug nicht über die 
strukturellen Probleme der deutschen Wirtschaft hinwegtäu¬ 
schen: Deutschland braucht ein neues Akkumulationsmodell, 
um das bereits gewonnene Terrain auf dem Weltmarkt zu be¬ 
haupten. Die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands gründet 
nämlich auf einer lange anhaltenden Angriffsserie auf die ar¬ 
beitende Bevölkerung, was dazu geführt hat, dass Deutsch¬ 
land selbst in der bürgerlichen Presse als „Billiglohnland" 2 
gehandhabt wird. Doch diese Angriffe waren nur der Anfang. 
Die herrschende Klasse muss die im Vergleich zu anderen im¬ 
perialistischen Ländern wie den USA nach wie vor zu hohen 
Produktionskosten senken. Dies geht nur durch einen massi¬ 
ven Angriff auf die Arbeiterinnenklasse, um die sinkende Pro¬ 
duktivität umzukehren. 

Nun neigt sich der Aufschwung der deutschen Wirtschaft un¬ 
aufhaltsam seinem Ende zu. Die europäische Industrie befindet 
sich seit fünf Monaten in der Rezession. In allen europäischen 
Ländern streichen Betriebe weiter Stellen, bauen ihre Lager ab 
und kürzen die Einkaufsmenge. Die sinkende Nachfrage nach 
lndustriegütern„Made in Germany" ist der Auftakt zu kommen¬ 
den Entlassungen in Deutschland. Deshalb fordern bereits jetzt 
unisono Gewerkschaftsspitzen und Industriebosse die Verlän¬ 
gerung der Kurzarbeitsregelung, also die Teilarbeitslosigkeit zu 
Gunsten der Kapitalistlnnen, und in letzter Instanz zu Lasten 
der Lohnabhängigen. Der Zugriff auf diese Maßnahme wird 
jedoch die Verschuldung Deutschlands weiter antreiben, was 
sich in einer schlechteren Bonität und somit in der Bestrafung 

1. Sebastian Dullien:„Wirtschaftsszenarien 2012: Hallo Krise!" Spiegel Online 

31.12.2011. http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,805874,00.html. 

2. Spiegel Online:„Deutschland verkommt zum Billiglohnland", 29.12.2011. 

http://www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/0,1518,806175, 00.html. 









durch die Märkte ausdrücken wird, was wiederum Sprit für den 
sozialen Rasenmäher bedeutet. 

„Faule Südländer, fleißige Deutsche" 

Der deutsche Imperialismus hat Fortschritte gemacht in der 
Halbkolonialisierung seines europäischen Hinterhofes: Er hat 
auf Kosten seiner imperialistischen Konkurrenten Stellungen in 
der europäischen Peripherie aufgebaut. Die politischen Kosten 
dieses unilateralen Gangs sind jedoch enorm, denn sie vergrö¬ 
ßern die Spannungen zwischen den verschiedenen imperia¬ 
listischen Staaten der EU, wie das britische „Nein" beim Gipfel 
zur EU-Reform im Dezember oder die Kritik der IWF-Präsidentin 
Lagarde an Merkel zeigt. Dabei ist dies nur der Anfang einer 
Periode wachsender zwischenstaatlicher Spannungen, die für 
die Ausgebeuteten und Unterdrückten nichts Gutes verheißen. 
So sind heute die von den Euro-Gipfeln getroffenen Maßnah¬ 
men unzureichend, um die Krise in der Eurozone zu lösen - sie 
drohen umgekehrt sogar zum Bankrott der Eurozone zu führen. 
Die vorübergehende Alternative zum Bankrott wäre die vertief¬ 
te Unterwerfung der schwächeren europäischen Wirtschaften 
unter die deutschen Diktate. Es ist die Wahl zwischen Bankrott 
und Unterwerfung, im Endeffekt zwischen Pest und Cholera. 

Angesichts der sich trübenden gesellschaftlichen Perspek¬ 
tiven verstärken sich die rechtspopulistischen Töne, mal in 
offener, mal in subtiler Weise. Bürgerliche Politikerinnen, Kar¬ 
rieristinnen, Meinungsmacherinnen, Xenophobe greifen auf 
nationalistische Stereotype zurück und treiben damit einen 
Keil zwischen die einheimischen und ausländischen Lohnab¬ 
hängigen, zwischen „fleißige Deutsche" und „faule Südländer". 
Somit wollen sie die politische Auseinandersetzung über die 
Krise des Kapitalismus in einer Fäkaliengrube ertränken: Da aa¬ 
len sich die Südländerinnen unter der Sonne, hier arbeiten die 
fleißigen und sparsamen Deutschen (die Migrantlnnen gehö¬ 
ren ja nicht dazu) bei Sturm und Hagel. Und nun müssen die 
„Deutschen" für die Fehler der anderen wiedereinmal zahlen... 
Deshalb hat Merkel in ihrer Neujahrsansprache die Bürgerinnen 
auf harte Zeiten eingeschworen, denn die Tiefe der jetzigen 
Wirtschaftskrise ist historisch. Sie wird als „die größte zivile Be¬ 
drohung (...), der sich Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg 
gegenübersieht" 3 , dargestellt. 

Unter diesem sehr ungünstigen Stern wäre für die herrschen¬ 
den Klasse eine starke Regierung von Nöten: Eine Regierung, 
die sich nicht zerfleischt und in der Lage ist, ihr arbeiterinnen¬ 
feindliches Programm durchzuführen. Aber dies ist nicht der 
Fall, denn die Regierungskoalition ist aufgrund der terminalen 
Krise der FDP mehr oder weniger handlungsunfähig. Ihre politi¬ 
schen Vertreterinnen werden eineR nach dem/der Anderen der 


3. Jakob Augstein:„Wulff, Lindner, Chaos", Spiegel Online 15.12.2011. 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,803866,00.html. 


Lüge und Vetternwirtschaft bezichtigt. Die Parteien als Säulen 
des Regimes sind in eine Krise geraten. Konnten sie früher die 
Interessen verschiedener Sektoren gleichzeitig artikulieren, gilt 
dies heute nicht mehr. So kommt es allmählich zu einem Pro¬ 
zess der Neudefinition der politischen Allianzen und Projekte. 
Die FDP könnte ganz verschwinden. Der Erosionsprozess in der 
SPD schreitet untergründig, aber im historischen Maße unauf¬ 
haltsam voran. Trotz den Beteuerungen von Sigmar Gabriel, 
dass die Krise der SPD überwunden sei, ist sie in Wahrheit nur 
deswegen nicht mehr tagesaktuell, weil sie nicht an der Regie¬ 
rung ist. Die Linkspartei versucht einen neuen Anlauf, die SPD 
zu„resozialdemokratisieren". Dabei verliert sie in den Umfragen 
weiter an Zustimmung, und auf der Straße sieht man sie höchs¬ 
tens an sonnigen Tagen oder bei ritualisierten Kundgebungen. 
Die Grünen haben dabei etwas Grund zur Freude, denn ob sie 
zu einer längerfristigen Alternative für die herrschenden Klas¬ 
se werden können, wird von ihr noch getestet. Jedoch ist ihre 
System konforme Lösung, ihr „Green New Deal", eine Fiktion für 
Boom- und nicht für Krisenzeiten. Die Partei CDU-CSU kann 
nicht mehr Heimat für so viele verschiedene Vorstellungen 
sein, die weder fundamentale Christinnen noch aufgeklärte 
Marktanhängerinnen, weder Euroskeptikerlnnen noch Eurobe¬ 
geisterte gleichermaßen bedienen 4 . 

Diese Situation begünstigt die Entstehung einer rechtspo¬ 
pulistischen Instanz, einer Partei der deutschen Werte, in der 
Leute wieThilo Sarrazin, Gabriele Pauli, Karl-Theodor zu Gutten- 
berg und Erika Steinbach Platz hätten. Denn auch in Deutsch¬ 
land nimmt der Rechtspopulismus immer klarere Konturen an, 
weil viele Menschen in der Sorge um den eigenen Wohlstand 
angesichts der Schuldenkrise dem rechten Sirenengesang, die 
anderen seien Schuld an der Misere, verfallen. Aus der Sorge 
um die Stabilität des Euros wird die Furcht vor dem Euro. Laut 
einer aktuellen Umfrage von Infratest Dimap sehen 57% der 
Bundesbürgerinnen die Einführung des Euros als eine falsche 
Entscheidung. Mehr als jedeR Dritte hätte am liebsten sofort 
die D-Mark zurück. Diese Sehnsucht nach Heil, die Rückkehr 
in die BRD des Booms, soll eine Partei bewerkstelligen, die die 
Überdehnung Europas und den geplanten Türkei-Beitritt zur 
EU verhindert, die die deutschen Interessen (sprich, die der 
herrschenden Klasse) vor die europäischen stellt, die der„Über- 
fremdung" vor allem der muslimischen, Einhalt bietet, die die 
„Abschaffung Deutschlands" verhindert. Kurz, eine Partei der 
enttäuschten Wirtschaftsliberalen, Euro-Skeptikerlnnen und 
Rassistlnnen 5 . Sie bereiten sich also auf die kommenden schar¬ 
fen sozialen Auseinandersetzungen vor. 


4. „Parteigründung liegt in der Luft" N-TV 13.09.2010. http://www.n-tv.de/ 
politik/Parteigruendung-liegt-in-der-Luft-articlel 474961 .html. 

5. Siehe auch: Juan Chingo:„Ein neuer bonapartistischer Kurs in Europa". 
In diesem Heft. 
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Perspektiven für 2012 

Die Krise wird die Lebensbedingungen der großen Mehrhei¬ 
ten in diesem Jahr weiterhin verschlechtern. Bisher mussten 
insbesondere die stark prekarisierten Sektoren der Arbeite¬ 
rinnenklasse wie die Arbeitslosen, Jugendlichen und Frauen 
Einbußen auf sich nehmen. Deren soziale Absicherung wurde 
der Standortlogik und der Sozialpartnerschaft geopfert. Der 
Degen, mit dem das Ausbluten eingeleitet wurde, wurde von 
der Gewerkschaftsbürokratie in die Hände der Kapitalistlnnen 
gelegt. Die Folgen sind dramatisch gewesen. Explosionsartiger 
Anstieg der prekären Beschäftigung, Zunahme von Hungerlöh¬ 
nen, Kinderarmut, etc. Die Inflationsrate erhöhte sich bereits im 
achten Quartal in Folge und frisst die oft mickrigen Lohnerhö¬ 
hungen der letzten tariflichen Auseinandersetzungen komplett 
auf. Während die Preise um 2,5 Prozent stiegen, lag die durch¬ 
schnittliche Lohnentwicklung deutlich unterhalb der Inflation. 

Allerdings haben nicht alle Beschäftigte stark bluten müs¬ 
sen. Für die Vollzeitbeschäftigten in der verarbeitenden Indust¬ 
rie, im Bergbau, aber auch in manchen Dienstleistungsberufen 


lag der Gehaltsanstieg über der Inflation, was auf ein Wieder¬ 
erlangen des Selbstbewusstseins der Beschäftigten hinweist. 
Jedoch hat genau dieser Sektor in den vergangenen 20 Jahren 
erheblich an Bedeutung verloren: Waren 1991 noch 28,5 Pro¬ 
zent aller Erwerbstätigen in der Industrie beschäftigt, sind es 
heute nur noch 18,7 Prozent. Der Anteil der Beschäftigten im 
Dienstleistungssektor, in dem schlechter bezahlte und unsiche¬ 
rere Jobs häufiger zu finden sind, stieg von 60,9 Prozent im Jahr 
1991 auf 73,8 Prozent im Jahr 2011 (an der Gesamtzahl der Er¬ 
werbstätigen berechnet 6 ). Dieser Prozess wäre nicht ohne die 
unsägliche Politik der Demobilisierung und den Verrat der Ge¬ 
werkschaftsspitzen möglich gewesen. Jedoch sieht die unmit¬ 
telbare Zukunft auch in der verarbeitenden Industrie schwarz 
aus, denn einerseits brechen die Bestellungen ein und die Un- 

6. Insgesamt stieg die Zahl der Erwerbstätigen in Deutschland in diesen 
zwei Jahrzehnten von 38,77 Millionen auf 41,04 Millionen. Soviel zur oft 
genannten These, dass es in Deutschland keine Arbeiterinnen geben 
würde! 
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Ein arbeiterinnenfeindlicher Weg: 

F ür die herrschende Klasse geht der Weg aus der Krise 
über die Aufbürdung der Kosten auf die subalternen 
Klassen 1 . Dies geht heute über die Rettung des Euros, koste 
was es wolle, denn die herrschende Klasse in Deutschland 
zieht den größten Nutzen aus der Währungsunion. Wie einer 
Rede von „Arbeitgeber"präsident Dieter Hundt 2 zu entneh¬ 
men ist, bedeutet dies in der Praxis mehr Spardiktate für die 
Mittelmeerländer. 

Aus Sicht der herrschenden Klasse sind die Herausforde¬ 
rungen für die nächsten Jahre die Sanierung der öffentlichen 
Haushalte, d.h. weniger Geld für Soziales, Gesundheit und Bil¬ 
dung ausgeben, die Wettbewerbsfähigkeit sichern usw.: alle¬ 
samt Maßnahmen, die nur mittels niedrigerer Tarifabschlüsse, 
Lohnzurückhaltung, und - falls die Böen der Krise Deutsch¬ 
land wieder treffen - den erneuten Einsatz von Kurzarbeiter¬ 
geld durchzusetzen sind. Jene Medizin, die für die PIIGS 3 gut 
ist, muss auch gut für Deutschland sein: So werden angesichts 
der dramatischen Haushaltsnotlage die Bundesländer Berlin, 
Bremen, das Saarland sowie Schleswig-Holstein schärfer am 
Kragen gepackt. Diese vier finanzschwachen und hoch ver¬ 
schuldeten Länder müssen nun zum ersten Mal in der bun¬ 
desrepublikanischen Geschichte ein Fünf-Jahres-Programm 
zur Sanierung ihrer Haushalte vorlegen und sich Kontrollen 
unterwerfen, denn sie müssen diszipliniert werden: „Wenn 
Griechenland, Spanien und Italien Schulden abbauen müssen 
und andernfalls bestraft werden, dann muss das Gleiche auch 
für die Länder Berlin, Bremen, Brandenburg oder Rheinland- 
Pfalz gelten" sagte Bayerns Finanzminister Markus Söder 
(CSU) 4 . Oder anders gesagt: weniger Beschäftigte im öffent¬ 
lichen Dienst, Infrastrukturabbau, Deregulierung des Arbeits¬ 
marktes und eine Goldgrube für private Anbieterlnnen von 
Leistungen, die heute in staatlicher Hand liegen. 

1. Den Begriff„subaltern" benutzen wir synonym für ausgebeutete, 
unterdrückte und/oder marginalisierte Gruppen. 

2. Dieter Hundt:„Kurs halten für Wachstum und Beschäftigung", 

22.11.2011. http://www.arbeitgeber.de/www/arbeitgeber.nsf/res/B44 
65DCBE68678DFC1257950002789C4/$file/RedeDH_DAT201 1_2.pdf. 

3. Die Abkürzung PIIGS wurde zum ersten mal während der Staats¬ 
schuldenkrise im Euroraum 2010 verwendet. Die Buchstaben stehen 
für die fünf Euro-Staaten Portugal, Italien, Irland, Griechenland und 
Spanien. 

4. radiobremen:„Söder greift Bremer Finanzpolitik an", 16.12.2011, http:// 

www.radiobremen.de/politik/nachrichten/politiksoederbremenfinan- 
zen100.html. 


Ein reformistischer Ansatz: 

ie Gewerkschaftsführerlnnen verfolgen nach wie vor eine 
sozialpartnerschaftliche Politik, als ob das Kapital sich 
noch in einer Aufschwungphase befände und es die Möglich¬ 
keit gäbe, bei den Kapitalistlnnen nennenswerte Zugeständnis¬ 
se herauszuholen. Die Gewerkschaftsbosse zeigen sich mit den 
besitzenden Klassen solidarisch und sind bereit, alle arbeiterin¬ 
nenfeindlichen Maßnahmen, die die Herrschenden zur Rettung 
des Kapitalismus verordnen, mitzutragen. „Hieraus leiten sich 
eine Reihe von wirtschaftpolitisch dringend umzusetzenden 
Alternativen im Sinne eines Links-Keynesianismus ab." 5 Zusam¬ 
mengefasst: für die Gewerkschaftsbosse ist„e/n Kurswechsel hin 
zu einer sozialen marktwirtschaftlichen Demokratie" 6 notwendig. 
Um all dies zu erreichen, schlägt die Gewerkschaftsbürokratie, 
statt zum Kampf aufzurufen, Bündnisse zwischen Gewerkschaf¬ 
ten und Konsumentinnen vor, um mittels Konsumboykotts die 
Unternehmen unter Druck zu setzen - von Streiks keine Rede. 

Im Einklang mit diesen keynesianistischen Vorstellungen be¬ 
schränken sich die Forderungen der Linkspartei - und um sie krei¬ 
sen leider auch Gruppen und Parteien, die sich als trotzkistisch 
bezeichnen - auf die Bekämpfung der schlimmsten Auswüchse, 
anstatt die Wurzel des Problems anzupacken: den Kapitalismus. 
Das zentrale Problem für die Linkspartei ist, im Einklang mit den 
Vorstellungen der Gewerkschaftsbürokratlnnen, nicht der Kapi¬ 
talismus per se, sondern seine aktuelle Ausformung. Hinter den 
Forderungen nach mehr Regulierung der Märkte und Demokra¬ 
tisierung der Wirtschaft steckt die reaktionäre Vorstellung, es 
existiere eine ökonomische Sphäre (der Finanzsektor), der nicht 
mehr unter staatlicher Kontrolle läge, daher die derzeitige wirt¬ 
schaftliche Krise, und die Aufgabe sei die Stärkung des (bürgerli¬ 
chen) Staates als Kontroll- und Regulierungsinstanz des Finanz- 
und produktiven Kapitals. Dabei wird trotz allen Bekundungen 
der Klassenkampf der Wahlagenda untergeordnet. 

5. Heinz-J. Bontrup: Zur größten Finanz- und Wirtschaftskrise seit achtzig 
Jahren. Ein kritischer Rück- und Ausblick und Alternativen. März 2011. S. 
47. http://niedersachsen.dgb.de/themen/++co++24919cb6-b067-11- 
e0-684f-00188b4dc422?t=1. 

6. Berthold Huber:„Die IG Metall will einen Kurswechsel". http://www. 
igmetall.de/cps/rde/xchg/SID-9A0A5489-3DFDF12F/internet/style.xsl/ 
kurswechsel-interview-mit-berthold-huber-4378.htm. 
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ternehmen schrauben die Produktion zurück, andererseits ist 
das Produktivitätswachstum niedriger als in anderen imperia¬ 
listischen Ländern, so dass die herrschende Klasse eher früher 
als später diesen aus ihrer Sicht unmöglichen Zustand mittels 
Massenentlassungen korrigieren muss. Es ist durchaus im Rah¬ 
men der Möglichkeiten, dass dieses Jahr die große Angriffswel¬ 
le beginnt. Auch die Arbeiterinnen aus dem Industriebereich 
sollten sich auf diese Perspektive vorbereiten. Die Angriffe in 
Griechenland, Italien und nun Spanien sind ein Alarmsignal für 
die hiesigen Beschäftigten. 

Diese Situation hat zu einer paradoxen Entwicklung ge¬ 
führt, bei der die tragenden Elemente von Widerstand oft bei 
den Beschäftigten im Dienstleistungsbereich anzutreffen sind, 
also in jenem Bereich, der nicht unmittelbar den Bedingungen 
des Weltmarktes unterworfen ist. Dies ist so, weil sie einerseits 
heute etwas vom Aufschwung haben wollen, andererseits, weil 
sie oft auf konfliktbereite Unternehmerinnenverbände treffen: 
Fluglotsinnen, Lokführerlnnen, Telekom, S-Bahn in München, 
etc. Sie sehen, wie ihre Gewerkschaften ihre Interessen doch 


us der Krise 

Eine revolutionäre Perspektive: 

F ür revolutionäre Marxistinnen besteht die Aufgabe heute 
darin, eine klare Perspektive des Kampfes gegen die Maß¬ 
nahmen der herrschenden Klasse zu entwickeln, sowohl auf 
ideologischer Ebene als auch in der täglichen Praxis, durch 
die Gründung von Strukturen in Betrieben, in denen es kei¬ 
ne gibt, durch die Durchführung von Streiks zur Verteidigung 
von hart erkämpften Errungenschaften etc. Jedoch kann sich 
der von den Lohnabhängigen durchzuführende Kampf nicht 
nur auf die Betriebe beschränken, bzw. auf die Durchführung 
von punktuellen Streikaktionen. Der Kampf muss verallge¬ 
meinert werden und dabei mit dem ideologischen Kampf ge¬ 
gen den Klassenfeind sowie dessen Agentinnen innerhalb der 
Arbeiterinnenreihen verbunden werden. 

Es geht also darum, die Illusionen zu bekämpfen, die Ge- 
werkschaftsbürokratlnnen und Parteien wie die Linkspartei 
in den bürgerlichen Staat, seine Institutionen und die Mög¬ 
lichkeit der Aussöhnung der Klasseninteressen säen, um 
Enttäuschung und Desorganisation unter den subalternen 
Klassen zu vermeiden. In den Betrieben geht es folglich da¬ 
rum, eine kämpferische und antibürokratische Strömung zu 
schaffen, die der Sozialpartnerschaftslogik und dem Reform¬ 
fetischismus eine revolutionäre Perspektive entgegensetzt. 
An den Schulen und Universitäten geht es darum, den Auf¬ 
bau einer antikapitalistischen, antiimperialistischen, pro-Ar- 
beiterlnnen- und revolutionären Strömung voranzutreiben 
- eine Strömung, die dem Kapitalismus eine sozialistische 
Perspektive, der nationalbornierten Standortlogikdie effekti¬ 
ve Solidarität zwischen den vaterlandslosen Ausgebeuteten, 
dem zersetzenden Individualismus die Solidarität unter den 
Unterdrückten, der Reaktion die Revolution entgegensetzt. 

mt 
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Sollten sich alle Antikapitalistlnnen in einer Neuen Antikapitalis¬ 
tischen Organisation zusammentun? Ein Beitrag von RIO dazu: 

www.klassegegenklasse.org/ 

neue-revolutionare-arbeiterinnenpartei/ 


nicht vertreten, und so kehren sie diesen bürokratischen Mons¬ 
tern zunehmend den Rücken. Dadurch hat sich dieTendenzzur 
Entwicklung von Spartengewerkschaften verstärkt, die eine re¬ 
lative Schwächung der Arbeiterinnenbewegung darstellt, aber 
gleichzeitig eine Form ist, wie manche Sektoren der Arbeiter¬ 
innenschaft sich nach wiederholtem Verrat von ihren Führun¬ 
gen distanzieren konnten. Ironischerweise greifen die Gewerk¬ 
schaftsspitzen und Kapitalistlnnen die Spartengewerkschaften 
gemeinsam an, wohl aber aus unterschiedlichen Gründen: 
die Kapitalistlnnen, weil sie keine so zuverlässigen Gesprächs¬ 
partnerinnen mehr haben; die Gewerkschaftsspitzen, weil sie 
dadurch unter Druck gesetzt werden und sich so widerwillig 
etwas kämpferischer geben müssen. 

Dabei entdecken manche Beschäftigte in jüngerer Zeit 
längst verloren geglaubte militante Methoden langsam wie¬ 
der, wie Streiks ohne Vorankündigung und Blockaden von 
Betriebstoren. Auffallend viele junge Frauen und Migrantlnnen 
sind bereit, in den Kampf zu ziehen. Erzieherinnen, Sozialpä- 
dagoglnnen, Beschäftigte im Einzelhandel wie bei H&M oder 
der Drogeriekette Schlecker, Reinigungskräfte wie beim CFM- 
Streik etc. Denn die jungen Generationen von Arbeiterinnen 
sind weniger belastet von der zersetzenden Last der Sozialpart¬ 
nerschaftslogik. Sie kennen nichts anders als angriffslustige 
Chefs. So ist ihnen das sozialpartnerschaftliche Geschwätz der 
Gewerkschaftsbürokratie befremdlich. Sie schauen in ihren Be¬ 
kanntenkreis und sehen, wie ihre Freundinnen und Verwand¬ 
ten entweder wieder mal ein Praktikum absolvieren oder kaum 
über die Runden kommen. 

Auf der anderen Seite wächst die Angst der Mittelschicht 
vor dem Absturz in prekäre Beschäftigungsverhältnisse und 
Arbeitslosigkeit. Mit Entsetzen wird festgestellt, dass die Eltern 
den ererbten Wohlstand nicht auf ihre Kinder übertragen wer¬ 
den können. Ihre Zukunft sind endlose Praktikantinnenstellen, 
Drosselung des Konsums und die Unmöglichkeit, Karriere zu 
machen - eine wohlbekannte Situation für Arbeiterinnenkin¬ 
der. Die Krise aktualisiert somit eine der Grundthesen des Mar¬ 
xismus: Die Pauperisierung der Mittelschichten schreitet voran. 
Somit entstehen Möglichkeiten für die Solidarisierung zwischen 
verschiedenen Sektoren der Unterdrückten. Hier die Arbeiterin¬ 
nenjugend, da die Jugend an den Universitäten, vereint in der 
Unsicherheit und zunehmenden Misere - vorausgesetzt, die 
Arbeiterinnenbewegung und ihre Avantgarde entwickelt eine 
Politik, die die kleinbürgerlichen Schichten der Bevölkerung an¬ 
spricht, damit sie nicht im Netz der Rechten gefangen werden. 

Aufgaben für Revolutionärinnen 

Trotz aller Widersprüche der aktuellen Entwicklung - vom mo¬ 
mentanen, begrenzten Aufschwung bis hin zur Stärkung des 
Rechtspopulismus - bietet diese Situation Interventionsmög¬ 
lichkeiten für Revolutionärinnen an, mittels einer klaren und 
kühnen Politik die Grundlagen für eine neue revolutionäre Par¬ 
tei der Arbeiterinnenklasse und Jugend zu legen. Denn heute 
geht es darum, sich auf die unweigerlich kommenden scharfen 
Auseinandersetzungen zwischen den Klassen vorzubereiten. Es 
geht darum, eine strategische Allianz zwischen dem Proletariat 
und anderen unterdrückten Sektoren - und dabei ist die Rolle 
der Jugend zentral - herzustellen. Es geht darum, die politisch¬ 
programmatischen Errungenschaften der weltweiten Arbeiter¬ 
innenbewegung zu entstauben. Wir, junge Arbeiterinnen und 
Studierende, müssen die Lehren aus den zahlreichen Niederla¬ 
gen und wenigen Siegen ziehen, um uns auf die kommenden 
Ereignisse des Klassenkampfes vorzubereiten. So ist es heute 
eine unaufschiebbare Aufgabe, die Beziehung zwischen dem 
Proletariat und dem revolutionären Marxismus, die durch die 
Hegemonie sozialdemokratischer oder stalinistischer Parteien 
in der Arbeiterinnenbewegung behindert wurde, wiederherzu¬ 
stellen. Wir müssen heute für die Unabhängigkeit der Arbeiter¬ 
innenklasse gegenüber der Bourgeoisie und ihren Agentinnen 




DEUTSCHLAND 


kämpfen. Dafür muss eine neue Partei der Ausgebeuteten und 
Unterdrückten aufgebaut werden. Eine Partei, die die parla¬ 
mentarische Tribüne nur dazu nutzt, um mit den Massen zu re¬ 
den, nicht um die bürgerliche Demokratie vor deren Verfall zu 
retten, wie es die Linkspartei tut. 

Dafür bedarf es eines Übergangsprogramms zur Revolution, 
denn ohne eine Politik der Intervention im aktuellen Klassen¬ 
kampf, die die Konflikte als eine „Kriegsschule" des Klassen¬ 
kampfes versteht und für die Entmachtung der bürokratisierten 
Gewerkschaftsführungen kämpft, die für Arbeiterinnendemo¬ 
kratie und für klassenkämpferische Tendenzen innerhalb der 
Gewerkschaften eintritt, werden die Ausgebeuteten und Un¬ 
terdrückten wieder einmal die Kosten der Krise tragen müssen, 
mit allen möglichen Folgen. 

In Europa - und Deutschland wird nicht von dieser Ent¬ 
wicklung verschont bleiben - bricht eine neue Etappe an: eine 
Etappe, die von mehr Klassenauseinandersetzungen und letzt¬ 
endlich von Revolution und Konterrevolution gekennzeichnet 
sein wird. Und gleichzeitig verfallen breite Sektoren der radika¬ 
len Linken in Skepsis. Sie sehen die Aufgabe der Stunde in der 
Druckausübung auf reformistische Apparate, nicht im Aufbau 


einer revolutionären Fraktion in der Arbeiterinnenbewegung. 
Sie sprechen von demokratischem Sozialismus, von der Stärke 
der Ideen und vergessen dabei, die Avantgarde auf den un¬ 
barmherzigen Kampf in den Betrieben, gegen die Besitzerin¬ 
nen und die Gewerkschaftsbürokratie, vorzubereiten. 

Für uns dagegen besteht die dringende Aufgabe der Stunde 
darin, den revolutionären Marxismus im Schoße der Arbeite¬ 
rinnenklasse wieder zum Leben zu erwecken. Die Periode der 
politischen und wirtschaftlichen Instabilität hat gerade erst 
begonnen. Die Zeiten von weitreichenden Zugeständnissen, 
von Sozialpartnerschaftslogik und Interessenversöhnung, sind 
angesichts der sich verschlimmernden Krise Vergangenheit. 
Was es noch geben kann, sind mickrige Zugeständnisse, die 
den Ausgebeuteten und Unterdrückten immer mehr wie eine 
Ohrfeige erscheinen werden. Soziale Spannungen und Klas¬ 
senkämpfe in gesteigerter Form sind nur noch eine Frage der 
Zeit. Die Geschichte der Arbeiterinnenbewegung in Deutsch¬ 
land mahnt uns: Legen wir heute die Grundpfeiler einer neuen 
revolutionären Partei für den Sieg, die Partei der Vierten Inter¬ 
nationale! 



Quo vadis, Demokratie? 


P er Verordnung oder Gesetz werden 
immer größere Verschärfungen des 
Ausländerinnenrechts und weitreichen¬ 
de Einschränkungen vieler demokra¬ 
tischer Rechte beschlossen: Erfassung 
biometrischer Daten, Kontrolle von 
Reisebewegungen und Finanztransfers, 
Telefonüberwachung, geheimdienst¬ 
liche Beobachtung von linken Kräften. 
Die Liste der seit 2001 im Zuge des 
„Krieges gegen den Terror" getroffenen 
Maßnahmen zur Wahrung der „inneren 
Sicherheit" ist lang. Sie geben einen Ein¬ 
druck vom Umfang der unaufhaltsamen 
Aushöhlung der bürgerlichen Demo¬ 
kratie, die sich seit der Wirtschaftskrise 
noch weiter verschärft hat. Noch haben 
jedoch wenige Sektoren die repressive 
Seite erlebt. Unter Hinweis auf die Terro¬ 
rismusbekämpfung sind die ersten Opfer 
Antifaschistinnen (siehe Naziblockaden 
in Dresden, siehe die geheimdienstliche 
Überwachung der Linkspartei), Migran- 
tlnnen und Muslime. 

Die Überwachung am Arbeitsplatz 
nimmt ebenfallszu: Mitarbeiterinnen wer¬ 
den gefilmt, Versammlungen abgehört, 
E-Mails durchleuchtet. Das Ziel ist eindeu¬ 
tig: Proteste schon vor ihrem Entstehen 
zu unterbinden, die Selbstorganisation 
der Beschäftigten im Keim zu ersticken, 
unbequeme Angestellte zu entlassen. 

Auch auf parlamentarischer Ebene 
lässt ich eine ähnliche Entwicklung aus¬ 
machen. Wie die Perspektiven für das 
Saarland heute (und für den Bund mor¬ 
gen) zeigen, wird das Mehrheitsprin¬ 
zip, sprich die Demokratie, zunehmend 


durch den großkoalitionären „Konsens" 
ersetzt, „der auch die nächste Wahl und 
die nächsten Jahre überdauert." 1 . Denn 
einen Sparkurs zu fahren, der der„Schul- 
denbremse" gerecht wird, erfordert „Le¬ 
gitimität". 

Die sich verschlimmernde wirtschaft¬ 
liche Lage der Arbeiterinnenschaft und 
der Unterdrückten, die zunehmende 
soziale Polarisierung, die Abwendung 
breiter Bevölkerungsschichten von den 
traditionellen politischen Parteien wie 
CDU und SPD, die Zunahme der polizei¬ 
lichen Repression: All dies deutet dar¬ 
auf hin, dass die „schönen" Zeiten der 
bürgerlichen Demokratie sich auch in 
Deutschland ihrem Ende zuneigen. Die 
Perspektive sind pseudodemokratische 
Systeme, in denen selbst formelle demo¬ 
kratische Rechte beschnitten werden. 

In diesem Sinne ist es für uns als revo¬ 
lutionäre Marxistinnen eine Notwendig¬ 
keit, für die Verteidigung der demokra¬ 
tischen Errungenschaften wie auch für 
deren Ausweitung einzutreten. Streik-, 
Versammlungs- und Demonstrations¬ 
recht wurden hart erkämpft - heute 
werden sie wieder beschnitten. Wie die 
Erfahrung zeigt, können wir nicht darauf 
vertrauen, dass diese und viele andere 
Rechte für immer und ewig erkämpft 
wurden. Sie sind für uns kein Selbst¬ 
zweck, sondern sie geben uns lediglich 

1. Saabrücker Zeitung; Saar-Wirtschaft 
setzt auf neue Regierung: http://www. 
saarbruecker-zeitung.de/jamaika-ende/ 
art322784,4123816#.TyFu9-UuyHg 


bessere Ausgangsbedingungen für die 
Bekämpfung des bürgerlichen Staates, 
der dazu tendiert, die demokratischen 
Rechte mittels Verordnungen und De¬ 
kreten auszuhöhlen. Die bürgerliche 
Demokratie ist nach wie vor „die aristo¬ 
kratischste aller Herrschaftsformen" 2 , 
denn sie verdeckt ihren Klassencharak¬ 
ter mit dem Hinweis auf formelle politi¬ 
sche Gleichheit, während in Wirklichkeit 
ganze Bevölkerungsschichten wie etwa 
Asylsuchende nicht mal elementarste 
formelle Rechte genießen. 

Daher treten wir für eine andere Art 
der Demokratie ein. Wir wollen keine 
vom berüchtigten Verfassungsschutz 
geschützte und im Dienste der Konzer¬ 
ne und Banken agierende Demokratie 
für Reiche. Wir wollen also keine bürger¬ 
liche Demokratie, sondern eine proleta¬ 
rische Demokratie: eine Demokratie der 
selbstbestimmten Organe der Massen, 
eine Rätedemokratie, die sich durch 
Prinzipien wie Rotation, jederzeitige 
Abwählbarkeit von Delegierten und die 
direkte Entscheidung der Massen über 
ihre eigenen Angelegenheiten auszeich¬ 
net. Unser Ziel ist die Diktatur des Prole¬ 
tariats, die Herrschaft der großen Mehr¬ 
heit der Bevölkerung gegen die kleine 
Minderheit aus Großkapitalistlnnen und 
Bankiers zur Überwindung der kapitalis¬ 
tischen Ausbeutung. mt 


2. LeoTrotzki: Das Übergangsprogramm. 
Arbeiterpresse-Verlag 1997. S. 5. 
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Linker als vorher - 
perspektivlos wie immer 

Eine Kritik des neuen Programms der Linkspartei 


von Stefan Schneider (RIO, Berlin) 

D ie Linkspartei liegt mitten in der kapitalistischen Krise am 
Boden: Laut mancher Umfragen liegt sie sogar hinter der 
Piratenpartei. Wenn die Linkspartei in den letzten Monaten in 
der Öffentlichkeit auftauchte, dann mit politischen Fehltritten 
einzelner prominenter Mitglieder, internen Schlachten um den 
Parteivorsitz und der Affäre zwischen Oskar Lafontaine und 
Sahra Wagenknecht. Fast völlig abwesend war sie aber von der 
Szene sozialer Proteste. 

In dieser verheerenden Situation gab sich die Linkspartei 
nun ein neues Parteiprogramm 1 . Nachdem die Linkspartei bei 
der Fusion von WASG und Linke.PDS im Jahr 2007 lediglich 
„Eckpunkte", also einige vage Aussagen über linke Politik ohne 
wirklichen Bezug zum Sozialismus, formuliert hatte, wurde auf 
dem Parteitag in Erfurt im Oktober 2011 und anschließend zu¬ 
sätzlich durch eine Mitgliederbefragung das erste offizielle Pro¬ 
gramm der Linkspartei angenommen. 

Zum Einen soll hiermit ein Schlusspunkt unter die Flügel¬ 
kämpfe innerhalb der Linkspartei zwischen „Realos" und„Fun- 
dis" gesetzt werden. Zum Anderen aber sollte man von einem 
Parteiprogramm, welches in Mitten der größten Krise des Ka¬ 
pitalismus seit den 1930ern verfasst wurde, eine Antwort auf 
die große Frage erwarten können, die sich die Arbeiterinnen¬ 
bewegung momentan im Rest Europas stellt - und bald auch 
in Deutschland stellen muss, nämlich: Welche Strategie ist not¬ 
wendig, damit die Kapitalistlnnen ihre Krise selbst bezahlen? 

Kann das Programm diese Versprechen einhalten? Bietet die¬ 
ses neue Programm einen Weg aus der Krise, also aus der Krise 
der Linkspartei und aus der Krise des Kapitalismus? 

Klassengesellschaft ohne 
Klassenkampf 

Im neuen Programm, welches pseudo-symbolträchtig in Erfurt 
verabschiedet wurde (wie das„Erfurter Programm" von 1891, in 
dem sich die SPD nach ihrer Legalisierung ein explizit marxisti¬ 
sches Programm gab), hat die Linkspartei auf der analytischen 
Ebene eine Erscheinung erkannt, die sie bisher so nicht ausge¬ 
sprochen hatte: „Deutschland ist eine Klassengesellschaften dem 
gleich betitelten Abschnitt wird auf die grundlegende Struktur 
des Kapitalismus als Aneignung des von Lohnabhängigen pro¬ 
duzierten Mehrwerts durch die Kapitalistlnnen hingewiesen. 
Der Staat wird als vom Profitinteresse der Kapitalistlnnen be¬ 
stimmter Apparat beschrieben und die sich strukturell immer 
weiter verschlechternde Situation der Arbeiterinnen, insbeson¬ 
dere des Niedriglohnsektors und der Erwebslosen, geschildert. 
Flinzu kommen weitere Elemente einer Gesellschaftsanalyse, 
die die Unterdrückung von Frauen und nicht-heterosexuellen 
Menschen sowie teilweise auch den Zusammenhang von Um¬ 
welt und Imperialismus mit dem Kapitalismus betreffen. 

Insbesondere aufgrund der früher nicht vorhandenen Bezeich¬ 
nung Deutschlands als Klassengesellschaft ist die Gesellschafts¬ 


1. http://www.die-linke.de/partei/dokumente/programmderparteidielinke/ 


analyse im neuen Programm der Linkspartei - zumindest auf rhe¬ 
torischer Ebene - linker als frühere programmatische Texte. 

Doch das war es auch schon. 

Wer sich fragen sollte, wie sich die Analyse Deutschlands 
als Klassengesellschaft auf die strategische Ausrichtung der 
Linkspartei auswirkt, dem sei versichert: gar nicht. Der für Mar¬ 
xistinnen logischen Schlussfolgerung, dass Klassengegensätze 
immer auch zu Klassenkampf führen, folgen die Genossinnen 
der Linkspartei gerade nicht.Tatsächlich kommt das Wort„Klas- 
senkampf" nicht ein einziges Mal in dem 60 Seiten langen Text 
vor. Denn letztlich passt der Klassenkampf nicht in das strate¬ 
gische Konzept der Linkspartei. Und so entpuppt sich die fort¬ 
schrittlichere Gesellschaftsanalyse im Programm bei näherem 
Hinsehen als trojanisches Pferd, welches die „Realo"-Fraktion 
der Linkspartei gerade deswegen als Zugeständnis an die radi¬ 
kaleren Kräfte innerhalb der Linkspartei akzeptiert hat, weil sich 
eben durch sie nichts Entscheidendes ändert. 

Und entscheidend sind hier vor allem drei Dinge: 

Erstens versucht das Programm das Kunststück, den Klas¬ 
senbegriff, der das Herzstück jeder marxistischen Gesellschafts¬ 
analyse darstellt, im Zeichen einer „differenzierten" Analyse 
vollständig unschädlich zu machen und so eine Radikalität vor¬ 
zugaukeln, die gar nicht existiert. Während völlig zurecht erklärt 
wird, dass weder Kapitalistlnnenklasse noch Arbeiterinnenklas¬ 
se homogene Gebilde sind und sich deswegen bestimmte Inte¬ 
ressensgegensätze auch innerhalb der Klassen entwickeln, wird 
kaum ein Unterschied zwischen kurzfristigen und langfristigen 
Interessen, zwischen ideologischen Überformungen und struk¬ 
turell-historisch bedingter materieller Interessen gemacht. So 
steht im Programm zwar, dass trotz der veränderten, differen¬ 
zierteren Struktur der Arbeiterinnenklasse die Lohnabhängigen 
„das gemeinsame Interesse [haben], ... die kapitalistische Herr¬ 
schaft und Ausbeutung zu beschränken" (und warum nicht: abzu¬ 
schaffen?), aber gleichzeitig wird den Leserinnen vorgegaukelt, 
dass die Kapitalistlnnen ein solches grundlegendes gemein¬ 
sames Interesse nicht hätten. So bestünden zwischen „großen 
Kapitalbesitzern und Finanzmagnaten" einerseits und „kleinen 
und mittleren Unternehmern und Freiberuflern" andererseits „un¬ 
terschiedliche Interessen", da letztere „zum Teil selbst unter der 
Übermacht des großen Kapitals" litten und somit „durchaus auch 
Gemeinsamkeiten mit der lohnabhängigen Mehrheit der Bevölke¬ 
rung" auf wiesen. Kein Wort über das grundlegende gemeinsa¬ 
me Interesse der Verteidigung der Kapitalismus und kein Wort 
über die schwankende Natur dieses Kleinbürgerlnnentums, wel¬ 
ches zwar theoretisch eine begrenzte Allianz mit dem Proletariat 
eingehen, sich aber genauso gut auf die Seite des Großkapitals 
schlagen kann, wie es im deutschen Faschismus passierte. 

Doch diese Passage verrät uns noch mehr, denn hier eröffnet 
die Linkspartei ihr Lieblingsthema: dieTrennung zwischen„pro- 
duktiver Realwirtschaft" und „zügelloser Finanzwirtschaft" die 
es zu„bändigen" gelte. Dass beide Sphären im Kapitalismus un¬ 
trennbar miteinander verbunden sind und ohne einander gar 
nicht existieren könnten, verschweigt die Linkspartei glatt. Und 
erfindet so ein Szenario, in dem der Klassenkampf gar nicht 
notwendig ist und stattdessen wechselnde Strategien der Be- 
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grenzung und „schrittweisen Überwindung" des Kapitalismus 
ausreichen, immer im Bündnis mit den Teilen der Bourgeoisie, 
die angeblich ein gemeinsames Interesse mit der Arbeiterin¬ 
nenklasse aufweisen, ohne jedoch zu sagen, welches Interesse 
dies genau sei und in welchem Verhältnis beide Klassen in einer 
möglichen Allianz zueinander stehen sollten. Aber die verhee¬ 
rende „Volksfront-Politik des Stalinismus hat unzweifelhaft ge¬ 
zeigt, dass eine Allianz der Arbeiterinnenklasse mit irgendwel¬ 
chen Fraktionen der Bourgeoisie zwangsläufig scheitern muss. 

Zweitens werden fundamentale Lehren aus der Geschichte 
der Arbeiterinnenbewegung zwar im Selbstverständnis zu Be¬ 
ginn des Programms und an einigen wenigen weiteren Stellen 
angesprochen, doch keine konkreten Konsequenzen daraus ge¬ 
zogen. Insbesondere gilt das für die völlig fehlende Kritik an der 
Bürokratie innerhalb der Arbeiterinnenbewegung, sowohl der 
stalinistischen als auch der Gewerkschaftsbürokratie. Während 
im Falle des Stalinismus zumindest eine prinzipielle Ablehnung 
von Autoritarismus und bürokratischer Planwirtschaft und ein 
„Bruch mit dem Stalinismus" beschworen wird - ohne jedoch 
zu erklären, wie dieser autoritäre, bürokratisierte Zustand ent¬ 
stand (also was die materiellen Ursachen für die Degenerierung 
der Arbeiterinnenstaaten waren) -, kommt der gesamte Text bei 
der Gewerkschaftsfrage trotz mehrfacher Anläufe nicht über die 
Feststellung hinaus, dass „kämpferische" Gewerkschaften not¬ 
wendig seien, um die Interessen der Arbeiterinnen zu vertreten. 
Kein Wort hingegen dazu, wie es denn gekommen ist, dass die 
Gewerkschaften heute nicht kämpferisch sind. Kein Wort über 
die Zwitterrolle der Gewerkschaften im Kapitalismus, die zwar 
die grundlegende Interessenvertretung der arbeitenden Mas¬ 
sen darstellen, aber durch ihre Vermittlungsposition zwischen 


Die bürgerliche Demokratie 
ist für die Linkspartei eine Art 
höhere Zivilisations form, die 
es zu perfektionieren gilt. 



Arbeit und Kapital eine privilegierte Gewerkschaftsbürokratie 
erschaffen, die strukturell an die Weiterexistenz des Kapitalismus 
gebunden ist. Kein Wort somit darüber, dass die Gewerkschafts¬ 
bürokratien selbst die größten Bremsklötze für die Kampfbereit¬ 
schaft der Arbeiterinnen sind. Und dass deswegen innerhalb der 
Gewerkschaften ein antibürokratischer Kampfan der Basis not¬ 
wendig ist, um den Einfluss der Gewerkschaftsbürokratlnnen zu 
brechen. Und dabei meinen wir nicht nur die „kritische Ausein¬ 
andersetzung" mit diesem Phänomen, sondern dass wir für die 
Durchsetzung der Interessen der Lohnabhängigen ganz andere 
Gewerkschaften brauchen: Gewerkschaften mit demokratisch 


gewählten und jederzeit abwählbaren Vertreterinnen, die einen 
durchschnittlichen Arbeiterinnenlohn verdienen. Aber weil sich 
die Linkspartei auf viele untere und mittlere Gewerkschaftsfun k- 
tionärlnnen stützt und dieses Bündnis noch weiter ausbauen 
will, ist sie gerade unfähig, diese Kritik zu äußern oder die Büro¬ 
kratie auch nur als Problem wahrzunehmen. 

Und drittens bietet das Programm, welches normalerweise ja 
die Aufgabe hätte, eine kohärente Perspektive und Strategie für 
die weitere Arbeit der Partei aufzustellen, statt einer gleich meh- 
rere-sich allerdingsgegenseitig ausschließende-Strategien an, 
die die Flügelkämpfe der Linkspartei zwischen dem rechten Teil 
der Linkspartei, der aus arrivierten BRD-Politikerlnnen, die (ehe¬ 
mals) Mitglieder diverser Landesregierungen waren, und einer 
Reihe von ex-DDR-Bürokratlnnen besteht, und den linken Teilen 
der Linkspartei nicht auflöst, sondern nur weiter fortschreibt. So 
wechselt das Programm ständig vom Anrufen des „demokrati¬ 
schen Sozialismus" über die Definition von Mitbestimmung im 
Betrieb als reines „Korrektiv" bis hin zu nicht notwendigerweise 
antikapitalistischen Konzepten wie der sogenannten „Solida- 
rökonomie", von der Forderung nach „radikaler Demokratie und 
„für eine andere Wirtschaftsordnung" bis zur Aufrechterhaltung 
verschiedener Eigentumsformen ohne tatsächliche Angriffe auf 
das Privateigentum an Produktionsmitteln. 

Bezeichnend ist auch, dass die Linkspartei schreibt, dass der 
Weg in die Zukunft durch „Umwälzungen mit revolutionärer Tiefe 
gekennzeichnetsein wird", ohne aber konkret das Subjekt und das 
Objekt dieser Umwälzungen zu benennen. Statt die Frage „Re¬ 
form oder Revolution?" zu beantworten, bietet das Programm 
keine Antwort, die über die Forderung nach mehr Demokratie 
und der Begrenzung des Finanzmarktes tatsächlich hinausgeht. 
Während in Phrasen immer wieder betont wird, dass Krisen und 
Ausbeutung kapitalistische Normalität sind, findet dies in kon¬ 
kreten Perspektiven für den Widerstand keinen Widerhall. 

Rosa Luxemburg schafft es in der Linkspartei halt nur bis zum 
Konterfei. Anders als für die Revolutionärin, mit der sich die Links¬ 
partei allzu gern schmückt, ist die bürgerliche Demokratie für die 
Linkspartei eine Art höhere Zivilisationsform, die es zu perfekti¬ 
onieren gilt. Zwar gäbe es in den Vorstellungen der Reformistln- 
nen der Linkspartei noch so manche Antagonismen, die aber im 
Rahmen der Demokratie, ohne Klassencharakter, gelöst werden 
könnten, bis irgendwann in der Zukunft die Gesellschaft die Kon¬ 
trolle über die Wirtschaft erlangen würde. Der große Beitrag der 
Linkspartei hierbei wäre, im Parlament für die Verabschiedung 
der notwendigen Gesetzesinitiativen zu „kämpfen". Solange dies 
nicht erreicht sei, wird eben da, wo man Regierungsverantwor¬ 
tung übernimmt, mal der soziale Rotstift benutzt. Bis dahin wird 
„die Partei mit der Option Regieren ebenso verantwortungsvoll (...) 
wie mit der Option Opponieren" umgehen 2 . 


2. Die Linke: Wahlstrategie 2011 - Gemeinsame Aufgaben und Ziele der 
Partei DIE LINKE in den Wahlkämpfen 2011. http://www.die-linke.de/ 
dielinke/wahlen/wahlstrategie2011/. 





DEUTSCHLAND 


Alter Wein in neuen Schläuchen 

Angesichts der historischen Krise des Kapitalismus ist das Pro¬ 
gramm der Linkspartei vor allem eins: enttäuschend - aber er¬ 
wartungsgemäß enttäuschend. Nicht mit einem Satz ist die Fra¬ 
ge enthalten, wie eine kämpferische Arbeiterinnenbewegung 
aufgebaut werden kann, die die kommenden Angriffe der Ka- 
pitalistlnnen Zurückschlagen könnte. Stattdessen werden lau¬ 
warme Ideen über„mehr Demokratie" und einer„Stärkung aller 
Institutionen" verbunden mit abwechselnden Appellen, dass 
der Kapitalismus überwunden werden müsse (ohne zu sagen, 
wie) und dass die Macht der Konzerne „begrenzt" (eben nicht 
abgeschafft) werden müsse. 

Bereits 2009 haben wir geschrieben, dass das Projekt der 
Linkspartei utopisch sei, denn es ist ausgeschlossen, angesichts 
der Schärfe der Wirtschaftskrise weitgehende Zugeständnisse 
der Kapitalistlnnen im Parlament zu erreichen. In der Epoche des 
kapitalistischen Aufschwungs „waren diese Konzessionen durch¬ 
aus real (...). Die Industrie dehnte sich zu dieser Zeit fast ununter¬ 
brochen aus. Der Reichtum der zivilisierten Nationen und teilweise 
auch der arbeitenden Massen wuchs an. Die Demokratie schien ge¬ 
sichert. Die Arbeiterorganisationen wuchsen. Gleichzeitig vertieften 
sich die reformistischen Tendenzen. Die Beziehungen zwischen den 
Klassen nahmen, wenigstens äußerlich, an Spannung ab." 3 Daran 
will die Linkspartei anknüpfen und hofft auf die Wiederbelebung 
der Sozialdemokratie bzw. eines sozialdemokratischen Projektes, 
welches sie die„Resozialdemokratisierung der SPD" nennt. 

Jedoch werden die Spannungen zwischen den Klassen konti¬ 
nuierlich zunehmen. Der gesellschaftliche Reichtum verschwin¬ 
det in den Taschen von Bankiers und Industriellen, Armut und 
Perspektivlosigkeit grassieren selbst bei den Beschäftigten. So¬ 
gar rudimentärste Elemente der bürgerlichen Demokratie sind 
nicht mehr gesichert, wie die vorbonapartistischen Tendenzen 
in Europa zeigen. Der sogenannte Sozialstaat hat ausgedient. 

Das alles befürchten auch unsere linksreformistischen Pala¬ 
dine und fordern deshalb den Griff in den keynesianistischen 
Zauberhut. Der „zügellose Kapitalismus" soll durch die Stär¬ 
kung des Staates mittels protektionistischer Maßnahmen be¬ 
kämpft werden; die Bestrebungen der Massen, ihren Lebens¬ 
standard aufrechtzuerhalten, soll mittels eines Solidarpakts 
mit der produktiven deutschen Industrie gegen das raffende 
multinationale Kapital erreicht werden; im verschärften imperi¬ 
alistischen Wettkampf soll die Ankurbelung des Binnenmarktes 
die Spannungen zwischen den verschiedenen kapitalistischen 
Mächten überwinden. Das Programm der Linkspartei kann aber 
angesichts der Wirtschaftskrise und der verschärften Auseinan¬ 
dersetzung zwischen Kapital und Arbeit höchstens den aus der 
Standortlogikerfolgten Chauvinismus bedienen. 

Ein Programm soll ein Wegweiser sein. Das Programm der 
Linkspartei aber weist in viele Richtungen gleichzeitig, nur 
nicht in die richtige. Und so atmet jeder Satz des Programms 
den Widerspruch zwischen (ex-)Regierungsbürokratlnnen aus 
Ostdeutschland, die nur eine lauwarme Stalinismuskritik aus¬ 
sprechen, unteren und mittleren Gewerkschaftsfunktionärln- 
nen aus Westdeutschland, die ihre eigene Verflochtenheit mit 
der herrschenden Klasse verleugnen wollen, einem „linken" 
Flügel angeführt von Sahra Wagenknecht, die sich in ihrem 
neuen Buch zum Liberalismus und zur sozialen Marktwirtschaft 
bekennt, und einer kleinen Gruppe trotzkistischer Organisa¬ 
tionen, die die Linksparteibürokratie nach links zu schieben 
versuchen, anstatt eine echte Alternative aufzubauen. Nur mit 
diesem Widerspruch kann erklärt werden, dass die weltweite 
Wirtschaftskrise nicht dafür gesorgt hat, dass die Linkspartei an 
Einfluss gewinnt, weder als Partei der sozialen Kämpfe noch als 
„echter" reformistischer Ersatz für die traditionelle Sozialdemo¬ 
kratie. Denn in der Praxis sorgte dieser Widerspruch dafür, dass 


3. LeoTrotzki: Ihre Moral und unsere, http://www.marxists.org/deutsch/ 
archiv/trotzki/1938/moral/moral.htm. 


die Linkspartei während der ganzen Zeit der Krise nicht massiv 
zu Mobilisierungen auf der Straße aufgerufen hat, die eine Al¬ 
ternative hätten sein können zu dem „Weiter so" der SPD. 

Während die Linkspartei zumindest bis 2009 einige Wahl¬ 
erfolge verzeichnen konnte, ist sie seitdem auf einer stetigen 
Talfahrt und musste schließlich in Berlin 2011 die Regierungs¬ 
beteiligung abgeben. Diese Entwicklung lässt sich nur damit 
erklären, dass die Linkspartei es nicht geschafft hat, eine Ant¬ 
wort auf die dringendsten Fragen der Massen zu geben - und 
das in einer historisch günstigen Situation, wie es sie seit Jahr¬ 
zehnten nicht gegeben hat. 

Die Linkspartei, geblendet vom Eindruck einer stets freier, 
gerechter und menschlicher werdenden Gesellschaft, die in den 
Boom-Jahren geschaffen wurde, will sich nicht eingestehen, 
dass die Wirtschaftskrise die Fiktion der aufsteigenden Linie 
des Fortschritts zunichte gemacht hat. Deshalb hält sie mehr als 
hundert Jahre nach den Auseinandersetzungen zwischen Rosa 
Luxemburg und Eduard Bernstein nach wie vor „den Hühnerstall 
des bürgerlichen Parlamentarismus für das berufene Organ", das 
„die gewaltigste weltgeschichtliche Umwälzung: die Überführung 
der Gesellschaft aus den kapitalistischen in sozialistische Formen" 
vollziehen wird 4 . Es geht also nicht um Klassenkampf, sondern 
um „parlamentarische Verankerung" denn dort, und nur dort 
kann aus Sicht der Linkspartei „die politische Achse ein Stück 
weiter nach links" verschoben werden 5 . 

Angesichts des semantischen Linkrucks mögen einige lin¬ 
ke Strömungen das neue Programm der Linkspartei als einen 
tatsächlichen „Linksruck" feiern - in Wirklichkeit ist es nur das 
ideologische Elend, das sich in einige radikaler klingende Phra¬ 
sen eingeschlichen hat. Mit diesem Programm, welches alles 
außer einen roten Faden hat, bewegt sich die Linkspartei nicht 
tatsächlich nach links, sondern sie wirft erschrocken von der 
Wirtschaftskrise und deren Folgen lediglich einen müden Blick 
nach rechts. Und bis dahin hofft sie auf einen neuen Anlauf, im 
Jahre... 2013. Währenddessen bereitet sich das Kapital auf neue 
Angriffe vor. Die vom deutschen Imperialismus aufgezwunge¬ 
nen Kürzungspakete für Griechenland, Italien und Spanien sind 
der Vorgeschmack auf die kommenden Angriffe zu Hause. 

Angesichts der ideologischen Krise, in die uns der Stalinis¬ 
mus manövriert hat, besteht nun die Aufgabe, eine echte po¬ 
litische Alternative für die Ausgebeuteten und Unterdrückten 
aufzubauen. 

Der Vormarsch der Rechten in ganz Europa zeigt den Weg, der 
auch in Deutschland eingeschlagen wird, falls keine Alternative 
zum parlamentarischen Kretinismus der Linkspartei entstehen 
sollte. Die Aufgabe für Revolutionärinnen besteht aus unserer 
Sicht darin, eine revolutionäre Alternative zum Reformismus 
aufzubauen - und nicht darin, zu versuchen, die reformistischen 
Apparate nach links zu drängen. Damit die Massen nicht in Resi¬ 
gnation verfallen, muss eine Alternative aufgebaut werden, die 
auch siegen kann. Die Linke ist diese Alternative nicht. Wer dies 
noch glaubt, vertagt die dringende Aufgabe des Aufbaus einer 
revolutionären Führung auf eine unbestimmte Zukunft. 

Wir sehen unsere Aufgabe darin, mit den fortschrittlichs¬ 
ten Sektoren der Arbeiterinnen und Jugend, die sich in den 
anfänglichen Kämpfen herausbilden, in einer revolutionären 
Partei zu gruppieren. Das wird nur durch die Fusion verschie¬ 
dener Gruppierungen und kämpferischer Sektoren, die durch 
eine gemeinsame Erfahrung zu den gleichen revolutionären 
Schlussfolgerungen kommen, möglich sein. Das Programm 
einer solchen Partei muss sich international organisieren und 
sich auf die historischen Lehren des Klassenkampfes stützen. 
Deswegen treten wir für den Wiederaufbau der Vierten Inter¬ 
nationale ein. 


4. Rosa Luxemburg: Sozialreform oder Revolution? http://www.marxists. 
org/deutsch/archiv/luxemburg/1899/sozrefrev/kap2-3.htm. 

5. Ebd. 






DEUTSCHLAND 


Wirtschaftskrise und „neue Rechte" 



von Markus Oliver (RIO, Potsdam) 

D ie historische Krise des Kapitalismus verschärft sich - auch 
auf ideologischer Ebene. Ein rechtspopulistischer Diskurs 
neuen Typs entwickelt sich in Europa sowie in Nordamerika 
und schlägt sich in mannigfaltigen Formen nieder. Auf parla¬ 
mentarischer Ebene manifestierte er sich in Wahlsiegen rechts¬ 
populistischer Parteien, wie der niederländischen„Partei für die 
Freiheit" von Geert Wilders oder des Fidesz-Bundes in Ungarn. 
Auf der Straße werden diese ideologischen Verschiebungen 
von rechtsradikalen Phänomenen, wie der der English Defence 
League begleitet. Mit den Anschlägen Anders Behring Breiviks 
in Norwegen fand diese „Neue Rechte" auch einen individuell¬ 
terroristischen Ausdruck. 

In der BRD ist der Antifaschismus eine der Hauptarenen linker 
Politik. Doch erlebt die Bundesrepublik scheinbar völlig andere 
Bewegungen. Trotz des verstärkten rechten Tenors konnte sich 
keine neue, rechtspopulistische Partei etablieren. Den deut¬ 
lichsten Widerspruch scheint jedoch nicht das Parlament, son¬ 
dern die Straße zu bieten. Mit der Aufdeckung der Anschlags¬ 
serien des „Nationalsozialistischen Untergrunds" (NSU) trat die 
neonazistische Anhängerschaft der „alten Rechten" wieder auf 
die Bühne. 

Worin liegen die Ursachen der rechten Diskurse? Wie viel 
Neues ist wirklich an der „Neuen Rechten"? Und welche Pers¬ 
pektiven hat Antifaschismus in Zeiten kapitalistischer Krise und 
des Wiedererwachens des deutschen Imperialismus? 

Die Soziale Basis der Rechten, oder: 
Was heiß^Kleinbürgertum"? 

Das Erstarken neu-rechter Diskurse fällt nicht zufällig mit der 
tiefsten Krise des Kapitalismus seit den 30ern zusammen. Die 
wirtschaftlichen Erschütterungen bedeuten Erosionen im in¬ 
ternationalen Machtgefüge, auf die die nationalen Bourgeoisi¬ 
en entsprechend ihrer jeweiligen Bedingungen reagieren. Ein 
Beispiel hierfür ist die imperialistische Politik der herrschenden 
Klasse der BRD in der momentanen Euro-Krise, der der Versuch 
zu Grunde liegt, die eigene Hegemonie über den europäischen 
Wirtschaftsraum auszubreiten. Ist aber nicht das Kapital, son¬ 
dern der Mensch das handelnde Subjekt, so bewegt sich jede 
Handlung im Rahmen einer sie begründenden Ideologie. Dabei 
bedingt die materielle Situation die ideologischen Einstellun¬ 
gen, schlägt sich jedoch nicht eins zu eins um. In der modernen 
Klassengesellschaft befinden sich die etablierten Medien in den 
Händen der herrschenden Klasse. Auf diesem Weg finden Inte¬ 
ressen der Kapitalistlnnenklasse Einzug in die Bewusstseinszu¬ 
stände anderer Klassen, allen voran in das Kleinbürgertum als 
vielfältige Schicht zwischen den beiden Klassen der Besitzen¬ 
den (Bourgeoisie) und Arbeitenden (Proletariat). 

Das heutige Kleinbürgertum besteht in seiner bedeutenden 
Masse entweder aus kleinen Selbständigen, Beamtinnen oder 
Funktionärlnnen verschiedener Art. Diese Masse aus „kleinen 
Leuten" besitzt nicht genügend Kapital, um ausschließlich von 
der Lohnarbeit anderer zu leben, und deswegen nicht soviel ge¬ 
sellschaftliche Macht wie die herrschende Klasse. Ebensowenig 
nimmt sie die wert-schöpfende Position der Arbeiterinnenklas¬ 
se ein, die gerade aus dieser ökonomischen Stellung heraus ihr 
Potential für die Eroberung und Umgestaltung der gesamten 
Gesellschaft besitzt. Diese doppelte Machtlosigkeit verdammt 
sie dazu, trotz ihres zahlenmäßigen Gewichts keine eigene Sys¬ 
temalternative anstreben zu können. Stattdessen bleibt sie ge¬ 
fangen zwischen der Hoffnung des Aufstiegs in die Bourgeoisie 


und der Angst vor dem Abstieg ins Proleteriat. In der Krise muss 
sie sich zwischen Arbeiterinnenklasse und Kapitalistlnnenklas¬ 
se für die günstiger erscheinende Alternative entscheiden. 

Diese Situation ist heute eingetreten. Als bedeutende Klein¬ 
sparende sehen die Kleinkapitalbesitzenden ihre Anlagewerte 
schwinden. Die Existenzgefährdung der Staatsbeamtinnen be¬ 
steht in jedem „Sparpaket", zu dessen Hauptzielen stets „Ratio¬ 
nalisierungen im öffentlichen Sektor" gehören. Gewerkschafts- 
funktionärlnnen sehen sich in der Vertretung der Interessen der 
„eigenen" Arbeiterinnenschaft einem Anwachsen internationa¬ 
ler Arbeitslosigkeit gegenüber, was im Buhlen um „Arbeitgebe¬ 
rinnen" zu verschärfter Standortlogik führt. 

An diesem Punkt der gesellschaftlichen Entwicklung erwei¬ 
tert sich der Kampf für eine emanzipatorische Systemwende 
zum Kampfauch um die marxistisch-ideologische Gewinnung 
des zahlenmäßig starken Mittelstandes für die Interessen der 
Arbeiterinnenklasse. In der aktuellen Situation ist dieser Kampf 
vor allem durch ein Ungleichgewicht geprägt: Dem Fehlen ei¬ 
ner revolutionären, internationalen Arbeiterinnenbewegung. 

Der Mittelstand ist der Propaganda der herrschenden Klasse 
beinahe alternativlos ausgeliefert. Daher schlägt der Wertverfall 
des Kleinkapitals in eine Trennung von „schaffendem" nationa¬ 
lem Realkapital und „raffendem" internationalem Finanzkapital 
um. Daher drängt internationale Arbeitslosigkeit die Gewerk- 
schaftsfunktionärlnnen nicht zur internationalen Solidarität, 
sondern zur nationalistischen bis rassistischen Standortkonkur¬ 
renz. Aus der gleichen Quelle entspringt dann schließlich auch 
der Ruf des Staatsbeamten nach dem „starken Nationalstaat" 
gegen die angenommenen internationalen Verwerfungen. 

Wie neu ist die „neue Rechte"? 

Der neu-rechte Diskurs in Europa und Nordamerika unterscheidet 
sich auf den ersten Blick bedeutend von der Weltanschauungen 
des Faschismus des vergangenen Jahrhunderts. Dies begründet 
sich allerdings in keiner Veränderung des kapitalistischen Sys¬ 
tems, sondern ausschließlich in einer veränderten historischen 
Situation. Sozusagen sind die Spielregeln gleich geblieben, wäh¬ 
rend sich die Aufstellung der Spielerinnen verändert hat. 

Der Faschismus des 20. Jahrhunderts war selbst sehr aus¬ 
differenziert. Der ihm oftmals zugeschriebene völkisch-antise¬ 
mitische Charakter war dabei eine spezifische Form des deut¬ 
schen Faschismus. In Italien war der Antisemitismus bedeutend 
schwächer ausgeprägt, während im japanischen Faschismus der 
Personenkult um die Kaiserfamilie an die Stelle der Vorstellung 
von einer „arischen" Rasse trat. Kulturelle Färbung dieser Welt¬ 
anschauung hängt also von den jeweiligen Umständen (histo¬ 
rische Entwicklung, Einfluss bisheriger Ideologien wie dem anti- 
Judaismus der katholischen Kirche in Deutschland, usw.) ab. 

Der funktionelle Charakter war hingegen überall gleich, weil 
es sich stets um eine kapitalistische Gesellschaft in der Krise han¬ 
delte. Die abergläubisch-weltfremden Züge der faschistischen 
Ideologie schlugen beim ersten Berührungspunkt mit der Reali¬ 
tät in ein Herrschaftsinstrument der Kapitalistlnnenklasse um. So 
resultierte um nur ein Beispiel zu nennen die propagierte„Volks- 
gemeinschaft" in der Zerschlagung von Gewerkschaften und Ar¬ 
beiterinnenparteien zum Zwecke der Spaltung und Schwächung 
der Arbeiterinnenschaft, was die Mehrwertaneignung der Unter¬ 
nehmerinnen von jedem Widerstand befreien sollte. 

Faschistische Ideologie ist also nur in der differenzierten 
Analyse von funktionalen und kulturell-bedingten Eigenschaf¬ 
ten zu verstehen. So ist dann auch die momentane„Euro-Skep- 
sis" zu bewerten, die beispielsweise in Ungarn in Nationalisie¬ 
rungsversuchen der eigenen Zentralbank zu erkennen ist, um 
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sich von der - von den herrschenden Klassen Deutschlands und 
Frankreichs dominierten - Europäischen Union zu entfernen. 
Der anti-muslimische Charakter des modernen Rechtspopulis¬ 
mus erklärt sich unter anderem in der Verunsicherung, mit der 
die imperialistischen Zentren die Erschütterungen und Wider¬ 
stände in der mit Ausbeutung und Krieg überzogenen arabi¬ 
schen Welt beobachten. 

In der BRD schlägt seit Monaten eine Fraktion der vermeint¬ 
lich alten Rechten ihre Wellen. Der„Nationalsozialistische Unter¬ 
grund" hat über Jahre hinweg eine rechtsradikale Anschlagsse¬ 
rie verübt. Doch steht das im Widerspruch zu den neu-rechten 
ideologischen Verschiebungen in anderen Teilen der Welt? 

In Deutschland hatte sich bisher keine neue Rechte Partei von 
bedeutendem Gewicht etablieren können.„Pro Deutschland" als 
auch „Die Freiheit" blieben weit hinter den Entwicklungen ihrer 
ausländischen Pendants zurück. Dies ist darin begründet, dass 
der auflebende rechte Diskurs in Deutschland bisher von den 
großen „Volksparteien" aufgefangen wird. Der CDU gelingt es, 
in der Wirtschaftskrise die hegemonialen Ansprüche der herr¬ 
schenden Klasse der BRD im europäischen Rahmen zu artiku¬ 
lieren. Zumindest im Interesse größerer Teile der herrschenden 
Klasse. Der Rest wird von den Grünen und der SPD bedient, die 
die selbe Strategie mit leicht variierenden Taktiken verfolgen. 

Die BRD ist von der Radikalisierung rechter Ideologie also 
nicht ausgeschlossen. Sie erlebt sie nur in den ihrer konkreten 
Situation entsprechenden Ausformungen. Verlieren die etab¬ 
lierten Parteien ihren Zuspruch der herrschenden Klasse, ist die 
Etablierung einer neuen Rechts-Partei in der Bundesrepublik 
eine reale Wahrscheinlichkeit. 

Für antifaschistische Arbeit sind entsprechend der bishe¬ 
rigen Argumentation Schlüsse zu ziehen, die teilweise in grö¬ 
ßerem Widerspruch zur bisher vorherrschenden, antifaschisti¬ 
schen Praxis stehen. 

Revolutionärer Antifaschismus! 

Zum Ersten kann effektiver und nachhaltiger Antifaschismus 
der über reine physische Abwehrkämpfe hinausgeht, nicht als 
lokale Demokratiebewegung gegen den nächstgelegenen Tor- 
Steinar-Laden verstanden werden. Der Faschismus ist, wie oben 
beschrieben, eine politischeTeilerscheinung des kapitalistischen 
Systems. Das bedeutet nicht nur, dass ein Kapitalismus ohne fa¬ 
schistische Strömungen und Einzeltäterinnen nicht denkbar ist, 
sondern auch, dass eine Schwächung faschistischer Bewegun¬ 
gen nur in gesamtgesellschaftlichem Rahmen möglich ist. Es be¬ 
nötigt einer internationalen Überwindung des bestehenden Ge¬ 
sellschaftssystems, um reaktionäre Ideologien zu überwinden. 

Die Arbeiterinnenklasse ist dabei sowohl in der konkreten an¬ 
tifaschistischen Tagesarbeit, als auch für die Perspektive der so¬ 
zialistischen Revolution der Dreh- und Angelpunkt. Eine Einbin¬ 
dung der Arbeiterinnenklasse in antifaschistische Aktionen kann 
die Wirkungskraft dieser vervielfachen und zu einer Politisierung 
und Radikalisierung der Arbeiterinnenklasse beitragen. Diese 
Perspektive beruht keinesfalls auf der Annahme, dass antifaschis¬ 
tische Arbeit bisher an jedem einzelnen Mitglied der Arbeiterin¬ 


nenklasse vorbeigegangen wäre. Es geht aber darum, Arbeiterin¬ 
nen als Arbeiterinnen und nicht als Menschen oder Bürgerinnen 
oder Demokratlnnen einzubeziehen. So wären Blockaden von 
Nazi-Aufmärschen viel effizienter, wenn nicht alle Antifaschistin¬ 
nen gemeinsam Sitzblockaden realisieren, sondern die Arbeite¬ 
rinnen ihre Stellung im Produktionsprozess ausnutzen würden: 
Nazidemos müssen gar nicht erst blockiert werden, wenn ein S- 
Bahn-Streik den Faschistinnen die Anreise verwehrt. 

Die Berührungspunkte zur Arbeiterinnenschaft sind vorhan¬ 
den: Immer wieder werden gewerkschaftlich organisierte Ar¬ 
beiterinnen von Neonazis angefallen. Eines der berühmtesten 
Beispiele ist eine Demonstration des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (DGB) am 1. Mai 2009 in Dortmund gewesen, die dem An¬ 
griff von 300 Neonazis ausgeliefert war. Antifaschistischer Selbst¬ 
schutz wird hier zur alltäglichen Notwendigkeit der organisierten 
Teile der Arbeiterinnenklasse. So eröffnen sich politisierende und 
schließlich radikalisierende Anknüpfungspunkte zwischen antifa¬ 
schistischen Aktivistinnen und der Arbeiterinnenklasse. 


Islamophobie ist eines 
der Steckenpferde 
der neuen Rechten. 


Getrennt marschieren, 
gemeinsam schlagen! 

Wurde vorher noch von den rechten Tendenzen in SPD und Ge¬ 
werkschaftsapparaten gesprochen, kann der Aufruf zum antifa¬ 
schistischen Selbstschutz der Arbeiterinnenorganisationen wi¬ 
dersprüchlich klingen. Tatsächlich jedoch geht es hierbei um die 
Strategie der Einheitsfront. Der Großteil der kämpferischsten Sek¬ 
toren der Arbeiterinnenklasse ist gewerkschaftlich organisiert. 
Gerade diese Sektoren müssen in den konkreten Kampf gegen 
Faschismus einbezogen werden. Dieser Kampf kann eine Politisie¬ 
rung und Radikalisierung der Arbeiterinnenschaft vorantreiben, 
was der Gewerkschaftsbasis internationale Solidarität beibringen 
und sie zur basisdemokratischen Umstrukturierung der Gewerk¬ 
schaften ermutigen würde, wodurch die für rechte Ideologien 
anfällige Funktionärlnnenschicht Vergangenheit würde. 

Bei SPD und Linkspartei hoffen wir nicht auf einen „Links¬ 
schwenk" Trotzdem treten wir für gemeinsame, konkrete Ak¬ 
tionen gegen Nazis mit ihnen ein. Der Grund liegt vor allem 
darin, dass viele Lohnabhängige und Jugendliche, die für den 
antifaschistischen Kampf gewonnen werden müssen, sich mit 
diesen Parteien identifizieren. Über gemeinsame Praxis bei per¬ 
manenter Kritik an der überhaupt nicht antifaschistischen Po¬ 
litik ihrer Parteiapparate können diese Aktivistinnen von ihren 
bisherigen Parteien weg und nach links gezogen werden. 

★ Die antifaschistische Aktion in die Arbeiterinnenklasse tragen! 

★ Für revolutionären Antifaschismus! 

★ Einheitsfront in Dresden und überall! 




LeoTrotzki: Porträt des Nationalsozialismus 


www.marxists.org/deutsch/archiv/trotzki/1933/06/natsoz.htm 














DEUTSCHLAND 

Mit #Occupy ins Neuland? 

Bilanz und Perspektiven der Occupy-Bewegung in Deutschland und weltweit 


von Tom Hirschfeld (RIO, Potsdam) 


Nicht ganz wie die 
Sowjetfahne auf 
dem Reichstag '45, 
aber immerhin rot. 


D er Arabische Frühling läutete Anfang 2011 ein Jahr der 
weltweiten Proteste ein. Er führte nicht nur zu den heftigs¬ 
ten politischen Umwälzungen, die Nordafrika seit Jahrzehnten 
erlebt hat (und deren Ende noch nicht abzusehen ist), sondern 
prägte auch die nachfolgenden Massenmobilisierungen in an¬ 
deren Teilen der Welt: Tausende Menschen im Spanischen Staat 
besetzten ab Mai öffentliche Plätze wie die Puerta del Sol oder 
den Pla^a Catalunya,die nicht zufällig in„Tahrir" umgetauft wur¬ 
den. Auch in den USA war es durch die Auswirkungen der Krise 
2007/2008, die Millionen Menschen ihrer Häuser und ihrer Jobs 
beraubt hat, nur eine Frage der Zeit, bis sich Protest formieren 
würde. Am 17. September war es dann soweit: Zum ersten Mal 
fand in New York eine Demonstration unter dem Slogan „Occu- 
py Wall Street" statt. Auch wenn es in den vergangenen Jahren 
in den USA hin und wieder Proteste gegen die „Rettungspake¬ 
te" für Banken oder größere Mobilisierungen wie gegen die Ein¬ 
schränkung der gewerkschaftlichen Rechte in Wisconsin gab, 
so sollte OWS noch wesentlich weitere Kreise ziehen. 

An der ersten Demonstration nahmen etwa 1.000 Menschen 
teil. Wenige Wochen später marschierten bereits 15.000 durch 
New York, während auch in anderen Städten Occupy-Demonst- 
rationen stattfanden. Es mobilisierten sich vor allem Jugendliche, 
Studierende und Akademikerlnnen, aber auch Arbeitslose und 
Geringverdienerlnnen, ebenso wie Selbständige und andere An¬ 
gehörige einer Mittelschicht, die sich von der Krise bedroht fühlt. 
Damit ist Occupy eine ihrem Wesen nach kleinbürgerliche Pro¬ 
testbewegung, die aber aufgrund ihrer progressiven Ausgang¬ 
sidee und ihrer grundsätzlichen Offenheit und Aufgeschlossen¬ 
heit zumindest das Potential hat, sich zu radikalisieren. 


Die Forderungen 

Die schnell populär gewordene Losung„We are the 99%" macht 
auf einen fundamentalen Gegensatz zwischen einer kleinen, 
reichen und profitierenden Minderheit und einer unterdrück¬ 
ten und ausgebeuteten Mehrheit aufmerksam. Natürlich folgt 
daraus nicht automatisch die Erkenntnis, dass unsere Gesell¬ 
schaft durch den Klassengegensatz von Kapital und Arbeit be¬ 


stimmt ist, aber sie ist deutlich fortschrittlicher als das Motto 
„Echte Demokratie jetzt!" der spanischen 15M-Bewegung. 

Die Offenheit der Forderungen ist zugleich Stärke und Schwä¬ 
che der Bewegung. Sie ermöglicht zum einen, dass hier Menschen 
mit sehr unterschiedlichen Positionen ihren Platz finden können. 
Das erhöht die Wahrscheinlichkeit, dass mehr Menschen dabei 
sind, aber auch die Gefahr, dass Verschwörungstheoretikerinnen 
ihre Gedanken verbreiten - aber vor allem wird das Finden einer 
kohärenten strategischen Ausrichtung dadurch nur schwieriger. 

Auch wenn es keinen festen Katalog gab, waren bestimmte 
Forderungen und Slogans häufiger und deutlicher zu vernehmen 
als andere: Beschränkung der Macht der Banken und ihrer Lob¬ 
by auf die Politik, ein Stopp der Rettungspakete für „bedürftige" 
Banken und die Einführung einer Finanztransaktionssteuer sind 
einige davon. Gemeinsam haben diese Forderungen, dass sie sich 
allesamt wie eine Bitte an die Regierung richten und allein schon 
in dieser Hinsicht reformistisch sind. Statt der stärkeren Kontrolle 
von Unternehmen und Banken, müsste aber deren Enteignung 
und deren Verwaltung durch die Arbeiterinnen auf der Tagesord¬ 
nung stehen, wenn das System geändert werden soll. 

Mit dem Eintreffen der Occupy-Bewegung in Europa am 15. 
Oktober fand eine starke Vermischung (wenn auch nicht kom¬ 
plette Verschmelzung) mit der 15M-Bewegung statt. Hier konn¬ 
te in einigen Ländern zu Massendemonstrationen mit mehre¬ 
ren hunderttausenden Teilnehmerinnen mobilisiert werden. In 
Deutschland waren die Demonstrationen gemessen am inter¬ 
nationalen Maßstab klein, aber für die Verhältnisse in der BRD 
dennoch relativ groß. 

Obwohl die nach der Demonstration am 15. Oktober vor 
dem Reichstag eingerichtete„Asamblea" in Berlin am gleichen 
Tag geräumt wurde, etablierte sich in den folgenden Tagen 
und Wochen eine regelmäßige Occupy-Versammlung. Sie be¬ 
schränkte sich jedoch auf höchstens 100 bis 200 Teilnehmerin¬ 
nen und zeitweise sogar auf nur einige Dutzend Personen. Wer 
an dieser teilnahm, konnte aber auch schnell feststellen, dass 
sie sich oftmals mehr um sich selbst oder bestenfalls um allge¬ 
meine idealistische Selbstbestärkung drehte, als um politische 
Perspektiven oder konkrete Aktionen. 

Aufgrund der konjunkturellen Lage in Deutschland waren es 
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vor allem junge, idealistische Menschen, die selbst noch weni¬ 
ger direkt unter sozialen Einschnitten zu leiden haben, als ihre 
Mitstreiterinnen in Griechenland, den USA oder andernorts, wo 
die Bewegung aufgrund der verschärften sozialen Lage eine 
deutlich größere Beteiligung hat. 

Alles schonmal da gewesen? 

Oftmals herrscht unter den „Empörten" gerade unter den neu 
politisierten, der Eindruck vor, es handele sich um eine Bewe¬ 
gung, die in jeder Hinsicht Neuland betrete. Aber ganz im Gegen¬ 
teil: Die Idee basisdemokratischer Versammlungen taucht nicht 
zum ersten Mal in der Geschichte gesellschaftlicher Kämpfe auf 
- nicht zuletzt in der russischen Revolution waren es die Sowjets 
die eine elementare Rolle in der Organisation der russischen Ar¬ 
beiterinnenklasse und für deren Sieg spielten. Allerdings wurden 
in diesen Versammlungen Entscheidungen nach dem Mehrheits¬ 
prinzip getroffen und Delegierte gewählt - beides Prinzipien, die 
in den Occupy-„Asambleas" sehr umstritten sind. Vor allem aber 
handelte es sich bei den Sowjets um Versammlungen von arbei¬ 
tenden Menschen an ihren Arbeitsplätzen, die dadurch die Mög¬ 
lichkeit hatten, großen wirtschaftlichen Druck auszuüben. 

Die Ablehnung von Strukturen führt teilweise soweit, dass - 
aus einer verständlichen Abneigung gegenüber den etablier¬ 
ten Parteien - Organisationen im Allgemeinen nicht erwünscht 
sind. Anstatt zu unterscheiden, in wessen (Klassen-)lnteresse 
eine Organisation oder Partei handelt, werden feste Strukturen 
aufgrund der ihnen angeblich innewohnenden Hierarchien ri¬ 
goros abgelehnt. Dabei sind Hierarchien letztlich aufgrund der 
Arbeitsteilung in jeder größeren Organisation oder Bewegung 
notwendig. Wenn sie nicht formell festgelegt werden, dann 
bilden sich eben informelle Hierarchien heraus - wer hat am 
meisten Zeit, wer die besten Verbindungen, wer schreit am lau¬ 
testen? Solche informellen Hierarchien sind der beste Weg zur 
Bürokratisierung und Entdemokratisierung einer Organisation, 
was ja eigentlich verhindert werden sollen. Erst bei einer for¬ 
malen Bestimmung von Delegierten durch Wahlen kann eine 
Kontrolle der Delegierten durch die Basis stattfinden, wobei für 
uns als revolutionäre Marxistinnen Prinzipien wie die Rotation 
von Ämtern und die jederzeitige Abwählbarkeit von Delegier¬ 
ten grundlegend für basisdemokratische Prozesse sein sollen. 

Um aber wirkliche Massenproteste konsequent und ziel¬ 
gerichtet führen zu können, ist eine gefestigte, gemeinsame 
Organisation notwendig - auch diese Lehre kann aus den Er¬ 
fahrungen der historischen Arbeiterinnenbewegung gezogen 
werden. Anstatt vergangene Proteste zu ignorieren oder sie als 
„gestrig" und unzeitgemäß anzusehen, sollte also versucht wer¬ 
den, von ihnen zu lernen. 

Dazu sollten auch die Lehren zum Umgang mit der Polizei 
und der Gewaltfrage zählen. Die Occupy-Bewegung hat oft ver¬ 
sucht, an die Polizei zu appellieren und sie als Teil der„99%"zu 
sehen. Solange aber eine Staatsmacht existiert, die die vorhan¬ 
denen Besitzverhältnisse zu verteidigen sucht, solange werden 
auch Polizistlnnen in deren Dienst die Knüppel schwingen. 
Auch das hat die Geschichte mehr als einmal gezeigt. Daraus 
folgt wiederum, dass Gewaltverzicht niemals ein Dogma sein 
darf. Ab einem bestimmten Konfrontationslevel bedeutet abso¬ 
luter Gewaltverzicht auch, sich nicht zu verteidigen und damit 
schwerste Verletzungen und Todesopfer in den eigenen Reihen 
hinzunehmen und langfristig den Kampf zu verlieren. 


Berliner Besonderheiten 

Die Berliner„Asambleas" waren größtenteils stark auf sich selbst 
bezogen und konnten auch wegen ihrer kleinen Teilnehmerin¬ 
nenzahlen kaum Außenwirkung erzielen. An der Freien Univer¬ 
sität Berlin aber gab es seit dem Beginn des Wintersemesters 
statt eines Bildungsstreik-Komitees nun „Occupy FU", welches 
ungewohnt großen Zulauf fand, auch von mehr unorganisier¬ 
ten Interessentinnen als üblich. 

So war es möglich, den Arbeitskampf der CFM-Beschäftigten 
zum Thema zu machen und für gegenseitige Solidarität zu wer¬ 
ben, was sowohl im Kontext der Occupy-Bewegung als auch des 
Bildungsstreiks der vergangenen Jahre eine sehr positive Ent¬ 
wicklung darstellt. Trotz der Teilnahme von CFM-Beschäftigten 
an der Bildungsstreik- und einigen Occupy-Demos gingen die 
gemeinsamen Aktionen jedoch nicht über eine leichte Annähe¬ 
rung hinaus. Die Berliner Asambleas vor dem Reichstag hatten 
für den Arbeitskampf kaum Verständnis. Aus ihren Reihen kam 
immer wieder Skepsis bis hin zu Anfeindungen gegenüber„den 
Systemgewerkschaften" und der vermeintlichen „Durchsetzung 
von Partikularinteressen" durch die Streikenden. In Frankfurt am 
Main kam es sogar dazu, dass Arbeiterinnen, die bei der IG Me¬ 
tall organisiert waren und entsprechende Fahnen dabei hatten, 
von den Occupy-Aktivistlnnen wieder nach Hause geschickt 
wurden. Nun halten wir eine scharfe Kritik an der Politik der Ge¬ 
werkschaftsbürokratie für absolut notwendig - aber gleichzeitig 
bestehen wir auf einen gemeinsamen Kampf der Arbeiterinnen 
an der Basis mit gesellschaftlichen Bewegungen und auch im 
Inneren der Gewerkschaften gegen die eigene Bürokratie. 

Einen Schritt weiter 

Während in Deutschland noch der Nährboden für eine wirklich 
ernstzunehmende Bewegung fehlt, haben sich die Proteste im 
Ursprungsland von Occupy Schritt für Schritt weiterentwickelt. 
Nach einem harten Übergriff auf die Protestierenden in Oa- 
kland, Kalifornien, wurde für den 2. November zu einem Gene¬ 
ralstreik in der Stadt aufgerufen, bei dem auch der Hafen lahm¬ 
gelegt werden sollte. Damit wurde ein Schritt in Richtung der 
Zusammenarbeit mit der Arbeiterinnenklasse unternommen. 
Da sich die offizielle Gewerkschaftsbürokratie dem Aufruf nicht 
aktiv anschloss, gab es nur einen kleinen Teil der Arbeiterinnen, 
der wirklich in den Streik trat. Vor allem Lehrerinnen und einige 
Hafenarbeiterinnen unterstützten die Aktion. Diesen gelang es 
auch, den Hafen für mehrere Stunden stillzulegen. 

Es kann nur von Vorteil sein, wenn sich der Aktionsfokus 
weg von eher symbolischen Besetzungen hin zur Besetzung 
und Blockade von Produktionsmitteln verschiebt. Es blieb auch 
nicht bei einer einmaligen Aktion: Am 12. Dezember wurden 
ähnliche Blockaden an mehreren US-Häfen durchgeführt. Und 
die Situation scheint sich weiter zu radikalisieren, wie die Aus¬ 
schreitungen bei der letzten Occupy-Demo in Oakland Ende Ja¬ 
nuar zeigen. Insgesamt bieten sich gute Möglichkeiten für eine 
konsequentere Perspektive der Bewegung. 

Denn auch wenn zahlreiche Occupy-Camps geräumt wur¬ 
den und nur wenige die Wintermonate überdauern konnten: 
Die Bewegung ist damit wahrscheinlich noch nicht am Ende. 
Die soziale Situation in den USA und andernorts wird wohl 
kaum besser, sondern eher schlechter werden. Damit werden 
auch die Wut auf die Profiteurlnnen dieses Systems steigen und 
neue Impulse für eine Protestbewegung entstehen. Ob unter 
dem Label Occupy oder wieder unter einem anderen Namen 
- wichtig ist, dass sich der vorhandene Kern an Aktivistinnen 
weiterentwickelt und dabei aus historischen Erfahrungen lernt. 
Für einen starken Protest braucht es ein Programm, welches die 
Verbindung mit der Arbeiterinnenklasse sucht, die Organisati¬ 
onsfeindlichkeit der Bewegung überwindet und für eine revolu¬ 
tionäre Perspektive einsteht. Dann könnte die Bewegung auch 
in der Lage sein, ernsthafte Antworten auf die bevorstehenden 
Angriffe in den imperialistischen Zentren zu geben. 


Barbara Funes: Generalstreik in Oakland 

www.klassegegenklasse.org/und-der-riese-erwacht 

Markus Oliver: Occupy-Demo am 29. Oktober in Berlin 

«►www.klassegegenklasse.org/occupy-demo-am-29 
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Gegen die Sicherheitskonferenz 
oder gegen den Imperialismus? 



von Leon Feder (RIO, München) 

J edes Jahr findet Anfang Februar in München die sogenannte 
„Sicherheitskonferenz" statt. Dort treffen sich hauptsächlich 
Außenministerinnen und sonstige Politikerinnen der NATO- 
Staaten mit wirtschaftlichen Vertreterinnen der Militärindust¬ 
rie. Gleichzeitig finden auf den Straßen Münchens spätestens 
seit dem Jahre 2002, als ein komplettes Versammlungsverbot 
für die Innenstadt ausgerufen wurde und es zu 900 Verhaftun¬ 
gen kam, in routinierter, doch zahlenmäßig immer weiter abge¬ 
schwächter Form Proteste gegen die Kriegskonferenz statt. 

An dieser Stelle soll es nicht so sehr darum gehen, was dort 
alles Schlimmes geplant und im „Geheimen" ausgeheckt wird, 
sondern eher darum, wie effektiver Widerstand gegen Kriege 
und NATO-Einsätze heute aussehen muss und warum sie mit 
dieser Art von Demonstrationen alleine nicht zu verhindern 
sein werden. 

Krieg und Imperialismus 

Unser Ausgangspunkt ist die Analyse, dass Krieg ein integraler 
Bestandteil des Imperialismus als höchstem Stadium des Kapi¬ 
talismus ist. Insbesondere in Zeiten der Krise ist Krieg ein unver¬ 
zichtbares Mittel zur Sicherung von Ressourcen, Marktanteilen 
und geopolitischem Einfluss. Während kriegerische Mittel in der 
aktuellen Situation noch vornehmlich von den imperialistischen 
Zentren gegen halbkoloniale Länder eingesetzt werden, deuten 
sich gleichzeitig auch zwischen den imperialistischen Ländern 
verstärkte Spannungen an (einer der prägnantesten Ausdrücke 
dessen war kürzlich die NATO-Intervention in Libyen, die starke 
Konflikte zwischen Frankreich, Italien, Deutschland und den USA 
ausgelöst hat), die bei einer verschärften Krisensituation auch zu 
inter-imperialistischen Konfrontationen führen könnten. 

Es sind insbesondere die Lohnabhängigen und die verarm¬ 
ten Massen der unterdrückten Länder, die unter den Folgen 
imperialistischer Kriege zu leiden haben. Jedoch wird bei inter¬ 
imperialistischen Konflikten die Arbeiterinnenklasse der zent¬ 
ralen Länder die Kriegsfolgen massiver zu spüren bekommen. 
Solange die Konfrontation aber noch nicht auf dieser Ebene 
angekommen ist, können bestimmte Sektoren der Arbeiterin¬ 
nenklasse der imperialistischen Zentren begrenzte materielle 
Vorteile aus einem Krieg ziehen - und zwar auf Kosten der Ar¬ 
beiterinnen und der armen Massen der Peripherie. Diese sozi¬ 
alchauvinistische Politik, derer sich nicht nur die bürgerlichen 
Sektoren, sondern auch die Sozialdemokratie und die Gewerk¬ 
schaftsbürokratien mit ihrer „Standortlogik" schuldig machen, 
müssen wir konsequent bekämpfen - im Sinne einer internati¬ 
onalistischen, anti-kapitalistischen Perspektive. 

Denn auch wenn die Arbeiterinnenklasse den verschiedenen 
bürgerlich-nationalistischen Ideologien durchaus erliegen kann, 
bleibt sie doch die einzige Klasse, die Kriege verhindern und eine 



Ali Hassan: Was ist Imperialismus? 

www.revolution.de.com/zeitung/zeitung41/imperialismus.html 

W.l. Lenin: Der Imperialismus 

www.marxists.org/deutsch/archiv/lenin/1917/imp/ 


Revolution, die neue imperialistische Kriege ausschließt und der 
Herrschaft des Menschen über den Menschen allgemein ein 
Ende bereitet, durchführen kann. Dies gilt auch, obwohl diese 
Arbeiterinnenklasse sich momentan nicht im bewussten Zustand 
ihrer potentiellen Macht befindet, denn aufgrund ihrer Stellung 
im Produktionsprozess - und in diesem Zusammenhang gilt das 
insbesondere für die Rüstungs- und Transportindustrie - ist sie 
dennoch derjenige Sektor der Gesellschaft, der die Kriegsma¬ 
schinerie effektiv lahmlegen könnte. In diesem Sinne ist es umso 
tragischer, dass die Lohnabhängigen als Klasse durch die alljähr¬ 
lichen Demonstrationen in München weder erreicht, geschwei¬ 
ge denn in die Proteste integriert werden. 

Gleichzeitig kann es uns nicht darum gehen, die Arbeiterin¬ 
nen in den imperialistischen Ländern nur auf der Grundlage 
ihrer unmittelbaren materiellen Interessen zu mobilisieren - 
denn das kurzfristige Interesse von Arbeiterinnen in der Rüs¬ 
tungsindustrie ist zunächst, dass möglichst viele Waffen pro¬ 
duziert werden. Vielmehr müssen wir aufzeigen, dass sie ihre 
längerfristigen Interessen nur im Kampf gegen den eigenen 
Imperialismus durchsetzen können. Denn die Arbeiterinnen¬ 
klasse kann nur vereint siegen - wohingegen imperialistische 
Interessen ihre Reihen spalten und die Ungleichheiten zwi¬ 
schen Peripherie und Zentrum stärken. 

In diesem Sinne sehen wir als Marxistinnen es als unsere 
Hauptaufgabe an, diese sozialchauvinistische Politik im Herzen 
der imperialistischen Bestie zu bekämpfen und für die Solida¬ 
rität der Arbeiterinnenbewegung weltweit gegen imperialisti¬ 
sche Kriege zu werben. Denn der Hauptfeind steht, wie schon 
Karl Liebknecht sagte, im eigenen Land, und daher sind wir be¬ 
dingungslos für die Niederlage der eigenen imperialistischen 
Armee - auch durch antiimperialistische Kräfte, die wir nicht 
politisch unterstützen. 

Widerstand in Deutschland 

Gruppen der radikalen Linken rufen im Kontext der Anti-SIKO- 
Proteste dazu auf, den „Aufstand" zu beginnen, und umschrei¬ 
ben das mit „Sabotieren! Blockieren! Desertieren!" 1 Auf ihren 
Veranstaltungen wird davon gesprochen, dass es sinnvoll sei, 
durch Nacht-und-Nebel-Aktionen einzelner vermummter Täte¬ 
rinnen Panzer der Bundeswehr zu beschädigen. An die arbei¬ 
tende Klasse, die die Panzer baut, wird sich gar nicht konkret 
gewandt, sondern auf individuelle, spektakuläre Aktionen 
Einzelner gesetzt. Dass das nicht funktioniert, zeigen einfache 
Überlegungen: Einzelne Panzer können schnell ersetzt wer¬ 
den, und die Besitzenden der Kriegsunternehmen freuen sich 
sogar, wenn sie neue Aufträge von der Bundesregierung be¬ 
kommen. Mehr noch: Solche Anschläge - egal, wie sehr wir ihre 
grundlegende Zielsetzung, das kapitalistische Kriegstreiben zu 
stoppen, auch teilen - vermögen es nicht, die Restgesellschaft 
„wach zu rütteln" oder zum Kriegsstopp zu solidarisieren. 

Eine revolutionäre Anti-Kriegs-Politik müsste demgegenüber 
darauf setzen, dass in allen Betrieben die Arbeitenden die Kon¬ 
trolle übernehmen und selbstverwaltet produzieren. Wollen sie 
die Kriegsmaschinerie am Laufen halten, die dafür benutzt wird, 
in fremden Ländern durch militärische Gewalt Absatzmärkte zu 
erschließen? Falls sie sich dafür entscheiden würden, würden sie 
damit die Ursache ihrer eigenen Unterdrückung, nämlich den 


22 


1. Aufruf der ALM und SDAJ, München. 












Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit, am Laufen halten. 
Deshalb müssen wir dafür kämpfen, dass sie sich für eine andere 
Variante entscheiden: Eine weltweite, internationalistische und 
permanente Revolution voranzutreiben, die den Kapitalismus 
weltweit überwindet. Denn eines ist klar: Ein einzelner selbstver¬ 
walteter, besetzter und schließlich verstaatlichter Betrieb unter 
Kontrolle der Arbeitenden kann zwar intern dafür sorgen, dass 
demokratisch über die Produktionsbedingungen abgestimmt 
wird und die Menschen ihren Arbeitsplatz (bei Reduzierung 
der Arbeitsstunden etc.) behalten, anstatt bei „Rationalisierun¬ 
gen" des Unternehmens entlassen zu werden, jedoch sind diese 
Keimzellen der Arbeiterlnnen-Selbstverwaltung trotzdem noch 
umgeben von einer kapitalistischen Wirtschaftsordnung, die sie 
in Konkurrenzzwang zu anderen Unternehmen stellt 2 . Deshalb 
muss diese Perspektive der Selbstverwaltung ganz klar Teil eines 
revolutionären Übergangsprogramms sein, das den Rahmen 
der bestehenden kapitalistischen Ordnung sprengen würde, 
aber eben im Hier und Jetzt ansetzen müsste. 

Nicht nur die (unfreiwillig) Waffen produzierenden Arbei¬ 
tenden könnten und müssten einen Krieg stoppen. Die Macht 
dazu haben diejenigen, die an den Hebeln und Schaltern der 
Produktion von Waren und Dienstleistungen sitzen. Wer kann 
die Waffenlieferungen stoppen und mit Streiks das ganze Land 
lahmlegen? Die Arbeitenden in den Häfen und auf den Flug¬ 
zeuglandebahnen und diejenigen, die die Züge, U-Bahnen und 
Busse fahren. Wenn die Transporte gar nicht erst rollen, dann 
müssen auch nicht vereinzelte subjektiv-revolutionäre Täterin¬ 
nen die Heldinnen spielen und diese Zufahrtswege des Kapitals 
mit ihren eigenen Körpern blockieren. 

Auch der Aufruf zum „Desertieren" macht es sich zu leicht. 
Ähnlich wie die Frage der Sabotage bleibt Desertion auf die in¬ 
dividuelle Ebene beschränkt, was aus mehreren Gründen prob¬ 
lematisch ist: Auch wenn die Ablehnung der Militärmaschinerie 
und ihrer weltweiten Folgen sehr fortschrittlich ist, können vor¬ 
nehmlich diejenigen desertieren, die eine gesicherte Existenz 
haben. Aber vor allem: Wenn wir alle fortschrittlichen Leute dazu 
aufrufen würden, zu desertieren, liefen wir Gefahr, die Bundes¬ 
wehr den reaktionärsten Teilen der Bevölkerung zu überlassen, 
also denjenigen, die komplett davon überzeugt sind, dass sie 
dort das Richtige tun, die nationalen Interessen mit Recht ver¬ 
treten. Demgegenüber muss unsere Perspektive darin bestehen, 
innerhalb des Militärs revolutionäre Zersetzungsarbeit zu leisten 


2. Zu unserer Politik in selbstverwalteten Betrieben, siehe:„Zanon gehört 
den Arbeiterinnen!" Broschüre von RIO zur Besetzung der Keramik-Fab¬ 
rik Zanon in Argentinien, http://www.klassegegenklasse.org/broschure- 
zanon-gehort-den-arbeiterinnen/. 


und revolutionäre Zellen in den Regimentern aufzubauen, um 
einfache Soldatlnnen davon zu überzeugen, in revolutionären 
Situationen die Waffen gegen ihre Vorgesetzten und gegen den 
Staat zu richten, oder zumindest: die Waffen niederzulegen. 

Für revolutionäre Anti-Kriegs-Politik! 

Die Demonstration gegen die NATO hat unsere Sympathie und 
unsere Unterstützung. Als Revolutionärinnen treffen wir dort 
auf Menschen, die sich gegen Krieg und Ausbeutung, gegen die 
Ursachen für Elend und Flüchtlingsströme und gegen die Poli¬ 
tik der Banken und Konzerne aussprechen wollen. Doch nicht 
alle der dort Demonstrierenden haben eine klare Perspektive 
für die sozialistische Revolution. Viele Demonstrierende neh¬ 
men an den Protesten oft aus einer pazifistischen Stimmung 
heraus teil, aus Empörung über Tote durch Krieg, Folter und 
Hunger. Diese subjektive Empörung muss verbunden werden 
mit der Einsicht, wer mit welchen Mitteln die Revolution ma¬ 
chen kann, um den Kapitalismus als Ursache dieser Probleme 
zu beseitigen. 

Deshalb kann es mit der Demonstration am 4. Februar nicht 
getan sein. Sie ist ein guter Ausgangspunkt, um den eigenen 
Protest klar auszudrücken und die Waffen verteilenden, am 
Krieg gewinnenden und das weltweite Elend verwaltenden 
Anzugträgerinnen bei ihrem Parkettgang im Bayrischen Hof 
ein bisschen zu ärgern. Jedoch ist diese Protestkundmachung 
nur ein Ausgangspunkt und muss genutzt werden, die eigenen 
Kräfte zu sammeln, Verbündete zu finden und sich von dort aus 
kontinuierlich zu organisieren. 

Insbesondere müssen wir dafür kämpfen, die große Masse 
der Bevölkerung, nämlich die Lohnabhängigen, für eine kon¬ 
krete Anti-Kriegs-Politik zu gewinnen. Wir müssen von Arbeite¬ 
rinnenmassenorganisationen wie den Gewerkschaften fordern, 
für den Stopp der Kriegsmaschinerie zu kämpfen. Dazu müs¬ 
sen wir in den Gewerkschaften kämpferische Basisbewegun¬ 
gen aufbauen, die die bürokratische und sozialchauvinistische 
Politik der Gewerkschaftsführungen bekämpfen und für eine 
klassenkämpferische Alternative gegen den Hauptfeind im ei¬ 
genen Land eintreten. 

Krieg und Imperialismus können nur durch eine soziale Re¬ 
volution gestoppt werden, die nur die Lohnabhängigen, die Ar¬ 
beitenden, die Erwerbslosen und unterdrücktesten Schichten 
der Bevölkerung selbst machen können. Doch dazu bedarf es 
einer politischen Partei, die die Lehren der Vergangenheit in 
ihrem Programm aufhebt und die Kämpfe der Unterdrückten 
zum Sieg führen kann. Wir als Teil der Trotzkistischen Fraktion 
wollen dabei unseren bescheidenen Anteil leisten, und setzen 
auf den Wiederaufbau der Vierten Internationale. 


Ein Transparent 
von RIO auf der 
Demonstration gegen 
die Sicherheitskon¬ 
ferenz in München 
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Trotzki 
Ein pos 


von Emilio Albamonte und Manolo Romano (PTS, Buenos Aires) 
Übersetzung: Anne Lehmann, Mark Turm, Stefan Schneider 
und Florian Franz 

A ntonio Gramsci war wie Trotzki ein Erbe des Denkens der 
Komintern vor ihrer stalinistischen Entartung. Diese war 
die bedeutendste revolutionäre Organisation der Arbeiterin¬ 
nenklasse, die jemals existierte: der Marxismus in der Offensive. 
Während heute der Trotzkismus nur noch eine sehr schwache 
Kontinuität mit jener revolutionären Bewegung der Zeit vor 
dem Zweiten Weltkrieg aufweisen kann, erfuhr die Theorie 
von Gramsci ein noch bittereres Schicksal. Nach dem Zweiten 
Weltkrieg wurde Gramscis Denken von der italienischen KP von 
Palmiro Togliatti und später vom Euro-Kommunismus aufge¬ 
griffen, um eine Strategie zu formulieren, die offen das bürger¬ 
liche Regime unterstützte (eine theoretische Operation, die der 
Stalinismus mit dem Vermächtnis Trotzkis niemals hätte erfolg¬ 
reich durchführen können); heutzutage ist diese Lektüre in aka¬ 
demischen Kreisen weitverbreitet und wird von Karrieristinnen 
und Regierungsbeamtinnen jeder Art benutzt. Obwohl wir in 
diesem Artikel die Grenzen von Gramscis Ansichten, wie wir sie 
sehen, behandeln, sind wir uns einer Sache sehr wohl bewusst: 
Genauso wenig wie der Stalinismus ein direktes Produkt des 
Bolschewismus ist, sondern vielmehr seine konterrevolutio¬ 
näre Entartung darstellt, geht die Mehrheit von Gramscis An¬ 
hängerinnen, von denen viele „organische Intellektuelle" der 
Bourgeoisie oder Beraterinnen der Gewerkschaftsbürokratie 
geworden sind, direkt aus dem Erbe der italienischen Kommu¬ 
nistinnen hervor. 

Wir sind keineswegs die Ersten, die eine kritische Parallele 
zwischen Trotzkis und Gramscis Ideen zu ziehen versuchen. 
Perry Anderson eröffnete vom Standpunkt des akademischen 
Marxismus aus eine Debatte um die Mehrdeutigkeiten von 
Gramscis Grundkonzept der Hegemonie. Dies stellte eine ech¬ 
te Pionierarbeit dar, in der Trotzkis theoretische Ansichten be¬ 
rücksichtigt werden, was bis dahin selbst trotzkistische Strö¬ 
mungen vollkommen versäumt hatten 1 . Das Hauptanliegen 
unserer Studie liegt darin, die beiden theoretischen Systeme 
in ihrer Gesamtheit gegenüberzustellen, besonders in ihren 
verschiedenen Eigentümlichkeiten wiez.B. der Begriff vom ka¬ 
pitalistischen Gleichgewicht und die Theorie der permanenten 
Revolution bei Trotzki und die Beziehung zwischen Manöver¬ 
krieg und Stellungskrieg bei Gramsci, sowie die Anwendungen 
seiner Kategorie der passiven Revolution, die, wie wir glauben, 
von den revolutionären Marxistinnen stark unterschätzt wor¬ 
den sind. Das erste Ergebnis der direkten Gegenüberstellung 
der beiden theoretischen Perspektiven ist die Entstehung 
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1. Vgl. Perry Anderson:„The Antinomies of Antonio Gramsci". Eine andere 
vergleichende Studie ist Roberto Massaris„Trotsky y Gramsci", aus dem 
wir in diesem Artikel zitieren. 
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und Gramsci: 
thumer Dialog 


Gramsci als missverstandener Marxist? 


D ie Gedanken der herrschenden 
Klasse sind in jeder Epoche die 
herrschenden Gedanken": Nach 30 Jah¬ 
ren bürgerlicher Restauration ist der 
Marxismus an den Universitäten verpönt. 
Umso erstaunlicher ist es, was für ein brei¬ 
tes Spektrum an Akademikerlnnen sich 
positiv auf das Werk des revolutionären 
Marxisten Antonio Gramsci aus Italien 
bezieht: Ob in den internationalen politi¬ 
schen Beziehungen, der Globalgeschichte 
oder der Erziehungswissenschaft kommt 
man ohne Gramsci-Zitate nur schwer aus. 
Auch in der Linken wird Gramsci zwar 
selten gelesen aber viel zitiert, in der au¬ 
tonomen Szene genauso wie in der Rosa- 
Luxemburg-Stiftung der Linkspartei. 

Der Sozialreformismus hat sich in den 
letzten hundert Jahren nicht wesentlich 
verändert. Die Devise lautet heute wie 
damals: ab in die Regierung! Doch die 
reformistische Ideologie, die erstmals 
Ende des 19. Jahrhunderts vom Sozial¬ 
demokraten Eduard Bernstein ausfor¬ 
muliert wurde, gilt zu Recht als geschei¬ 
tert. Bernsteins These von einem immer 
friedlicheren Kapitalismus stand bereits 
wenige Jahre später im Lichte der Welt¬ 
kriegsbeteiligung der SPD. Die refor¬ 
mistische Perspektive ist von hundert 
Jahren der Sisyphusarbeit progressiver 
Reformversprechen und regressiver 
Regierungsbeteiligung zerfressen. Des¬ 


wegen werden die Löscher der refor¬ 
mistischen Ideologie immer wieder mit 
neuen Phrasen gestopft. 

„Regierungsbeteiligung" klingt be¬ 
sonders angesichts der Erfahrung der eu¬ 
ropäischen Linken in den letzten Jahren 
und Jahrzehnten nicht besonders „cool". 
Mit einem Verweis auf Antonio Gramsci 
wird dieses opportunistische Projekt 
stattdessen als „Kampf um gesellschaft¬ 
liche Hegemonie" umetikettiert. (Oder 
genauso mit einem Verweis auf Rosa Lu- 
xemburg:„revolutionäre Realpolitik") 

Doch Gramsci - Gründer einer kom¬ 
munistischen Partei - war alles andere 
als ein Neoreformist. Er trat unzweideu¬ 
tig für eine revolutionäre Diktatur des 
Proletariats ein, um den Kapitalismus zu 
zerschlagen und den Weg zu einer klas¬ 
senlosen Gesellschaft anzutreten. Weil er 
nicht an einer erfolgreichen Revolution 
beteiligt war und viele seiner wichtigs¬ 
ten Schriften im Gefängnis entstanden 
sind, ist sein politisches Erbe zweifels¬ 
ohne widersprüchlich. Dennoch waren 
seine Ideen zu wichtig, um sie heute auf 
nichtssagende, reformistisch deutbare 
Halbsätze zu reduzieren. 

Mitte 2011 veranstaltete die Unigrup- 
pe von RIO an der Freien Universität 
Berlin einen offenen Lesekreis über das 
Werk von Gramsci. Wir studierten Auszü¬ 
ge aus seinen Gefängnisheften sowie die 


folgenden Artikel von Emilio Albamonte. 
Außerdem lasen wir den Text „Gramsci 
and the Revolutionary Tradition" 1 von 
Keith Harvey (von der Gruppe „Perma¬ 
nent Revolution" aus Großbritannien), 
den wir ebenfalls sehr empfehlen kön¬ 
nen, auch wenn er sich mit der politi¬ 
schen Laufbahn Gramscis und nicht mit 
seiner Theorie auseinandersetzt. 

In der trotzkistischen Linken in 
Deutschland gibt es dieTendenz, das Erbe 
Gramscis abzulehnen: „Die Gramsciane- 
rlnnen beschränken sich auf postmo¬ 
derne Phrasen, also muss Gramsci ein 
postmoderner Phrasendrescher gewesen 
sein". Doch auch wenn wir der Meinung 
sind, dass LeoTrotzki eine umfassendere 
Theorie vorlegte als sein etwa gleich alter, 
italienischer Mitstreiter in der Kommunis¬ 
tischen Internationale, gibt es im Denken 
Gramscis einige wichtige Ideen und Kate¬ 
gorien, die in einer heutigen revolutionä¬ 
ren Theorie aufgehoben werden sollten, 
anstaat sie den Neoreformistlnnen zu 
überlassen. Die kritische Auseinander¬ 
setzung mit Gramsci als auch mit seinen 
modernen Anhängerinnen ist heute un¬ 
verzichtbar für den Aufbau einer revolu¬ 
tionären Organisation. In diesem Sinne 
veröffentlichen wir diese Beiträge und 
laden zur Diskussion ein. wf 

1. http://www.permanentrevolution.net/entry/540. 


neuer Konzepte sowie die Dialektisierung anderer, welche ein 
besseres Verständnis der komplexen politischen Weltlage seit 
dem Zweiten Weltkrieg ermöglichen: der Ära der sogenannten 
„Jalta-Ordnung" in der sich auf der Basis des Siegs über den 
Nazi-Faschismus, die Hegemonie des US-lmperialismus auf 
der Welt sowie die schreckliche Kontrolle des Stalinismus über 
den größten Teil der internationalen Arbeiterinnenbewegung 
konsolidierte. Obwohl wir versuchen, durch neue theoretische 
Werkzeuge zu einem tieferen Verständnis darüber zu gelangen, 
„wie die herrschende Klasse herrschte" in der Vergangenheit 
und auf welcher Grundlage ein neuer Massen-Reformismus 


nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges entstehen konnte, ist 
unser wichtigstes Ziel in unserer momentanen Situation die die 
Revolution behindernden Mechanismen zu entwirren und den 
Reformismus in der Gegenwart zu bekämpfen. Der Vergleich 
zwischen den Theorien von Gramsci und Trotzki verfolgt - im 
Kontext der konvulsiven Klassenkampfperiode zwischen Ers¬ 
tem und Zweitem Weltkrieg, in der sie entstanden sind - vor 
allem das Ziel, die Beziehung zwischen den drei großen ge¬ 
schichtlichen Phänomenen, die die imperialistische Epoche 
bestimmen - kapitalistische Krisen, Kriege und Revolutionen - 
klarzustellen, um ihre künftige Dynamik zu bestimmen. 
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Zwischen den beiden Kriegen 

Abgesehen davon, wie instabil oder dekadent die Situation des 
US-lmperialismus in der jetzigen Weltlage zu sein scheint, er¬ 
scheint die Hegemonie des nordamerikanischen Imperialismus 
heute gewissermaßen naturgegeben. Anfang des zwanzigsten 
Jahrhunderts war dies jedoch keineswegs der Fall, genauso 
wenig wie sich die Eroberung seiner Vormachtstellung als ein 
„natürlicher" Prozess darstellte. Weit davon entfernt waren die 
Voraussetzungen dieser großen ist sie das Ergebnis eines In¬ 
terregnums, in dem die Definition Lenins über die Epoche seit 
Beginn des ersten Weltkriegs ihren deutlichsten Ausdruck fand: 
eine „Epoche von Krisen, Kriegen und Revolutionen". Der revolu¬ 
tionäre Marxismus musste der grundsätzlichen Wende inner¬ 
halb der Herrschaftsbeziehungen in dieser Epoche Rechnung 
tragen: Der Verschiebung der imperialistischen Hegemonie 
vom alten England zu den aufsteigenden USA. Was waren die 
Voraussetzungen dieser großen Veränderung und wie kam sie 
zustande? 

Der marxistische Ökonom Isaac Joshua gelangt zu einer 
hervorragenden Synthese bezüglich der Zwischenkriegszeit 
und der Großen Depression.: „Die dem Goldstandard zugeschrie¬ 
benen Missetaten haben gezeigt, dass die Pfundkrise einer der 
Schlüsselpunkte der Depression der'30er Jahre war. Eine Pfundkri¬ 
se, die sich als eine Hegemoniekrise darstellte, oder besser gesagt, 
als eine Krise,zwischen zwei': Großbritannien kann die Zügel nicht 
mehr halten, während die USA noch unfähig sind, sie in die Hand 
zu nehmen. Die USA machen es Großbritannien unmöglich, weiter 
zu machen wie bisher, und werden ihrerseits bei dem Versuch, die 
Oberhand zu gewinnen, von Großbritannien behindert. Auch hier 
trug der Erste Weltkrieg seinen Teil bei: Er beschleunigte eine Ent¬ 
wicklung, die sowieso stattgefunden hätte. Was früher nur Haarris¬ 
se im Gebäude waren, wurde durch ihn zu breiten Rissen. Ersetzte 
das Problem auf die Tagesordnung, konnte es jedoch nicht lösen. 
Die Geschichte eröffnete eine instabile Periode, und das Boot wur¬ 
de führerlos der Gewalt des Windes überlassen." 

Joshua bemerkt auch: „1918 (...) war der Starke noch nicht 
stark genug und der Schwache noch nicht schwach genug. In ih¬ 
rer internationalen Dimension stellt die große Krise deutlich 
eine Krise zwischen zwei' dar; zwischen einem Ersten Welt¬ 
krieg, der sich damit zufrieden gab, die Probleme auf die Ta¬ 
gesordnung zu setzen, und einem Zweiten Weltkrieg, der sie 
zugunsten der amerikanischen Hegemonie löste." 2 

Genau dies war die Periode, in der sich die revolutionäre Tä¬ 
tigkeit von Trotzki und Gramsci entfaltete, und die als Rahmen 
für den von uns angestrebten Vergleich zwischen ihren Positi¬ 
onen dient. 

Der revolutionäre Marxismus 
musste der Wende innerhalb 
der Herrschaftsbeziehungen in 
dieser Epoche Rechnung tragen. 

Zunächst wollen wir hervorheben, dass der erste gemein¬ 
same Berührungspunkt zwischen Leo Trotzki und Antonio 
Gramsci darin besteht, dass beide der neuen Rolle der USA 3 als 


2. Isaac Joshua:„La crisis del 29 y la emergencia americana". (Eigene 
Übersetzung.) 

3. „Der russische Emigrant sagte, daß er seit 1917 häufig behauptet hatte, 
daß das Weltkapital sich unter der zunehmenden Hegemonie der 
USA entfalten würde, vor allem unter der Hegemonie des Dollars über 
dem britischen Pfund", war zu lesen in einem in der New YorkTimes 
veröffentlichten Artikel vom März 1933, der auf einem Interview der 


Weltmacht im Vergleich zu dem verfallenden England große 
Bedeutung zumaßen. Und das Wichtigste ist, dass beide dies 
vom selben methodologischen Standpunkt aus taten: dem Ge¬ 
setz der Produktivität der Arbeit. 

Mit Bezug auf die Überlegenheit des amerikanischen Kapi¬ 
talismus behauptete Trotzki: „Das Gesetz der Produktivität der 
Arbeit ist von entscheidender Bedeutung bei den gegenseitigen 
Beziehungen zwischen Europa und Amerika und überhaupt bei 
der Bestimmung der zukünftigen Stellung der Vereinigten Staaten 
in der Welt. Diese höchste Form, die die Yankees dem Gesetz 
der Arbeitsproduktivität verliehen, ist das Fließband, die 
standardisierte oder Massenproduktion. Es könnte erscheinen, 
dass der Punkt, von dem der Hebel des Archimedes die Welt aus 
den Angeln heben sollte, gefunden war ." 4 

Im selben Sinne argumentierte Gramsci: „Was ist der Bezugs¬ 
punkt für die entstehende neue Welt?" Seine Antwort ist:„D/e Welt 
der Produktion, der Arbeit". 

Daher widmet er dem Studium des Fordismus besondere 
Aufmerksamkeit und beschreibt diesen als die industrielle Po¬ 
litik, der die dynamischsten Sektoren der nordamerikanischen 
Bourgeoisie anhängen, um „die programmierte Wirtschaft zu er¬ 
reichen", in der „die neuen Methoden von Arbeit eng mit einer be¬ 
stimmten Lebensweise, einer Denkweise und einem Lebensgefühl 
verbunden sind." All diese Elemente kündigen also eine neue 
Kultur an: den „Amerikanismus" 5 . 

„Allgemein läßt sich sagen, dass der Amerikanismus und der 
Fordismus", behauptet Gramsci,„aus der immanenten Notwen¬ 
digkeit hervorgehen, zur Organisation einer programmatischen 
[geplanten, A.d.R.] Ökonomie zu gelangen (...) den Übergang 
vom alten ökonomischen Individualismus zur geplanten 
Ökonomie signalisieren." Und er behauptet darüber hinaus, 
dass in den USA „geschickt der Zwang (Zerstörung des Arbeiter- 
Gewerkschaftswesens auf territorialer Basis [Branchengewerk¬ 
schaften A.d.R.]) mit der Überzeugung kombiniert (hohe Löhne, 
verschiedene soziale Zuwendungen, ideologische Propaganda 
und äußerst geschickte Politik) und erreicht wurde, das gesamte 
Leben des Landes auf die Produktion zu gründen. Die Hegemo¬ 
nie entspringt in der Fabrik und braucht zu ihrer Ausübung nur 
eine minimale Menge professioneller Vermittler der Politik und der 
Ideologie." 

Außer dem gemeinsamen Anliegen, die Überlegenheit Ame¬ 
rikas aufzuzeigen, indem sie sich auf die Produktivität der Ar¬ 
beit stützten, gehen beide von derselben Definition des in der 
Periode direkt nach dem Ersten Weltkrieg herrschenden Kräfte¬ 
verhältnisses aus. Die Kategorie,instabiles Gleichgewicht'oder 
,relative Stabilisierung'des Kapitalismus stammt aus einem Be¬ 
richt, den Trotzki dem III. Kongress der Komintern 1921 lieferte. 
Diese Ansicht, die auch die Komintern teilte, war beiden Revo¬ 
lutionären gemeinsam. 

Diese Definition war folgende: „Das kapitalistische Gleich¬ 
gewicht ist ein komplexes Phänomen; das kapitalistische Regime 
stellt dieses Gleichgewicht her, zerstört es, um es wieder herzu¬ 
stellen und es wieder zu zerstören, wobei es jedes Mal die Grenzen 
seiner Herrschaft ausweitet. Auf der wirtschaftlichen Ebene stel¬ 
len die Krisen und die Verschärfungen der Aktivitäten, Brüche und 
Wiederherstellungen des Gleichgewichtes dar. Auf der Ebene der 
Klassenbeziehungen drückt sich der Bruch des Gleichgewichtes 
in Streiks, in lock-outs oderim revolutionären Kampf aus. Auf der 
Ebene der Beziehungen zwischen Staaten drückt sich der Bruch 
des Gleichgewichtes in der Regel in Kriegen zwischen Staaten, oder 
in abgemilderter Form in Zoll- bzw. Wirtschaftskriegen aus oder 
auch in wirtschaftlichen Blockaden. Der Kapitalismus hat also 


Associated Press mit Trotzki auf Prinkipo basierte. 

4. Leon Trotsky:„Nationalism and Economic Life". Writings 1933-34. S. 161 f. 
(Eigene Übersetzung.) 

5. Antonio Gramsci:„Amerikanismus und Fordismus". In: Gefängnishefte. 
Bd. 9, Heft 22, §1. Argument-Verlag 1999, S. 2063 ff.. 
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ein instabiles Gleichgewicht; das von Zeit zu Zeit bricht und sich 
danach wieder einstellt. Gleichzeitig besitzt dieses Gleichgewicht 
eine gewaltige Widerstandskraft: Das beste Beispiel hierfür ist der 
Fortbestand des Kapitalismus." 

Weit entfernt von irgend einer Form von wirtschaftlichem 
Determinismus behauptet Trotzki, dass „ die Analyse von wirt¬ 
schaftlichen Zuständen und Tendenzen sowie der politischen Welt¬ 
lage als Ganzem, mit ihren Beziehungen und Widersprüchen, d.h. 
inklusive ihrer gegenseitigen Abhängigkeiten, die die einzelnen Be¬ 
standteile zueinander in Widerspruch setzen, als Ausgangspunkt 
betrachtet werden soll." 6 

Die Originalität von Trotzkis Ansatz liegt darin, dass er die 
Rolle von subjektiven Faktoren als entscheidende Elemente im 
Gang der kapitalistischen Wirtschaft anerkennt, was diejenigen, 
die ihm Gemeinsamkeiten mit dem wirtschaftlichen Determi¬ 
nismus der Zweiten Internationale 7 unterstellen, offensichtlich 
übersehen haben. Um alle Zweifel auszuräumen: „Wenn wir 
gefragt werden:,Welche Garantien gibt es dafür, daß der Kapita¬ 
lismus sein Gleichgewicht nicht durch zyklische Schwankungen 
wiederherstellen wird?', würden wir dann antworten:,Es gibt keine 
und es kann keine Garantien geben.' Wenn wir die revolutionäre 
Natur der Arbeiterklasse und ihres Kampfes sowie die Arbeit der 
Kommunistischen Partei und der Gewerkschaften außer Acht las¬ 
sen und dafür die objektiven Mechanismen des Kapitalismus als 
Maßstab nehmen, könnten wir dann sagen:,Sollte die Interventi¬ 
on, der Kampf, der Widerstand, die Selbstverteidigung und die Of¬ 
fensive der Arbeiterklasse scheitern, könnte der Kapitalismus na¬ 
türlich sein Gleichgewicht wiederherstellen, jedoch nicht das alte, 
sondern eine neue Art von Gleichgewicht." 8 

Gramsci seinerseits entwickelt den Begriff der „ organi¬ 
schen Krise", der, obwohl er hauptsächlich auf der Ebene des 
Nationalstaates angewandt wird, mit dem Begriff „Bruch des 
kapitalistischen Gleichgewichts" vergleichbar ist, den Trotzki 
zur Analyse des internationalen Szenariums benutzt 9 * * . Um das 
Kräfteverhältnis zu bestimmen, weist Gramsci darauf hin, dass 
es eine andere Sache ist, zu bestimmen, „ob die fundamentalen 
geschichtlichen Krisen unmittelbar durch die Wirtschaftskrisen 
bewirkt werden. (...) Ausgeschlossen werden kann, daß die unmit¬ 
telbaren Wirtschaftskrisen von sich aus fundamentale Ereignisse 
hervorbringen; sie können nur einen günstigeren Boden für die 
Verbreitung bestimmter Weisen bereiten, die für weitere Entwick¬ 
lung des staatlichen Lebens entscheidende Fragen zu denken, 
zu stellen und zu lösen. (...) Auf jeden Fall kam es zum Bruch des 
Gleichgewichts nicht aus unmittelbar mechanischen Gründen der 
Verelendung der gesellschaftlichen Gruppe, die Interesse daran 
hatte, das Gleichgewichtzu zerbrechen und es auch in der Tat zer¬ 
brach, sondern vollzog sich im Rahmen von oberhalb der unmit- 


6. Kritik der Internationalen Linken Opposition am Programm der Kom¬ 
munistischen Internationalen. 1927. (Eigene Übersetzung.) 

7. Gemeint ist der wirtschaftliche Determinismus einiger Passagen des 
Erfurter Programms der Zweiten Internationale unter der Leitung von 
F. Engels. Trotz der marxistischen Terminologie, die sich insbesondere 
im ersten, von Kautsky verfassten Teil des Programms fand, blieben Vor¬ 
stellungen über die zukünftige Gesellschaftsordnung offen und traten 
hinter die konkreten und pragmatischen tagespolitischen Forderungen 
zurück. 

8. Ebd. 

9. „lm Prozess der Geschichte begegnet man stabilen, vollständig unrevo¬ 
lutionären Situationen. Man begegnet auch ausgesprochen revoluti¬ 

onären Situationen. Es gibt auch konterrevolutionäre Situationen (das 

soll man nicht vergessen!). Was aber in unserer Epoche, der Epoche 

des faulenden Kapitalismus ganz besonders vorherrscht, das sind 
mittlere und Übergangssituationen: zwischen nichtrevolutionären und 

vorrevolutionären, zwischen vorrevolutionären und revolutionären oder 
... konterrevolutionären Situationen. Gerade diese Übergangszustände 
sind von ausschlaggebender Bedeutung vom Standpunkt der politi¬ 
schen Strategie."Trotzki, Leo:„Dialektik und Metaphysik" In: Wohin geht 
Frankreich? 1936. http://www.marxists.Org/deutsch/archiv/trotzki/1 935/ 

wohinfr2/01 .htm. (Hervorhebungen im Original.) 


telbar ökonomischen Welt angesiedelten Konflikten, die mit dem 
Klassen-,Prestige' (künftige ökonomische Interessen), mit einem 
Aufbäumen des Unabhängigkeits-, Autonomie- und Machtemp¬ 
findens zusammenhingen."' 0 

Die Originalität von Trotzkis An¬ 
satz liegt darin, dass er die Rolle 
von subjektiven Faktoren als ent¬ 
scheidende Elemente anerkennt . 


Ausgehend von dieser gemeinsamen theoretischen Grund¬ 
lage - nennen wir sie ökonomisch antikatastrophistisch - von 
der sowohl Trotzki und Gramsci in den '20er Jahren ausgehen 11 , 
werden wir nun die von den beiden Revolutionären aufgezeich¬ 
neten Perspektiven für die internationale Lage in der nächsten 
Periode betrachten. 

Die „passive Revolution" 

Eine Studie bemerkt: „Gramscis Beobachtung, die besagt, dass 
die zeitgenössische historische Periode nach dem Ersten Welt¬ 
krieg vom Begriff,passiver Revolution' ausgehend untersucht und 
analysiert werden kann, ist wichtig. Nach den Verheerungen des 
Weltkrieges und der anschließend folgenden tiefen Krise, die mit 
der Niederlage der proletarischen Revolution im Westen endete, 
schien eine ganze Epoche zu Ende zu gehen. In der Tat war es der 
Bourgeoisie gelungen, die Situation unter Kontrolle zu bringen und 
die revolutionären Kräfte trotz hartnäckigen Widerstands zu neut¬ 
ralisieren. Daher schien die Periode relativer Stabilisierung' des Ka¬ 
pitalismus mehr als eine bloße konjunkturelle Zwischenstation."' 2 

Tatsächlich stellt sich Gramsci die Frage, ob „der Amerika¬ 
nismus eine geschichtliche,Epoche' bilden kann, das heißt, ob er 
eine schrittweise Entwicklung vom (...) Typus der fürs letzte Jahr¬ 
hundert charakteristischen,passiven Revolutionen'hervorbringen 
kann (...), oder ob [er] statt dessen nur die molekulare Anhäufung 
von Elementen darstellt, die dazu bestirnt sind, eine,Explosion'her¬ 
vorzurufen, das heißt einen Umsturz französischen Typs"' 3 , wobei 
er diese letzte Möglichkeit gegenüber den schon von Marx und 
Engels angesprochenen „Revolutionen von oben" vorzog. 

Das Konzept der passiven Revolution 14 * nach Gramsci ent- 


10. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 7, Heft 13, §17. Argument-Verlag 
1996, S. 1563 f.. 

11. Später werden wir sehen, wie Trotzki nach der Wirtschaftskrise von 
1929 mit dem gleichen methodologischen Kriterium die Elemente 
von wirtschaftlicher Krise, Klassenkampfund den zwischenstaatlichen 
Spannungen miteinander verbindet und auf den Anfang einer neuen 
„katastrophischen Phase" (um es mit Gramsci auszudrücken) in den 
'30er Jahren hinweist, wo sich die revolutionären Versuche und der 
Gang der imperialistischen Länder gen Zweiten Weltkrieg mischen 
würden. 

12. C.R. Aguilera Prat. ln:„Gramsci y la via nacional al socialismo". (Eigene 
Übersetzung.) 

13. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 9, Heft 22, §1. Argument-Verlag 
1999, S. 2063. 

14. „Der Begriff der passiven Revolution muß streng von den zwei Grund¬ 
prinzipien Politischer Wissenschaft [basierend auf den Grundrissen 
der Politischen Ökonomie von Marx, A.d.R.] hergeleitet werden: 1. daß 
keine Gesellschaftsformation verschwindet, solange die Produktivkräf¬ 
te, die sich in ihr entwickelt haben, noch Raum für eine weitere Vor¬ 
wärtsbewegung finden; 2. daß die Gesellschaft sich keine Aufgaben 
stellt, für deren Lösung nicht bereits die notwendigen Bedingungen 
ausgebrütet sind, usw. Es versteht sich, daß diese Prinzipien zuvor 
kritisch in ihrer ganzen Tragweite entwickelt und von jedem Rest 
von Mechanizismus und Fatalismus gereinigt sein müssen." (Antonio 
Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 7, Heft 15, §17. Argument-Verlag 1996, S. 
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steht aus dem Zusammenfluss von mindestens drei Quellen. 

Die Idee einer Wiederanpassung der herrschenden Klasse 
mittels einer „Revolution von oben" als Antwort auf den Druck 
der Massen kann schon bei Marx selbst gefunden werden, so¬ 
wie auch der Ursprung des von Trotzki verwandten Begriffes 
„permanente Revolution" in Marx 7 Schriften seinen Ursprung 
hat. Jedoch bedeuten beide Kategorien in der imperialistischen 
Epoche nicht genau dasselbe wie im 19. Jahrhundert. Marx und 
Engels schließen 1851 nach dem Putsch von Louis Bonaparte in 
Frankreich:„D/e Per/ode der Revolutionen von unten war einstwei¬ 
len geschlossen; es folgte eine Periode der Revolutionen von oben", 
und führen als Beispiel nicht nur die mit Bonaparte erfolgte 
Rückkehr zum Imperium in Frankreich, sondern auch „seinen 
Nachahmer Bismarck" der in Preußen „seinen Staatsstreich und 
seine Revolution von oben 1866" vollzog, an 15 . 

Daher kommt die analoge Schlussfolgerung des italieni¬ 
schen Revolutionärs: Wenn auf die Periode der bürgerlichen 
Revolutionen, angefangen 1789 mit der großen Französichen 
Revolution bis 1848, der Zyklus der „Revolutionen von oben" 
folgt, stellt sich die Frage, ob die bolschewistische Revolution 
von 1917, das „Frankreich" der Ära der proletarischen Revoluti¬ 
on, nicht von einem Zyklus passiver Revolutionen beantwortet 
werden könnte. In dieser gramscianischen Interpretation der 
Beziehung zwischen dem revolutionärem Aufschwung und 
der entsprechenden Gegenreaktion der Konterrevolution, bei 
gleichzeitiger Umwandlung zum modernen Staat der westli¬ 
chen Demokratien, liegt eine der Grundlagen für seine Defini¬ 
tion: „die Formel von achtundvierzig von der permanenten Revo¬ 
lution' wird in der politischen Wissenschaft durch die Formel der 
,zivilen Flegemonie' entwickelt und überholt'™, weil „die inneren 
und internationalen Organisationsbeziehungen des Staates kom¬ 
plexerund fester wurden." In diesem Sinne bedeuteten auch der 
Fordismus und der Amerikanismus - mit den von ihnen durch- 

Könnte die bolschewistische 
Revolution von 1917 nicht von 
einem Zyklus passiver Revolu¬ 
tionen beantwortet werden? 


geführten staatlichen Modifizierungen - einen Entwicklungs¬ 
versuch der Produktivkräfte auf der Basis der relativen Stabilität, 
die der Kapitalismus in den '20er Jahren dank der Zurückschla- 
gung der internationalen revolutionären Welle - die dank der 
Auswirkungen der Oktoberrevolution 1917 in Europa beson¬ 
ders ausgeprägt war - erreichte; daher bezeichnet Gramsci die 
passive Revolution auch als eine„Revolution-Restauration". 

Zweitens greift Gramsci die Idee der italienischen Geschichte 
selbst auf :„der Begriffpassive Revolution'im Sinne Vincenzo Cuo- 



1734.) 

Dieses Zitat von Gramsci von einem sehr allgemeinen und abstrakten 
Charakter kann zu falschen Interpretationen führen, die vor allem bei 
den Reformistlnnen zu finden sind, die behaupten, dass jede Nieder¬ 
lage eines revolutionären Prozesses „gerechtfertigt" werden könnte 
mit den „objektiven Bedingungen" (oder ihn sogar als zu „verfrüht" 
bezeichnen), wobei die konkrete Rolle der Führung der Arbeiterinnen¬ 
klasse und der Massen beim Ausgang des selben unterbewertet 
bleibt. 

15. Friedrich Engels: Einleitung zu Karl Marx„Klassenkämpfe in Frankreich 
1848 bis 1850". 1895. http://www.mlwerke.de/me/me22/me22_509. 
htm. 

16. Zu den unterschiedlichen Konzepten von Revolution nach Trotzki und 
Gramsci siehe den nächsten Artikel in diesem Heft. 


cos in Bezug auf die erste Phase des italienischen Risorgimento" 17 , 
den er auf die ganze Periode der nationalen Einigung auswei¬ 
tet, die mit den Ereignissen von 1848 und 1849 beginnt und 
1871 mit der Eroberung Roms als Hauptstadt Italiens endet. 
Die Einigung Italiens als bürgerliche Nation wurde innerhalb 
der von der Allianz der Bourgeoisie aus dem Norden mit den 
Großgrundbesitzerinnen aus dem Süden gesteckten Grenzen 
durchgeführt. Anders als bei der großen Französischen Revolu¬ 
tion wurde dabei den Bauern/Bäuerinnen weder Land gegeben 
noch sonstige Zugeständnisse gemacht. So wurde eine histo¬ 
risch gesehen fortschrittliche Aufgabe wie die Einigung Italiens 
auf reaktionäre Art und Weise durch die Partei der Moderaten 
und auf militärischer Ebene durch die Armee und den Staat 
Piemonts durchgeführt. Dies löste eine „Diplomatisierung der 
Revolution" aus, die im krassen Gegensatz zum französischen 
Modell steht. Dafür bediente sich die Bourgeoisie des „Transfor¬ 
mismus", einer Methode, mit der sie die radikalsten Führerinnen 
der Aktionspartei in das Programm der Moderaten eingliederte, 
sie vereinnahmte und quasi transformierte. Auf diese Weise ord¬ 
neten sich die radikalen Führerinnen dem rechten Flügel des 
Prozesses unter, statt eine aktive Rolle zu spielen, wie seinerzeit 
ö\e„Jakobiner". Gramsci warnte also vor einer von oben paktier¬ 
ten „passiven Revolution" die bürgerliche Bremse der sozialisti¬ 
schen Revolution also, die nun in der Epoche der proletarischen 
Revolution drohte 18 . 

Schließlich macht Gramsci von diesem Begriff angesichts 
einer brennenden politischen Notwendigkeit Gebrauch: eine 
Antwort auf den Aufstieg des Faschismus zu geben. Gramscis 
Position steht in krassem Widerspruch zu der Einschätzung der 
Führung der KPI über die Erfolgsaussichten Mussolinis. Trotzki 
äußerte sich darüber mit den folgenden Worten: „MitAusnahme 
des einzigen Gramsci schloß die Kommunistische Partei, wie mir 
italienische Freunde mitteilen, selbst die Möglichkeit der faschisti¬ 
schen Machtergreifung aus'.™ Obwohl Gramscis Analyse dieses 
neuen Phänomens - die großangelegte Mobilisierung der Mit- 


17. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd 7, Heft 15, §10- §11. Argument- 
Verlag 1996, S. 1727. 

18. Aguilera de Prat weist richtigerweise und um Vorurteile über Gramsci 
auszuräumen auf diesen Schlüsselaspekt hin:„Es geht auf jedem Fall 
um eine dialektische Auffassung dieser Erkenntnis, die sich nicht in ein 
politisches Aktionsprogramm, wie es die Moderaten im Risorgimento 
vertraten, verwandelt [er meint ein passives Revolutionsprogramm, 
A.d.R.], sondern nur als ein methodologisches Kriterium der Deutung 
dienen soll." (Eigene Übersetzung.) 

19. Angesichts des Aufstiegs von Mussolini in Italien sagte Trotzki bezüg¬ 
lich der KPI:„Die Kommunistische Partei Italiens war fast gleichzeitig 
mit dem Faschismus entstanden. Doch die gleichen Bedingungen 
der revolutionären Ebbe, die den Faschismus an die Macht brachten, 
hielten die Entwicklung der Kommunistischen Partei auf. Sie legte 
sich nicht Rechenschaft ab über das Ausmaß der faschistischen 
Gefahr, wiegte sich in revolutionären Illusionen, war ein unversöhn¬ 
licher Gegner der Einheitsfrontpolitik, mit einem Worte: sie litt an 
allen Kinderkrankheiten. Kein Wunder, sie war erst zwei Jahre alt. Der 
Faschismus erschien ihr lediglich als,kapitalistische Reaktion'. Die spe¬ 
zifischen Züge des Faschismus, die sich aus der Mobilisierung des 
Kleinbürgertums gegen das Proletariat ergeben, nahm die Kommunis¬ 
tische Partei Italiens nicht wahr. Mit Ausnahme des einzigen Gramsci 
schloß die Kommunistische Partei, wie mir italienische Freunde 
mitteilen, selbst die Möglichkeit der faschistischen Machtergreifung 
aus. Hat einmal die proletarische Revolution eine Niederlage erlitten, 
der Kapitalismus sich befestigt, die Konterrevolution triumphiert, was 
für einen konterrevolutionären Umsturz kann es da noch geben? Die 
Bourgeoisie kann doch nicht gegen sich selbst einen Aufstand ma¬ 
chen! Das war der Kern der politischen Orientierung der italienischen 
Kommunistischen Partei. Man darf dabei nicht vergessen, daß der 
Faschismus damals eine neue Erscheinung darstellte und sich erst im 
Formierungsprozeß befand. Seine spezifischen Züge herauszuschälen 
wäre auch einer erfahreneren Partei nicht leicht gefallen." (LeoTrotzki: 
Was nun? 1936. http://www.marxists.org/deutsch/archiv/trotzki/1932/ 
wasnun/kap07.htm.) 







telschichten gegen die Arbeiterinnenklasse - scharfsinniger als 
die ultralinke Position Bordigas war, näherte er sich erst 1924 
an die von Trotzki und der Dritten Internationale vorgeschla¬ 
gene Einheitsfrontpolitik der Arbeiterinnenklasse gegen den 
Faschismus in Italien an 20 . Jahre später lehnte er - wie Trotzki 
- die Orientierung der stalinistischen KPI der „ dritten Periode" 
ab, die jegliche Zusammenarbeit oder Einheitsfront mit der SPI 
und den reformistischen Arbeiterinnenorganisationen ablehn¬ 
te, weil diese „sozialfaschistisch" seien. 

Der Grund für die Betonung des Begriffes, passive Revoluti¬ 
on' in seiner Theorie ist sein Versuch, die Geschehnisse der Zeit 
auf eine andere Art und Weise zu erklären und eine Antwort zu 


20. In seiner Arbeit„Trotsky y Gramsci"erinnert sich Roberto Massari:„Am 
22 November 1922 diktierte Lenin an Trotzki (am Telefon) folgende 
Nachricht:,Was Bordiga angeht, schlage ich vor, den Vorschlag Trotzkis 
anzunehmen, den italienischen Delegierten einen Brief unseres ZK 
zu schicken, in dem wir ausdrücklich die Taktik, die Sie vorschlagen, 
empfehlen. Im Gegenfall werden ihre Maßnahmen in Zukunft weitrei¬ 
chende schädliche Folgen für die italienischen Kommunisten haben.' 

(...) Die von Trotzki und der Mehrheit der Führung der Kommunisti¬ 
schen Internationale an die italienischen Delegation im November 
1922,angedeutete'Taktik war die Taktik der Einheitsfront mit anderen 
Organisationen der Arbeiterbewegung, angefangen bei den Refor¬ 
misten, welche die Hauptverantwortung für den Aufstiegs Mussolinis 
trugen und immer noch auf ein friedliches Zusammenleben zwischen 
dem Faschismus und den - noch - legalen Arbeiterorganisationen 
hofften, d.h, auf eine Versöhnung zwischen dem Großkapital und 
dem Minimalprogramm von Forderungen der Arbeiterklasse. 1922 
widersprach die Internationale den Ansichten der bordigistischen De¬ 
legation, die fälschlicherweise eine diktatorische Äguivalenz zwischen 
der bürgerlichen Demokratie und dem Faschismus sah und sich aus 
den Streitfragen der Analyse heraus hielt, sich dafür aber umso härter 
in die organisatorischen Fragen einmischte. Diese Sorge beweist, dass 
ein instinktives Alarmsignal bereits seinen Widerhall im IV. Kongress 
fand. Die oben genannte Empfehlung von Lenin und Trotzki zeigt, 
dass auch die zwei wichtigsten bolschewistischen Führer weitrei¬ 
chende Folgen befürchteten, wenn die von der italienischen Führung 
eingeschlagene Richtung nicht geändert werden sollte. Dennoch war 
der Hauptgegenstand ihrer Besorgnis die Fusion zwischen der jungen 
Partei und der maximalistischen SPI. (...) Wie man weiß, wurde der 
Vorschlag Trotzkis angenommen. Zwei Tage nach dem telefonischen 
Gespräch von Lenin und Trotzki sah sich die italienische Delegation 
mit einem Brief des ZK der russischen KP konfrontiert, unterzeichnet 
von Lenin,Trotzki, Zinoviev, Radek und Bucharin, in der ihr praktisch 
die Fusion mit der SPI aufgezwungen wurde. Bordiga akzeptierte 
diese Auflage aus Disziplin, blieb dennoch aber bei seiner Position." 
Roberto Massari:„Trotsky y Gramsci". In: En Defensa del Marxismo Nr. 
13, Buenos Aires 1996. 


liefern, die den Bedürfnissen der Massenbewegung gerecht 
würde. Denn das bis dahin unbekannte Phänomen des italie¬ 
nischen Faschismus ist nicht reine Repression sondern bemüht 
sich auch, einen neuen Konsens unter breiten Schichten der 
Massen zu erreichen. Nach der Wirtschaftskrise von 1929 ent¬ 
wickelte eine Strömung des Faschismus sogar die Hypothese 
einer ,Rationalisierung-Umorganisierung' des Produktivappara¬ 
tes, d.h., einer italienischen Version vom ,Amerikanismus' m\tte\s 
des 'Korporativismus', der sich auf eine Art von ,Vereinigung zwi¬ 
schen der Regierung der Massen und der Regierung der Produktion' 
gründet. Gramsci betrachtet dieses Phänomen als den Versuch, 
die „organische Krise" des Staates zu überwinden. 

Somit sehen wir, dass die passive Revolution in der imperi¬ 
alistischen Epoche ihre Bestätigung findet, indem sie eine„re- 
formistische Umwandlung der wirtschaftlichen Struktur erfährt, 
von einer individualistischen zu einer geplanten (dirigierten) Wirt¬ 
schaft, und indem eine ,1-lalbwirtschaft' zwischen der rein indivi¬ 
dualistischen und der allumfassenden Planwirtschaft entsteht", 
wobei er mit letzterer die sozialistische Planwirtschaft meint. 

Die Bourgeoisie erreichte diese „Halbwirtschaft" mittels der 
staatlichen Mechanismen des „Korporativismus", was dem Ka¬ 
pitalismus einen Schritt in Richtung modernere politische und 
kulturelle Formen ermöglichte und somit half, die katastropha- 

Sowohl der Amerikanismus als 
auch der Faschismus stellen den 
Versuch dar, den Kapitalismus 
„von oben"zu „modernisieren". 

le Phase zu überspringen bzw. zu überwinden. 

Für Grmsci gibt es zwei mögliche Wege für eine kapitalisti¬ 
sche Erholung: „den Amerikanismus" mit Roosevelts „new deal" 
auf der einen und den Faschismus auf der anderen Seite. Indem 
er eine sonderbare Abstraktion der faschistischen Bürgerinnen¬ 
kriegsmethoden gegen die Arbeiterinnenklasse, gegen ihre Or¬ 
ganisationen und ihre Avantgarde vornimmt, findet er jedoch 
einen gemeinsamen Nenner bezüglich der strukturellen Ziele, 
die sie verfolgen. Diese sind nicht nur, „die antagonistischen 
Kräfte zu zerstreuen", das Proletariat von den Bauern/Bäuerinnen 
zu trennen, sondern auch die Wiederbelebung eines verjüng- 


Mitglieder der Pariser 
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bewachen eine 
Barrikade in der Rue 
de Castiglione 






SCHWERPUNKT: 9RflMSCI 


ten Kapitalismus - auf einer neuen Grundlage - zu erreichen. 
Sowohl der Amerikanismus als auch der Faschismus stellen für 
Gramsci den Versuch dar, den Kapitalismus „von oben" zu „mo¬ 
dernisieren", und beide können mit dem Begriff„pas5/Ve/?evo/i/- 
tion" verbunden werden, der zunächst als eine wirtschaftlich¬ 
soziale Kategorie entsteht, der aber auch wichtige staatliche 
Veränderungen beinhaltet und braucht. 

Neben den Veränderungen in den sozioökonomische Bedin¬ 
gungen und in den Gewohnheiten, die der Amerikanismus mit 
sich brachte, entstand allmählich ein neuer Typ von Staat, der 
diese durchsetzen sollte: „Der Staat ist liberal, nicht im Sinne des 
Liberalismus der Zölle oder der tatsächlichen politischen Freiheit, 
sondern in einem tieferen Sinn, d.h., der freien Initiative und des 
wirtschaftlichen Liberalismus, der aus seiner eigenen Dynamik, als 
Zivilgesellschaft, durch seine höchst eigene historische Entwick¬ 
lung zum Regime der industriellen Konzentration und zum Mo¬ 
nopol kommt" Der neue Staatstypus greift in die Wirtschaft ein 
„belehnt mit einer Schlüsselfunktion innerhalb des kapitalistischen 
Systems als Unternehmen (staatliche Holdinggesellschaft), der die 
Ersparnisse in seinen Händen konzentriert und der Industrie und 
dem Privatsektor zur Verfügung stellt, auch als mittelfristiger und 
langfristiger Investor" 

Gleichzeitig etabliert dieser Staat eine neue Art von Bezie¬ 
hung mit den subalternen Klassen: „Die Masse der Sparer will alle 
direkten Beziehungen mit dem privaten kapitalistischen System 
als solchem brechen, aber sie misstrauen dem Staat nicht: Sie will 
an der wirtschaftlichen Aktivität teilnehmen, allerdings durch den 
Staat, der ihnen zwar niedrige aber dafür sichere Zinsen garan¬ 
tiert" Daher „scheint es theoretisch so zu sein, dass der Staat seine 
soziale Basis im,gemeinen Volk' und in den Intellektuellen hat, in 
Wahrheit aber bleibt seine Struktur weiterhin plutokratisch." 

In diesem Sinn behauptet J.C. Portantiero, dass für Gramsci 
der Amerikanismus den ernsthaftesten Versuch darstellte, eine 
Gegentendenz zum Fall der Profitrate im imperialistischen Ka¬ 
pitalismus mittels neuer Produktionsmethoden zu schaffen, die 
auf der Gewinnung von relativem Mehrwert basiert: „Fs ist ein 
Ausdruck der Krise und ihrer ,Überwindung' mittels des Wachs¬ 
tums eines Systems, das sich immer ,in der Krise' entwickelt hat, 
innerhalb von Elementen, die im Gleichgewicht standen und 
sich immunisierten'. Gewiß ändert,der Amerikanismus' nichts an 
,dem Charakter der grundlegenden sozialen Gruppen', aber es 
stellt die höchste kapitalistische Antwort auf die unüberwindbaren 
Widersprüche, die aus der Struktur entstehen. ,Die herrschenden 
Klassen versuchen diese innerhalb gewisser Grenzen zu lösen 
und in gewissen Rahmen zu überwinden Z" 21 Das ist zwar richtig 
aber keineswegs alles. Bei Gramsci hängt der Amerikanismus als 

Prozesse, die versuchten, den 
Krieg zwischen imperialistischen 
Staaten durch Revolutionen von 
unten aufzuhalten, scheiterten. 

soziale Kategorie eng mit der politischen Kategorie der passiven 
Revolution, im Sinne einer Revolution-Restauration, quasi als 
einer reformistischen Anpassung des Kapitalismus, zusammen. 
Diesen Aspekt der Theorie Gramscis lassen die Reformistlnnen 
bzw. diejenigen, die Gramsci im akademisch-bürgerlichen Sinn 
verstehen wollen, gerne beiseite. Der politische Inhalt seiner 
Position hat nichts mit denen gemein, die heute seine Analy- 

21. Juan Carlos Pontantiero. ln:„Los Usos de Gramsci". (Die in fetter Schrift 
gekennzeichneten Passagen sind textuelle Zitate von Gramsci. Eigene 
Übersetzung.) 


sen aufgreifen, um dem „Sozialstaat" nachzuweinen, der von 
der neoliberalen Reaktion der '90er stark reduziert wurde. Sie 
fordern ein Programm der passiven Revolution, wie damals die 
„Moderados", um zu den früheren Bedingungen zurückzukeh¬ 
ren. Im Gegensatz zu seinen heutigen Anhängerinnen warnte 
Gramsci vor den Wiederanpassungen des Staates und der staat¬ 
lichen Wirtschaftspolitik, da er in ihnen über kurz oder lang den 
Versuch einer reaktionären Antwort sah, deren Ziel es war, die 
Grundlagen für einen „neuen Konformismus" zu schaffen. Dieser 
würde eine Vormachtstellung des Proletariats verhindern, die 
kommunistische Revolution aufhalten und die organische Krise 
der Bourgeoisie überwinden, eine Frage, die eine marxistische 
Führung verstehen und der sie entgegentreten musste. 

Amerikanismus und Krieg 

Kommen wir nun zu Trotzki. 

Vor dem selben Problem des Aufstiegs Amerikas auf inter¬ 
nationaler Ebene gestellt, schrieb er 1926: „In dem Artikel des 
Genossen Feldman haben die Überlegungen über den Kurs der 
Entwicklung der USA eine algorithmische Form angenommen. Er 
kam zu dem Schluss, dass die Entwicklung der USA höchstens in 
eine Sackgasse führe und dass der jetzige Aufschwung in keinem 
Verhältnis zu dem früherer Jahrzehnten stünde. Wenn das wahr ist, 
gibt es keine Rechtfertigung für die Annahme friedlicher Entwick¬ 
lungsperspektiven für die Welt. Solange der Aufstieg der USA in 
den Zenit ohne Erschütterungen verläuft, wird dies Europa immer 
mehr in eine wirtschaftliche Sackgasse führen. Europa wird entwe¬ 
der dem römischen Imperium gleich untergehen oder eine revolu¬ 
tionäre Wiedergeburt erfahren. Aber zur Zeit kann man noch nicht 
über eine europäische Dekadenz sprechen. Wenn die Entwick¬ 
lung der USA zum Stillstand kommt , werden ihre mächtigen 
Kräfte einen Ausweg im Krieg suchen. Dies wird ihre einzige 
Chance sein, die Deformationen zu überwinden, die sich aus den 
Umständen ihrer wirtschaftlichen Entwicklung ergeben. Diese 
Deformation bewegt sich wie das Auge [eines Hurrikans, A.d.R.]. 
Ein solches Auge voller unbändiger und aufgestauter Kraft könnte 
eine unheimliche Zerstörung innerhalb des Landes verursachen. 

Betrachten wir nun die Lage des Proletariats. In England bleibt 
nichts von der aristokratischen Stellung des englischen Proletari¬ 
ats übrig. Unser brüderlicher Umgang mit den englischen Gewerk¬ 
schaften [er bezieht sich auf das Anglo-Russische Komitee, A.d.R.] 
basiertauf dem wirtschaftlichen Niedergang Englands. Nun ist die 
Arbeiterklasse der USA in dieser privilegierten Stellung. Eine Ver¬ 
spätung der wirtschaftlichen Entwicklung brächte gewaltige Än¬ 
derungen in der Beziehung der inneren Kräfte zueinander mit sich. 
Dies brächte auch eine revolutionäre Bewegung mit sich, die sich 
mit der für die USA charakteristischen Geschwindigkeit entwickeln 
würde. Diese beiden möglichen , für die USA entworfenen Sze¬ 
narien lassen uns schwere Erschütterungen für die nächsten 
Jahrzehnte vorausahnen , und keinesfalls eine friedliche Pers¬ 
pektive. Kürzlich las ich in einem Artikel im Economist:,Wir haben 
einen solchen Entwicklungsstand erreicht, dass wir einen großen 
Krieg brauchen.' So wie man fette Kälber für die Ernährung einer 
Großstadt braucht, verkündet der Economist, dass die USA, wie die 
Erfahrung des letzten Krieges gezeigt haben, wieder einen großen 
Krieg brauchen. Die US-lmperialisten haben eine Vorliebe, jedoch 
nicht für die friedliche Entwicklung." 22 

Es ist bemerkenswert, dass diese Definitionen aus einer Zeit 
vor der katastrophalen Krise im Fierzen der USA 1929 stammen, 
welche einen Scheideweg für die Weltlage darstellte. Trotzki 
warnte sogar im Voraus vor den ausgeprägten Tendenzen und 
innerimperialistischen Widersprüchen, die einerseits neue revo¬ 
lutionäre Möglichkeiten eröffneten und andererseits die Vorzei¬ 
chen auf Krieg stellten. Jahre später, nach dem Zusammenbruch, 
stellt er - in einer Kritik am von der kommunistischen Internatio- 


22. Leo Trotzki:„Sobre la cuestiön de las tendencias en el desarollo de la 
economia mundial". 1926. (Eigene Übersetzung.) 
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nale angenommenen Programm - auf dem Höhepunkt der Krise 
Amerikas eine beispielhafte dialektische Überlegung an, wie die 
folgende Äußerung vom September 1930 zeigt: „Molötov wollte 
sagen: Trotzki verherrlichte die Macht der USA und nun schaut hin, 
die USA erleben eine tiefe Krise. Schließt aber die Macht des Kapita¬ 
lismus Krisen aus? Kannte England etwa im Zenit seiner wirtschaft¬ 
lichen Stärke keine Krisen?Ist eine kapitalistische Entwicklung ohne 
Krisen vorstellbar? Dazu haben wir folgendes im Programmentwurf 
der Kommunistischen Internationale gesagt: Hier werden wir uns 
nicht speziell über Dauer und Tragweite der Krise in den USA aus- 
lassen. Es handelt sich nicht um ein programmatisches, sondern 
um ein konjunkturelles Problem. Es ist überflüssig zu sagen, dass 
wir eine Krise für unumgänglich halten. Ebenso wenig schließen 
wir angesichts der weltwirtschaftlichen Größe des US-Kapitalismus 
aus, dass die nächste Krise besonders tief und schwer sein kann. Es 
gibt nichts, was die Schlussfolgerung rechtfertigen würde, dass dies 
die US-Hegemonie eingrenzen oder schwächen würde. Eine solche 
Schlussfolgerung würde zu den gravierendsten strategischen Irr- 
tümern verleiten. Ganz im Gegenteil, in einer Periode der Krise 
werden die USA ihre Hegemonie auf vollkommenere, unver¬ 
schämtere und brutalere Art und Weise ausüben als in einer 
Aufschwungphase . Die USA werden versuchen, ihre Probleme und 
Schwierigkeiten auf Kosten Europas zu lösen." 23 

Ab diesem Zeitpunkt lässt sich ein klarer Unterschied zwi¬ 
schen den Analysen Trotzkis aus den '20er Jahre und denen der 
30er erkennen. Dies beruht darauf, dass das von der Dritten 
Internationale charakterisierte „instabile Gleichgewicht" des Ka¬ 
pitalismus mit der Krise von 39 zerbrochen war und eine neue 
Phase beginnt. Es eröffnet sich eine neue „katastrophale Perio¬ 
de" und mit ihr neue revolutionäre Möglichkeiten. Dies beweist 
auch die Spanische Revolution, die 1931 begann und sich über 
das ganze Jahrzehnt hinzog, und die mit Fabrikbesetzungen 
beginnende Revolution in Frankreich ab 1936. Beide Prozesse, 
die versuchten, „den Krieg zwischen imperialistischen Staaten 
durch Revolutionen von unten aufzuhalten", scheiterten. Die¬ 
ses Scheitern war jedoch, wie Trotzki erkannte, nicht auf eine 
schicksalhafte Vorbestimmung zurückzuführen, sondern auf 
die dem Kapitalismus helfende Rolle, die die Kommunistischen 
Parteien mit ihrer Politik der „Volksfront" spielten, die mit dem 
Rechtsruck von 1935 auf dem VII. Kongress der stalinisierten 
Dritten Internationale angenommen wurde. 

Trotzki erkannte jedoch selbst in der Periode der katastro¬ 
phalen Krise die Möglichkeiten und die Macht des amerikani¬ 
schen Imperialismus. Allerdings verwies er darauf, dass sich die¬ 
se Überlegenheit dem „alten Kontinent" nicht friedlich würde 
aufzwingen lassen. 1933 sagt er ausdrücklich, trotz der zuneh¬ 
menden Stärke der USA gemäß dem Gesetz der Produktivität 
der Arbeit und ihrer technischen Überlegenheit, die sich im 
Fordismus ausdrückte: „Der alte Planet weigert sich, sich drehen 
zu lassen. Jeder schützt sich gegen jeden, indem er sich hinter ei¬ 
ner Mauer aus Waren und einem Zaun aus Bajonetten verschanzt. 
Europa kauft keine Waren, bezahlt keine Schulden und bewaffnet 
sich auch noch. Das hungernde Japan bemächtigt sich mit fünf 
elenden Divisionen eines ganzen Landes. Die fortgeschrittenste 
Technik der Welt scheint plötzlich ohnmächtig vor den Hindernis¬ 
sen zu stehen, die sich auf ein niedrigeres technisches Niveau stüt¬ 
zen. Das Gesetz der Produktivität der Arbeit scheint seine Gültigkeit 
zu verlieren, aber der Schein trügt. Das Grundgesetz der menschli¬ 
chen Geschichte wird sich unweigerlich an den abgeleiteten und 
zweitrangigen Phänomenen rächen. Früher oder später wird sich 
der US-Kapitalismus über den ganzen Planeten ausbreiten. Mit 
welchen Methoden? Mit allen. Ein hoher Produktivitätskoeffizient 
bedeutet einen hohen Koeffizient an Destruktivkräften. Predige ich 
den Krieg? Auf keinen Fall, ich predige gar nichts. Ich versuche nur, 
die Weltlage zu analysieren und die Schlussfolgerungen aus der 


23. Leo Trotzki:„El bagaje teörico de Molotov". 1930. (Eigene Übersetzung.) 


Mechanik der Ökonomie zu ziehen." 24 

Trotzki erfasst den Sinn der Periode von Krisen, Kriegen und 
Revolutionen besser als Gramsci: Der Amerikanismus musste, 
um sich weltweit durchzusetzen, dies auf Kosten Europas tun. 
Dies würde zu einem neuen Weltkrieg führen. Trotz allem, was 
Gramsci zur marxistischen Wissenschaft in der Frage der mo- 

Trotzki dagegen analysiert 
die Epoche von der Logik aus, 
dass der Kapitalismus immer 
zu neuen Katastrophen führt. 


dernen Staaten beigetragen hat, interpretiert Trotzki eine der 
Charakteristika dieser „fortgeschrittenen" Staaten der imperia¬ 
listischen Epoche viel folgerichtiger: Wie Lenin bereits aufzeig¬ 
te, sind diese nicht nur ein Organ der Gewalt und der inneren 
Repression (dem Gramscis Analysen die Aspekte des Konsenses 
hinzufügte), sondern auch ein Instrument für den Krieg nach 
außen, als „Räuberstaat" 25 . Dies ist seine strukturelle Analyse 
in der Tradition der Dritten Internationale, auch wenn diese 
der Periode innewohnende Tendenz zwei politische Momente 
durchläuft: den des instabilen Gleichgewichts der'20er Jahre 
und dessen Zusammenbruch in den30ern. 

Gramsci glaubte indessen, dass die Möglichkeit eines Zyklus 
der passiven Revolutionen voraussetze, dass „der organische 
Kampf auf höre, bzw. die katastrophale Phase" innerhalb der 
Grenzen des imperialistischen Zeitalters „überwunden wer¬ 
den könne" 26 . Es stimmt, dass Gramsci feststellte, dass „passi¬ 
ve Revolutionen" immer „Revolutionen-Restaurationen" waren, 
„bei denen nur der zweite Teil zählte", und dass „die sogenannten 
Restaurationen, besonders die aktuellen [hervorgehoben von 
Gramsci] universell repressiv sind". Jedoch ist das bestimmende 
Element in der Definition der passiven Revolution, dass diese 
versuche: „die Dialektik auf einen bloßen reformistischen Evoluti¬ 
onsprozess zu reduzieren." 

Trotzki dagegen analysiert die Epoche von der Logik aus, 
dass der Kapitalismus immer zu neuen Katastrophen führt. 
„Das Leben des Monopolkapitalismus ist eine Kette von Krisen. 
Jede Krise ist eine Katastrophe. Der Wunsch, diesen Katastrophen 
teilweise mit den Mitteln befestigter Grenzen, Inflation, Anwach¬ 
sen der Staatsausgaben, Zoll, etc. zu entgehen, bereitet das Gebiet 
für neue, tiefere und ausgedehntere Krisen vor. Der Kampf um die 
Märkte, die Rohstoffe, um die Kolonien, macht die militärische 
Katastrophe unvermeidlich. Dies alles bereitet unausweichlich 
revolutionäre Katastrophen vor. Es ist wahrhaft nicht leicht, mit 
Sombart gelten zu lassen, daß der Kapitalismus mit derzeit mehr 
und mehr,still, ruhig, vernünftig' wird. Es wird richtiger sein zu sa¬ 
gen, dass er auf dem Weg ist, seine letzten Spuren von Vernunft zu 
verlieren. Auf alle Fälle gibt es keinen Zweifel, daß die Zusammen¬ 
bruchstheorie über die Theorie der friedlichen Entwicklung trium¬ 
phierthat." 27 

Klar also, dass für ihn die „katastrophale Phase" nicht auf die 
wirtschaftliche Krise beschränkt ist. Seine „Theorie des Zusam¬ 
menbruchs" wird nicht nur als wirtschaftlicher Katastrophismus 
verstanden, sondern als eine Verkettung aus wirtschaftlichen, 
militärischen und revolutionären Katastrophen, d.h. eine Verbin- 


24. LeoTrotzki:„EI Nacionalismo y la economia". November 1933. (Eigene 
Übersetzung.) 

25. Lenin:„Staat und Revolution". 

26. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Heft 3. 

27. LeoTrotzki:„Marxismus in Unserer Zeit". 1939. http://www.marxists. 
org/deutsch/archiv/trotzki/1939/04/marxismus.htm. 
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düng von Krisen, Staatspolitik (Hegemonie) und Klassenkampf. 
Die selben drei Elemente, die man, nach seiner Methode, verbin¬ 
den musste, um das„instabile Gleichgewicht" zu definieren, sind 
diejenigen, welche jetzt dieses Gleichgewicht zerstört haben. 
Noch einmal: Er benutzt ein und das selbe methodologische 
Kriterium für die Interpretation der '20er und der 30er Jahre, 
obwohl die Vorzeichen der Situation sich verändert haben. 

Und Gramsci? Um es mit den Worten eines intellektuel¬ 
len Gramsci-Anhängers zu sagen: „Alles in allem zeichnen sich 
deutlich zwei Elemente ab: a) am Ende des Jahrhunderts, das 
Eric Hobsbawm Jhe Age of Extremes' nannte, müssen wir be¬ 
sonders die Wichtigkeit der Tatsache heraussteilen, dass Gramsci 
der Radikalisierung-Simplifizierung der intellektuellen Dichotmie 
Kommunismus-Faschismus oder Faschismus-Antifaschismus der 
'30er Jahre entgeht (und über sie hinaus geht), und b) ein Bild der 
Zukunft des Kapitalismus (...) vorhersieht, wie er sich nach dem 
zweiten Weltkrieg unter der neuen Hegemonie der USA entwickelt. 
Er sieht weder die tragische Größe des Nationalsozialismus, noch 
den zweiten Weltkrieg, noch Auschwitz oder die Auswüchse des 
Stalinismus vorher: paradoxerweise sieht er aus dem Gefängnis in 
Turi „strukturelle" Züge unseres Jahrhunderts ohne sich wieso viele 
berühmte Beobachter blenden zu lassen." 28 

In diesem äußerst bewegten Interregnum der weltweiten He¬ 
gemonie-Krise erreichte Gramsci nicht die Höhe oder Klarheit 
von Trotzkis strategischen Prognosen, der klar erkannte, dass 
die Lösung der Hegemonie-Krise durch einen neuen Weltkrieg 
und durch das Ergebnis der Klassenkämpfe kommen würde, die 
dieser Krieg quasi als „Hebamme der Revolutionen" hervorrufen 

Ohne den Stalinismus hätte der 
Aufstand der Massen in Europa in 
der unmittelbaren Nachkriegszeit 
nicht gebremst werden können. 



würde. Und er formulierte von dieser strategischen Einschät¬ 
zung ausgehend das Programm und gründete den Kern einer 
internationalen Organisation. Er basierte seine Einschätzung 
nicht nur auf einer allgemeinen Theorie, sondern auch auf den 
Lektionen der Feuerproben dieser Theorie im Klassenkampf im 
Kontrast zu der internationalen Politik der von Stalin geführten 
Kl. Diese Lektionen reichten von den Erfahrungen des Anglo- 
Russischen Komitees, über die Alternativen in der Chinesischen 
Revolution, die kampflose Kapitulation der deutschen KP vor 
der Machtergreifung Hitlers, das marxistische Programm und 
die Taktik für die spanische Revolution, die Anklage von deren 
Verräterinnen und die Abgrenzung von den Kapituliererinnen, 
die Verurteilung der Volksfront-Politik und die Charakterisie¬ 
rung des Phänomens des Stalinismus und der Degeneration der 
UdSSR. Diese führten zur Gründung der Internationalen Links¬ 
opposition und dann zur Gründung der Vierten Internationale, 
die - so hoffte Trotzki - eine Führungsrolle in den kommenden 
Ereignissen übernehmen sollte. 

Zum Verständnis der Zeit nach 
dem Zweiten Weltkrieg 

Wir glauben, dass das Konzept der„passiven Revolution" - losge¬ 
löst von jedem Gradualismus zur Unzeit bezüglich der Möglich¬ 
keiten der Erneuerung des Kapitalismus, den es in den Schriften 
Gramscis gibt - äußerst nützlich ist, um die Nachkriegszeit zu 
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28. MarioTelö: Gramsci y el futuro de Occidente en„Los estudios 
gramscianos hoy". (Eigene Übersetzung.) 


erklären. Wir sprechen von „Gradualismus zur Unzeit", da die 
uneingeschränkte Vormachtstellung der USA nur durchgesetzt 
werden konnte durch den Krieg und die unvorstellbare Vernich¬ 
tung von Produktivkräften in Europa, die dieser mit sich brach¬ 
te, und dadurch, dass die beiden Hauptkonkurrenten der USA - 
Deutschland und Japan - geschlagen waren, und in Verbindung 
mit dem widersprüchlichen Ergebnis des Klassenkampfes nach 
dem Aufruhr der Massen in der unmittelbaren Nachkriegszeit. 
Dies führte zu einer Ausbreitung des Fordismus in Europa. Letzt¬ 
endlich sah Gramsci nicht, dass nach seinen eigenen Definiti¬ 
onen die USA zuerst zu einer „gewaltsamen" Lösung kommen 
mussten, um hinterher einen neuen „Konsens" zu erzielen. Wir 
sehen jedoch, dass der US-lmperialismus sich eines zusätzlichen 
Hilfsmittels bediente, um die Vormachtstellung zu erreichen: die 
Rolle des Stalinismus, ohne den weder der Aufstand der Massen 
in Europa hätte gebremst noch eine Stabilisierung der wichtigs¬ 
ten kapitalistischen Länder hätte erreicht werden können 29 . 

Erst nachdem diese weltweit katastrophale Phase durch die 
Abkommen von Jalta und Potsdam, zwischen dem siegreichen 
Kapitalismus und der sowjetischen Bürokratie, einmal über¬ 
wunden ist, erlaubt das Konzept der passiven Revolution, das 
neue Weltszenarium besser zu erfassen. 

Wir glauben, dass mindestens zwei Komponenten der passi¬ 
ven Revolution sich bestätigen. Einerseits der„Keynesianimus" in 
den kapitalistischen Ländern, d.h. der „new deal" a\s Staatsräson, 
dessen essentielle Züge, was die Beziehung zwischen dem Staat, 
der Wirtschaft und den Massen angeht, Gramsci, wie wir gesehen 
haben, schon vor dem Krieg vorhergesehen hatte. Anderseits die 
umstrittenen Revolutionen in Osteuropa zwischen 'A3 und '48, 
die auf der Grundlage einer Besatzung durch die Rote Armee in 
den Gebieten, aus denen die Nazis vertrieben wurden, durchge¬ 
führt wurden. Diese fanden in Polen, Ungarn, der Tschechoslo¬ 
wakei und sogar in Ostdeutschland statt und könnten auch als 
passive proletarische Revolutionen 30 bezeichnet werden. 


29. „Die,normale' Ausübung der Hegemonie (...) zeichnet sich durch die 
Kombination von Zwang und Konsens aus, die sich in verschiedener 
Weise die Waage halten, ohne daß der Zwang zu sehr gegenüber dem 
Konsens überwiegt". Aber in bestimmten Situationen, in denen der 
Gebrauch von Zwang zu risikoreich war, existiert„zwischen Konsens 
und Zwang (...) Korruption-Betrug (...), also die Zermürbung und 
Lähmung, die dem Antagonisten oder den Antagonisten zugefügt 
wird". (Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 7, Heft 13, § 37. Argu¬ 
ment-Verlag 1996, S. 1610.) Dazu bemerkte Perry Anderson in Bezug 
auf die US-Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg kürzlich in einem 
Editorial der New Left Review:„Der auf diesem Weg erweiterte Kon¬ 
sens war ein spezieller. Die Eliten von Russland und - hier hatten sie 
schon früher begonnen - China waren sicherlich dem Magnetismus 
des US-amerikanischen materiellen und kulturellen Erfolgsausgesetzt, 
als Normen, die es zu imitieren galt. In diesem Sinne begann die Inter¬ 
nalisierung von bestimmten Werten und Attributen des überlegenen 
Staates seitens der subalternen Mächte, die Gramsci als einen essenti¬ 
ellen Bestandteil jeglicher internationaler Hegemonie betrachtet hätte, 
ihre Wirkung zu zeigen. Aber der objektive Charakter dieser Regimes 
war noch zu weit entfernt vom US-amerikanischen Prototyp für solche 
subjektiven Veranlagungen, als dass diese eine wirksame Garantie für 
jeden Akt der Gefälligkeit im UN-Sicherheitsrat dargestellt hätten. Da¬ 
für war das dritte Element nötig, welches Gramsci hervorgehoben hat¬ 
te - zwischen dem Zwang und dem Konsens, aber näher am letzteren 
dran - die Korruption." Perry Anderson:„Force and Consent". In: New 
Left Review 17, September/Oktober 2002. http://www.newleftreview. 
org/?view=2407. (Eigene Übersetzung.) 

30. Natürlich fallen die Revolutionen in Jugoslawien und China, die unter 
Führung einer Guerrilla und einer nationalen stalinistischen Partei im 
Dissens mit Moskau stattfanden, die zwar auch die Entstehung von 
Arbeiterinnen- und Bauern/Bäuerinnensowjets unterbanden und die 
Revolution innerhalb ihrer nationalen Grenzen einfroren und daher 
auch nur zur Bildung von degenerierten Arbeiterinnenstaaten führten, 
nicht in diese Kategorie der„passiven proletarischen Revolutionen" 

da die Massen und ihre Avantgarde eine durch ihr Eintreten in die 
„Partei/Armee"Titos und Maos eine aktive Rolle spielten. Für unsere 
Einschätzung dieser Revolutionen, siehe: Estrategia Internacional Nr. 3 






Wenn es, wie Gramsci das Risorgimento analysierte, in „ Itali¬ 
en keine Barrikaden gab wie im Paris von 1848", weil sie durch ein 
System der Rekrutierung zum piemontesischen regulären Heer 
ersetzt worden waren; so spielte der Stalinismus eine analoge 
Rolle in der Ära der proletarischen Revolutionen. Was tat er an¬ 
deres als die Möglichkeit der Entstehung von Sowjets wie in den 
Jahren 1917-19 zu unterdrücken und diese durch den Vormarsch 
der Roten Armee im Osten zu ersetzen? War nicht die Rolle Sta¬ 
lins in den Abkommen von Jalta und Potsdam, in denen er die 
Kontrolle der UdSSR über Osteuropa etablierte, vergleichbar mit 
dem Konzept der Diplomatisierung der Revolution, wie Gramsci 
den Prozess der Vereinigung Italiens beschreibt? Gab der Sta¬ 
linismus durch seine Nutzung großer Teile des bürgerlichen 
Beamtenlnnentums aus der Vorkriegszeit in den deformierten 
Arbeiterinnenstaaten der„Revolution" nicht einen Anstrich von 
„Restauration"? War nicht die Umstellung der Produktionsbezie¬ 
hungen vom Kapitalismus auf Planwirtschaft eine progressive 
Aufgabe, die auf reaktionäre Weise die Entstehung von Sowjets 
als Organe der Selbstverwaltung der Massen blockierte? War die 
neue Rolle der KPen und der von ihnen oder der Sozialdemokra¬ 
tie gelenkten Gewerkschaften, die alles in den kapitalistischen 
Wiederaufbau Europas setzten, etwa kein „ Transformismus '? 
Waren die Charakteristiken des „Wohlfahrtsstaats", die in den 
zentralen Ländern und sogar in einigen halbkolonialen Ländern 
eingeführt wurden, etwa nicht der neue Typ kapitalistischer 
Staaten, den Gramsci vorhergesehen hatte? 

Wir glauben: ja. In ihren groben Zügen sind die neuen und 
widersprüchlichen Phänomene der Nachkriegszeit Teil einer 
großen passiven Revolution, die „mit reformistischen Konzes¬ 
sionen zur Neutralisierung der subalternen Klassen" eine Ant¬ 
wort auf den Aufstieg der Arbeiterinnen und der Massen in der 
außergewöhnlichen Zeit zwischen '43 und '49 geben wollte. 

Ein dritter Versuch der passiven Revolution - wenn auch in 
seinen Auswirkungen eher gescheitert als erfolgreich - war 
der Versuch der Dekolonialisierung von oben. Dabei versuch¬ 
ten die Imperialistlnnen in der Nachkriegszeit, einigen Koloni¬ 
en eine Art „moderneren" halbkolonialen Status zu verleihen, 
um die antikoloniale Revolution aufzuhalten. Allerdings findet 
sich entgegen ihrer Pläne genau dort, in der kapitalistischen 
Peripherie, der stärkste Ausdruck der aktiven Revolution: eine 
regelrechte Explosion der unterdrückten Massen der Kolonien 
und Halbkolonien. Und dies muss Teil der Perspektiven der Vier¬ 
ten Internationale sein und beweist die Richtigkeit der Theorie 


vom Februar 1992. 


der permanenten Revolution, die diesen Ländern besondere 
Aufmerksamkeit widmete: Das Proletariat und die Massen der 
kolonialen und halbkolonialen Länder sollten nicht die Revo¬ 
lution in den imperialistischen Metropolen abwarten, sondern 
mit ihrer Revolution beginnen und könnten sogar schon vorher 
zur Diktatur des Proletariats kommen. 

Selbst mit den Zugeständnissen, die der Arbeiterinnenklasse 
in den zentralen Ländern gemacht wurden, beweist der Auf¬ 
trieb der antikolonialen Revolutionen der Nachkriegszeit (und 
die Unmöglichkeit, sie durch eine effektive passive Revolution 
zu bremsen) den Charakter der imperialistischen Epoche, auf 
dem Trotzki bestanden hatte: „Die imperialistischen Klassen 
konnten den kolonialen Völkern wie ihren eigenen Arbeitern nur 
so lange Zugeständnisse machen, wie es mit dem Kapitalismus 
aufwärts ging, solange die Ausbeuter fest mit wachsenden Pro¬ 
fiten rechnen konnten. Davon kann heute keine Rede mehr sein. 
Der Weltimperialismus befindet sich im Niedergang. Die Lage aller 
imperialistischen Nationen wird täglich schwieriger, während sich 
die Widersprüche zwischen ihnen mehr und mehr verschärfen. Un¬ 
geheure Aufrüstungen verschlingen einen immer größeren Teil des 
Volkseinkommens. Die Imperialisten können weder ihren eigenen 
arbeitenden Massen noch den Kolonien ernste Zugeständnisse 
machen. Im Gegenteil, sie müssen zu einer immer bestialischeren 


Gelebte Arbeiter¬ 
innendemokratie: 
Sitzung des Petro- 
grader Sowjets 1917 


Trotzki setzte darauf, dass der re¬ 
volutionäre Prozess, den der Krieg 
auslösen würde, zum Sturz der 
Sowjetbürokratie führen würde. 


Ausbeutung ihre Zuflucht nehmen. Gerade darin kommt der To¬ 
deskampf des Kapitalismus zum Ausdruck." 3 " 1 

Auch wenn es, wie wir oben gesagt haben, Konzessionen an 
die Arbeiterinnenklasse der zentralen Länder als Subprodukt 
ihrer revolutionären Aktivitäten gab, nach dem Motto „etwas 
nachgeben, um nicht alles zu verlieren" bewahrheitete sich die 
Vorhersage der Vierten Internationale vollkommen für die Län- 


31. LeoTrotzki:„Offener Brief an die indischen Arbeiter". Abrufbar unter: 
http://www.internationalesozialisten.de/Buecher/Klassiker^rotzki/ 
Nationale%20Frage%20und%20nationale%20Minderheiten.pdf. 
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der, welche vom Imperialismus beherrscht wurden. 

Die enormen Impulse der halbkolonialen Massen bestätigten 
die strategische Perspektive Trotzkis und erstreckten sich weit 
über die außergewöhnlichen Zeit zwischen '43 und '49 hinaus 
durch die gesamte Periode der Ordnung von Jalta hindurch, 
in der sie der revolutionärste Faktor des internationalen Klas¬ 
senkampfes waren. Wie wir später noch analysieren werden, 
verhinderte die Stärkung des weltweiten stalinistischen Appa¬ 
rats, dass dies nennenswerten Einfluss auf die imperialistischen 
Zentren hatte und die Revolution zu ihnen hinüberschwappen 
könnte. Der Stalinismus schöpfte sogar alle seine Möglichkei¬ 
ten aus, um die „nationalen Befreiungsprozesse" der Kolonien 
auf der Ebene der bürgerlichen Regime festzuhalten. 

Grundlage dessen war ein neuartiger politischer Überbau 
nach dem Zweiten Weltkrieg, den weder die Prognosen Trotz¬ 
kis und noch weniger die Gramscis vorhergesehen hatten, der 
aber seinen Ausgang bestimmte: die neue Rolle des Stalinismus 
als Faktor der weltweiten Eindämmung der Revolution. 

Trotzki setzte darauf, dass der internationale revolutionäre 
Prozess, den der Krieg auslösen würde - was sich in den Jah¬ 
ren '43 und '49 in großem Stil ereignete -, seinerseits zum Sturz 
der Sowjetbürokratie führen und so eine revolutionäre Regene¬ 
ration der UdSSR ermöglichen würde. Dies ist allerdings nicht 
eingetreten. Ganz im Gegenteil: Mit dem Ausgang des Zweiten 
Weltkriegs verfestigte sich die bürokratische Kaste nicht nur in 
der UdSSR, sondern in einem gesamten System von deformier¬ 
ten Arbeiterinnenstaaten in Osteuropa. Der Arbeiterinnenklas¬ 
se und den Massen gelang es-wie 1914-18- nicht nur,die Nie¬ 
derlage, die das imperialistische Gemetzel erst mal bedeutete, 
zu überwinden, sondern sie vollbrachten auch einen giganti¬ 
schen Aufschwung mit dem bewaffneten Widerstand gegen 
den Faschismus. Dieser war besonders bedeutsam, da er in zen¬ 
tralen kapitalistischen Ländern wie Italien, Griechenland und 
Frankreich stattfand. Widersprüchlicherweise brach der Stali¬ 
nismus, der durch die Niederlage der Wehrmacht in Stalingrad 
an Prestige gewonnen hatte, nicht nur unter diesem Ansturm 
der Massen nicht zusammen, es gelang ihm sogar, die besagten 
Prozesse zu bremsen, die Arbeiterinnenklasse zu bändigen und 
ihre Organisationen in den Dienst der kapitalistischen („ameri- 
kanistischen") Rekonstruktion Europas zu stellen. 

Abgesehen davon, dass Trotzki mit seiner politischen Prog¬ 
nose falsch lag, war er es jedoch, der sowohl durch das Studium 
der materiellen Grundlagen und der Natur des Phänomens Sta¬ 
linismus und der Degeneration der russischen Revolution 32 , als 
auch durch die politischen Schlachten vor dem Zweiten Welt¬ 
krieg die Voraussetzungen zu dessen Bekämpfung schaffte. Da- 

Trotzki war der einzige; der ein 
Programm der „politischen Revo¬ 
lution" für einen degenerierten 
Arbeiterinnenstaat formulierte. 



von war Gramsci weit entfernt. Trotzki war der einzige Marxist, 
der ein Programm für eine neue Art von Revolution, ö\e „politi¬ 
sche Revolution", für einen degenerierten Arbeiterinnenstaat for¬ 
mulierte. Darin findet sich ein ganzes System von spezifischen 
Übergangsforderungen, die darauf abzielen, auf der Basis der 
Beibehaltung der Errungenschaften der verstaatlichten Wirt¬ 
schaft, die parasitäre Kaste abzuschaffen, die effektive Macht 
der Sowjets wiederherzustellen und den Weg des Übergangs 
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32. Darunter fallen, außer unzähligen Schriften und Artikeln, Werke wie 
„Die verratene Revolution" und„Verteidigung des Marxismus". 


zum Sozialismus wieder in Gang zu bringen, indem die revolu¬ 
tionäre Politik des Arbeiterinnenstaates sowohl im Inneren als 
auch auf internationaler Ebene wieder auf ihre Füße gestellt 
werden sollte. Und zweitens warnte Trotzki - obwohl er das Aus¬ 
maß der Klassenkollaboration auf weltweiter Ebene zwischen 
der sowjetischen Bürokratie und dem Imperialismus aufgrund 
der Abkommen von Jalta nicht vorhersehen konnte - bereits vor 
dem Zweiten Weltkrieg, im Rahmen seines politischen Feldzugs 
gegen die„Volksfront"-Orientierung der Kommunistische Inter¬ 
nationale seit 1935, die in Spanien und Frankreich mit all ihren 
verhängnisvollen Konsequenzen in die Praxis umgesetzt wur¬ 
de, davor, dass dem Kampf des Proletariats um seine Klassen¬ 
unabhängigkeit (welcher seit dem Kommunistischen Manifest 
marxistische Maxime ist, wie es auch das Übergangsprogramm 
festhielt) durch die Existenz des Stalinismus ein „weiteres Hin¬ 
dernis" in den Weg gestellt worden sei. Gramsci dagegen, der so 
ausführlichen Gebrauch vom Konzept des „Transformismus" in 
seiner Analyse der bürgerlichen Revolution machte, entging je¬ 
doch der krasseste transformistische Prozess der proletarischen 
Revolution: das Aufkommen der Sowjetbürokratie. 

Die Blockade der permanenten 
Dynamik der Revolution 

„Die wirtschaftliche Voraussetzung der proletarischen Revolution 
ist schon seit langem am höchsten Punkt angelangt, der unter 
dem Kapitalismus erreicht werden kann. Die Produktivkräfte der 
Menschheit stagnieren. (...) Die objektiven Voraussetzungen der 
proletarischen Revolution sind nicht nur schon ,reif\ sie haben so¬ 
gar bereits begonnen zu verfaulen. Ohne sozialistische Revolution, 
und zwar in der nächsten geschichtlichen Periode, droht die ganze 
menschliche Kulturin einer Katastrophe unterzugehen. Alles hängt 
ab vom Proletariat, d.h. in erster Linie von seiner revolutionären 
Vorhut. Die historische Krise der Menschheit ist zurückzuführen auf 
die Krise der revolutionären Führung." 33 

Diese historisch gesehen korrekte Aussage, mit der das von 
der Vierten Internationale 1938 verabschiedete Übergangs¬ 
programm anfängt, musste nach 1948 teilweise überarbeitet 
werden, wie wir leicht sehen können: Wir gehen davon aus, 
dass es durch eine Reihe von neuen objektiven und subjektiven 
Bedingungen zu einer Blockade der permanenten Dynamik der 
Revolution kam. Es handelte sich damals darum, das Konzept 
der „Krise der revolutionären Führung" zu bereichern, womit eine 
bestimmte Art von „Trotzkismus" Reduktionismus betrieben hat. 
Die Krise der revolutionären Führung und vor allem die Politik, 
durch die sie überwunden werden sollte, war in der Nachkriegs¬ 
zeit nicht dieselbe wie in den 30er Jahren (in denen sich Revo¬ 
lution und Konterrevolution offen bekämpften). Der Ausgang 
des Krieges und der Aufschwung, der ihm folgte, institutiona¬ 
lisierte neue materielle Errungenschaften für das Proletariat, 
angefangen von den reformistischen Zugeständnissen in den 
fortschrittlichen kapitalistischen Ländern bis hin zur Gründung 
neuer Staaten, in denen das Kapital enteignet wurde. Der Preis 
dafür war die Festigung der konterrevolutionären Führungen. 
Dies bedeutete für die Anhängerinnen der Vierten Internationa¬ 
le, dass sie dieses Problem in der „Welt von Jalta" neu untersu¬ 
chen, einen neuen strategischen Rahmen festlegen und einige 
programmatische Anpassungen vornehmen mussten. 

^\Man musste das Ausmaß des partiellen Wachstums der 
Cl /Produktivkräfte feststellen. Auf diesem Gebiet teilte sich 
der Trotzkismus in zwei große Strömungen, die beide falsch la¬ 
gen. Auf der einen Seite die, die wie das Internationale Komitee 
unter der Führung von Pierre Lambert die These der Stagnation 
vertraten. Zu diesen zählen auch die Strömungen von Nahu- 


33. LeoTrotzki:„Die objektiven Voraussetzungen der sozialistischen Revo¬ 
lution". In: Das Übergangsprogramm. 1938. http://www.marxists.org/ 
deutsch/archiv/trotzki/1938/uebergang/ueberg 1.htm. 
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el Moreno in Argentinien und Von Guillermo Lora 34 in Bolivien. 
„Die Produktivkräfte der Menschheit stagnieren" wiederholten sie 
buchstabengetreu aus dem Übergangsprogramm, ohne zu se¬ 
hen, dass die gewaltige Zerstörung von Produktivkräften infolge 
des Zweiten Weltkriegs und der kapitalistische Wiederaufbau 
Europas die konzentrierte und abrupte Anwendung der neues¬ 
ten amerikanischen Technik ermöglichten und gleichzeitig eine 
schnelle Nachfrage für Konsumgüter generierten. Dies stellte 
zwar nur eine beschränkte, partielle, vorübergehende Negation 
dar, aber es änderte das, was vor dem Zweiten Weltkrieg eine fes¬ 
te Gegebenheit war. Das Fortdauern der imperialistischen Epo¬ 
che, d.h. der Phase des Niedergangs des Kapitalismus, war nicht 
gleichbedeutend mit der Stagnation der Produktivkräfte, die 
während derZeit von'48 bis'68eine partielle Entwicklung erfuh¬ 
ren. Dem Standpunkt der„Stagnationistlnnen" entgegengesetzt 
war die Interpretation des Vereinigten Sekretariats (VS), die sich 
auf die Theorie Ernest Mandels stützte, welcher diese partielle 
Entwicklung der Produktivkräfte während des „Booms" als Zei¬ 
chen der Entstehung eines Neokapitalismus oder„Spätkapitalis- 
mus" interpretierte und eine korrigierte Version der bürgerlichen 
Theorie der kapitalistischen Krisen vertrat, nach der diese angeb¬ 
lich in „Wellen" bzw. in einem automatischen Wachstums- und 
Schrumpfungszyklus messbar sind und in der der Klassenkampf 
eine vollkommen untergeordnete Rolle spielt. 

Dieses partielle Wachstum der Produktivkräfte in den 
zentralen Ländern, zusammen mit dem zwischen Kapi¬ 
tal und Arbeit ausgehandelten keynesianistischen Modell des 
„Wohlfahrtsstaats", war die materielle Grundlage für die Bildung 
eines neuen Reformismus, der sich auf eine ausgedehntere 
und verbreiterte soziale Schicht der Arbeiterinnenaristokratie 
in den imperialistischen Ländern stützte. Die europäische So¬ 
zialdemokratie befand sich in den '30er Jahren im Kreuzfeuer 
zwischen dem Faschismus, der ihre gewohnten parlamenta- 
ristischen Spielchen unterband, und Sektoren des Proletariats, 
die durch revolutionäre Situationen in verschiedenen Ländern 
radikalisierte Elemente in ihren Reihen hervorbrachte 35 . Die So¬ 
zialdemokratie fand sich in der Nachkriegszeit angesichts einer 
neuen kapitalistischen Stabilität an der Spitze der Massenge¬ 
werkschaften wieder, die von den neuen Errungenschaften des 
„Wohlfahrtsstaats" profitierten. Der Stalinismus konnte sich auf 
eine breitere Massenbasis stützen, um seine Kontrolle über die 
Arbeiterinnenbewegung auszudehnen, und zwar nicht nur in 
den kapitalistischen Ländern, sondern auch in den neuen de¬ 
formierten Arbeiterinnenstaaten Osteuropas. Diese erreichten 
auf Grund des kapitalistischen Booms eine gewisse wirtschaftli¬ 
che Autarkie; auch bedeutete die Verstaatlichung der Wirtschaft 
an sich schon einen Anschub für die industrielle Entwicklung in 
einigen dieser Länder, die vorher weitgehend landwirtschaft¬ 
lich organisiert waren. Dies führte automatisch zu einem deut¬ 
lichen Anstieg des Lebensstandards der Massen. Alles in allem 
entstand also als Nebenprodukt des Kriegsausgangs eine neue 
Arbeiterinnenbewegung mit neuen wirtschaftlichen Errungen¬ 
schaften, die die Grundlagen für einen neuen Massenreformis- 


34. In die gleiche Richtung gehen Jorge Altamira und die PO in Argenti¬ 
nien, obwohl es sich in diesem Fall nicht um eine internationale Strö¬ 
mung handelt. Die PO stand sowohl in Verbindung mit der Strömung 
Lamberts als auch mit der Loras und hängt einer wirtschaftlich-kata- 
strophistischen Pseudotheorie an, die sie heutzutage ad absurdum 
führt. 

35. Diese Kombination aus verschiedenen Faktoren in den '30er Jahren 
führte dazu, dass die Sozialdemokratie in einigen zentralen Ländern 
wie Frankreich - jenseits dessen, was ihre reformistische Führung 
wünschte - für eine Weile destabilisiert wurde. Das veranlassteTrotzki, 
den kleinen revolutionären Zellen den Entrismus in der PS ans Herz 
zu legen (bekannt als„französische Wende"), um so die radikalsten 
Elemente aus deren Inneren anzuziehen und sich von dieser Massen¬ 
partei aus an die kommunistischen Arbeiterinnen zu wenden, die in 
der vollkommen stalinistischen KP waren. 


mus schafften (einen „neuen Konformismus" hätte Gramsci es 
genannt), der gleichzeitig eine Stärkung der stalinistischen und 
sozialdemokratischen Führungen bedeutete. 

Mit dem Stalinismus kam 
es zu einem historischen 
Bruch in der Kontinuität des 
revolutionären Marxismus. 

O Mit der Proklamation des Stalinismus als „offiziellem Mar¬ 
xismus" kam es zu einem historischen Bruch in der Konti¬ 
nuität des revolutionären Marxismus, die sich trotz aller unter¬ 
schiedlichen Strömungen und internen Kämpfe durch die ersten 
drei Internationalen bis hin zur Vierten, von Marx' und Engels' 
„Kommunistischem Manifest" von 1848 bis hin zu Trotzkis „Ma¬ 
nifest gegen den Krieg" von 1940, erhalten hatte. Auch wenn 
Trotzki bereits im Übergangsprogramm darauf hinwies, dass der 
Stalinismus sich in ein „zusätzliches Hindernis" für das Proletari¬ 
at verwandelt hatte, sah er nicht, zu welchen Auswüchsen sich 
diese Verwandlung nach dem Zweiten Weltkrieg verstieg. Die 
Trotzkistlnnen mussten bestimmen, welche Gefahren dies mit 
sich brachte. Man musste Trotzkis Warnung von vor dem Krieg 
selbst für die Kräfte der Vierten Internationale im Kopf behalten: 
Wenn das Proletariat keine revolutionäre Antwort auf den Krieg 
gäbe (und es gab keine bzw. nur in einer äußerst deformierten 
Art und Weise), liefen alle Arbeiterinnenparteien, auch die noch 
so revolutionären, Gefahr zu degenerieren.„Nichtssagende Skep¬ 
tiker erfreuen sich daran, die Degeneration des bolschewistischen 
Zentralismus zum Bürokratismus anzuführen. Als wenn der ganze 
Verlauf der Geschichte von der Struktur einer Partei abhinge. Es ist 
eine Tatsache, dass das Schicksal einer Partei vom Verlauf des Klas¬ 
senkampfs abhängt. Auf jeden Fall war die bolschewistische Partei 
die einzige Partei, die durch Taten ihre Fähigkeit bewies, die prole¬ 
tarische Revolution durchzuführen. Genauso eine Partei braucht 
jetzt das internationale Proletariat. Wenn das bürgerliche Regime 
straffrei aus dem Krieg hervorgeht, wird die revolutionäre Partei 
eine Degeneration erfahren. Wenn die proletarische Revolution 
siegt, werden die Bedingungen, die eine Degeneration hervorrufen, 
verschwinden." 36 Im Widerspruch zu dieser alternativen Prog¬ 
nose gab es Länder, unter ihnen China und die Hälfte Deutsch¬ 
lands, in denen das bürgerliche Regime nach dem Krieg unter¬ 
ging. Dafür kam es in den Hauptzentren der imperialistischen 
Macht „ungestraft" davon. Durch dieses perverse Ergebnis fand 
sich der Stalinismus an der Spitze eines„transformistischen Pro¬ 
zesses" großen Ausmaßes wieder: Die Kommunistischen Par¬ 
teien verwandelten sich in Wiederaufbauerinnen des Kapitalis¬ 
mus und des bürgerlichen Regimes im Westen, während sie zur 
gleichen Zeit passive Revolutionen durchführten, die ihnen er¬ 
laubten, den neu erlangten internationalen Status Quo mit dem 
US-lmperialismus zu sichern. Diese subjektiv schlechten Bedin¬ 
gungen führten dazu, dass die Kräfte der Vierten Internationale 
zum großen Teil auf die Tätigkeit von Propagandagruppen unter 
Bedingungen der Isolation beschränkt waren. 

Es kam somit zu einer Blockade der permanenten Dy¬ 
namik der Revolution. Die gegenseitigen Beziehungen 
zwischen den Metropolen, den Halbkolonien und der alten 
Vorkriegs-Sowjetunion, so wie sie in der Theorie der permanen¬ 
ten Revolution und im Übergangsprogramm beschrieben wa¬ 
ren, waren eine wertvolle Algebra des Marxismus, der man al- 


36. Leo Trotzki: Manifest der IV. Internationale zum imperialistischen Krieg 
und zur proletarischen Weltrevolution. 1940. http://www.marxists.org/ 
deutsch/archiv/trotzki/1940/kriegman/teil2.htm. 








SCHWERPUNKT: 9RflMSCI 


lerdings zur Orientierung der revolutionären Praxis einige neue 
konkrete Werte geben musste. Nach den Abkommen von Jalta 
waren die „schwachen Glieder der Kette" im internationalen 
Staatengefüge zu größten Teilen die Kolonien und Halbkoloni¬ 
en in Asien und Afrika, deren imperiale Zentren wie z.B. England 
und Frankreich gegenüber dem neuen Herrn der Welt, den USA, 
ständig an Boden verloren. Der Kapitalismus stabilisierte sich in 
den zentralen kapitalistischen Ländern und die revolutionären 
Tendenzen verlagerten sich immer mehr in die halbkoloniale 
Peripherie. Zur gleichen Zeit nutzte der Moskauer Apparat sein 
Prestige und vor allem die materiellen Kräfte der neuen Staa¬ 
ten, um die Massenaufstände in den Kolonien umzuleiten, ein¬ 
zufrieren, zu erpressen und immer weiter zu verderben, indem 
er die Führungen der Prozesse der„nationalen Befreiung" koop¬ 
tierte. Jeder Sieg, den die kolonialen Massen bei der Eroberung 
ihrer politischen Unabhängigkeit als Nationalstaat errangen, 
wurde in seinem bürgerlich-demokratischen Stadium eingefro¬ 
ren, anstatt ihn auszunutzen, um zur Entstehung eines Arbei¬ 
terinnenstaates voranzuschreiten. Und als einige Revolutionen 
dieser Logik entkamen, wie es zum Beispiel auf Kuba der Fall 
war, und ein neuer Staat entstand, in dem das Kapital enteignet 
wurde, wurde dies früher oder später vom Stalinismus zur Pak- 
tierung mit dem Imperialismus genutzt, d.h. um die internatio¬ 
nale Revolution zu bremsen, anstatt sie voranzutreiben 37 . Die 
revolutionären Kräfte mussten daher die Verbindungen zwi¬ 
schen den Metropolen und den Halbkolonien wiederherstellen 
und erneuern sowie die Charakterisierung der neuen defor¬ 
mierten Arbeiterinnenstaaten, die in das Welt-Staatengefüge 
(Hegemonie) integriert wurden, in ihre Analysen einbinden. 
Diese Definition war deswegen notwendig, damit die trotzkis- 
tischen Strömungen, die eine wichtige Rolle bei den Prozessen 
in den halbkolonialen Ländern wie in Algerien, Ceylon, Viet¬ 
nam, Bolivien oder Argentinien spielten, nicht in eine „Dritte 
Welt"-Ausrichtung verfallen würden, wie es einige Sektoren der 
trotzkistischen Bewegung taten, oder sich den von den sozial¬ 
demokratischen oder stalinistischen Führungen vorgegebenen 
Bedingungen anpassen würde, oder auch beides gleichzeitig 
machen würden, sondern damit sie eine Verbindung zwischen 
der politischen Arbeit in den halbkolonialen und den zentralen 
Ländern hersteilen könnten, um durch diesen proletarischen 
Internationalismus Fraktionen in den Gewerkschaften und in 
den Massenparteien der imperialistischen Länder zu bilden. 

In der neuen Definition der marxistischen Strategie muss¬ 
te man außerdem eine besondere Betonung auf das Pro¬ 
gramm der politischen Revolution in den deformierten Arbeiter¬ 
innenstaaten und der UdSSR legen. Dies war entscheidend, um 

Keine oder nur sehr wenige der 
Fragen , die wir hier skizzieren, 
hat sich der „real existierende" 
Trotzkismus jemals gestellt 

eine Antwort auf einen anderen Prozess zu geben, der die welt¬ 
weite Hegemonie in Frage stellte, und der sich bereits'53 in Ost¬ 
deutschland, später'56 in Ungarn und '68 auf dem Höhepunkt 
des Endes des Booms in der Tschechoslowakei zeigte. In diesen 
Arbeiterinnenstaaten, die aus von oben eingeleiteten passiven 
Revolutionen (durch die Besetzung durch die Rote Armee) her- 


37. Der trotzkistische Führer Nahuel Moreno, Gründer derTendenz, aus 
der wir hervorgegangen sind, sagte angesichts dieser widersprüch¬ 
lichen Situation nach dem Krieg, dass „die Realität trotzkistischer 
geworden ist alsTrotzki". 


vorgegangen waren, kam es zu Rissen in der„Weltordnung". Hier 
zeigte sich zum ersten Mal die Unzufriedenheit mit der russi¬ 
schen nationalen Unterdrückung, die sich '89-'90 im großen Stil 
in der labyrinthischen Form „nationaler Konflikte" manifestierte, 
selbst innerhalb der Nationalitäten der Sowjetunion und Jugos¬ 
lawiens mit nationalistischen, antiproletarischen Führungen. In 
Bezug darauf verwarf die große Mehrheit des Trotzkismus die 
programmatischen Leitlinien, dieTrotzki hinterlassen hatte (wie 
z.B. die Forderung nach einer „unabhängigen Sowjet-Ukraine", 
die er in den '30er Jahren sowohl der großrussischen Unterdrü¬ 
ckung als auch dem imperialistischen Projekt Hitlers gegenüber 
stellte), nachdem sie jahrzehntelang, mehr oder weniger aktiv, 
davon ausgegangen war, dass der Stalinismus die „nationale 
Frage" in den Arbeiterinnenstaaten gelöst habe. 

Keine oder nur sehr wenige der Fragen, die wir hier skizzie¬ 
ren, hat sich der „real existierende" Trotzkismus jemals gestellt. 
Wir beschreiben diese Degeneration der Vierten Internationale 
nach dem Zweiten Weltkrieg mit dem Ausdruck Jalta-Trotz¬ 
kismus": Ein Trotzkismus, der es versäumte, einen neuen stra¬ 
tegischen Rahmen zu erstellen, und der sich infolgedessen an 
die von der sowjetischen Bürokratie und dem Imperialismus 
vorgegebenen Bedingungen anpasste. Hier haben wir einige 
Elemente präzisiert, die wir in früheren Arbeiten erwähnt hat¬ 
ten, um eine Diskussion zu eröffnen, die es erlaubt, diese Defi¬ 
nitionen zu präzisieren, um das bewegte vergangene Jahrhun¬ 
dert zu analysieren und Schlussfolgerungen für die Zukunft zu 
ziehen. Wir haben die Konzepte der„passiven Revolution" und 
des „Transformismus" von Gramsci mit in die Erklärung der Blo¬ 
ckade der Mechanismen der Revolution in der Nachkriegszeit 
einbezogen (wenn auch sicherlich neu interpretiert im Lichte 
von Trotzkis Prognosen über den Zweiten Weltkrieg und sei¬ 
ner Analysen des Stalinismus). Wir vertreten die Auffassung, 
dass diejenigen, die unter den Bedingungen von Jalta weiter¬ 
hin derart allgemein und abstrakt behaupteten, dass „die Krise 
der Menschheit die Krise ihrer revolutionären Führung ist", sodass 
kein/e „orthodoxe/r" Trotzkist/in dem widersprechen konnte, 
dieselben waren, die in General Tito, Fidel Castro oder anderen 
Guerrillas oder bürgerlich-nationalistischen Führungen die Lö¬ 
sung des Problems sahen. Sie bezeichneten diese entweder als 
„revolutionäre Führungen" oder empfahlen zumindest, diese als 
„kleineres Übel" zu unterstützen. 

Wir wollen hier keine Aufzählung der Kapitulationen des 
Trotzkismus der Nachkriegszeit vornehmen 38 . Wir glauben 
nicht, dass sie durch die objektiven Bedingungen gerecht¬ 
fertigt waren, obwohl aus allem, was in dieser Arbeit gesagt 
wird, klar hervorgeht, dass wir nicht der voluntaristischen und 
subjektivistischen These anhängen, dass die zerstreuten und 
schwachen Kräfte der Vierten Internationale nach Trotzki et¬ 
was hätten tun können, um die Weltkarte im Gefüge von Jalta 
substantiell zu verändern. Aber wir lehnen jegliche fatalistische 
Einschätzung der Möglichkeiten des revolutionären Marxismus 
ab, selbst in den schwierigsten Jahren, in denen er gegen die 
vereinten Kräfte von Imperialismus und Stalinismus kämpfen 
musste. Als Beispiel hierfür mag die proletarische Revolution in 
Bolivien von 1952 dienen, in der die POR von Guillermo Lora vor 
der bürgerlich-nationalistischen MNR kapitulierte, aufgrund der 
Hoffnungen, die sie in deren linken Flügel setzte. Diese war eine 
nicht zu unterschätzende, verlorene Chance für den internatio¬ 
nalen Trotzkismus. Denn obwohl es sich um eine Revolution in 
einem kleinen, halbkolonialen Land unter den zuvor erläuterten 
Bedingungen handelte, hätte eine erfolgreiche Intervention ei¬ 
nen Sprung in der subjektiven Entwicklung der Vierten Interna¬ 
tionale bedeutet, die in den Augen der weltweiten Avantgarde 


38. Wir erkennen durchaus, dass die von Nahuel Moreno in Argentinien 
geleitete Strömung, aus der wir hervorgegangen sind, sich zuerst im 
Peronismus der'50er Jahre verlor und dann dazu überging, die kuba¬ 
nische Führung Fidel Castros in den Himmel zu loben. 
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gestärkt daraus hervorgegangen wäre. Diese Avantgarde war 
damals hauptsächlich vom Maoismus oder vom Titoismus, die 
eine führende Rolle in Revolutionen gespielt hatten, oder von 
bürgerlichen oder kleinbürgerlichen Führungen von „nationa¬ 
len Befreiungsbewegungen" beeinflusst. 

Angesichts der ersten substantiellen Veränderung der Be¬ 
dingungen von Jalta, die mit dem weltweiten Aufschwung von 
1968 begann, der von der kapitalistischen Krise ausgelöst wur¬ 
de, die damals ihren Anfang nahm und dessen Effekte bis heute 
nachwirken, machte die Mehrheit der sich trotzkistisch nen¬ 
nenden Strömungen einfach weiter wie bisher, ohne aus dem 
Schatten der nicht-revolutionären Führungen hervorzutreten. 

Perry Anderson sagt dazu: „ Man muss sagen, dass die alter¬ 
native Tradition des revolutionären Marxismus sich trotz ihrer 
charakteristischerweise viel größeren Scharfsinnigkeit und ihrer 
Betonung der Strategie (...) sich auch nicht viel fruchtbarer als ihre 
historischen Gegner zeigte. Als ich das Buch ,Über den westlichen 
Marxismus' schrieb, schien die vom Erbe Trotzkis geprägte Bewe¬ 
gung nach Jahrzehnten derMarginalisierung bereit, die Bühne der 
post-stalinistischen MassenpolitikderLinken in den fortgeschritte¬ 
nen kapitalistischen Ländern wieder zu betreten. Stets sehr viel nä¬ 
her an den prinzipiellen Fragen der sozialistischen Praxis, sowohl 
auf politischer als auch wirtschaftlicher Ebene, als die philosophi¬ 
sche Linie des westlichen Marxismus, hatte das theoretische Erbe 
der trotzkistischen Tradition offensichtliche Vorteile in der neuen 
Konjunktur der Massenaufstände und der weltweiten Depression, 
die die Anfänge der '70er kennzeichnete. (...) Die Geschichte bot 
der Bewegung in jenen Jahren eine entscheidende Möglichkeit, 
aber diese hat die Probe nicht bestanden. Der Sturz des portugiesi¬ 
schen Faschismus bot die besten Voraussetzungen für eine sozia¬ 
listische Revolution in irgendeinem europäischen Land seit der Ka¬ 
pitulation des Winterpalastes (...). Die Vierte Internationale verlor 
sich am Scheideweg der Portugiesischen Revolution." 39 

War, wie Anderson meint, der „klassische Prozess" der Revo¬ 
lution 74-75 in Portugal, einem schwachen Glied der Kette der 
imperialistischen Länder, die den antikolonialen Aufstand in 
Angola und Mosambik (angesteckt vom Kampf des vietname¬ 
sischen Volkes) mit einer Rebellion der Arbeiterinnen und der 
Massen gegen die Diktatur Salazars verband, die letzte große 
Möglichkeit für den Trotzkismus, seine strategischen Grundla¬ 
gen wiederherzustellen? Oder bot die Geschichte eine weitere 
große Möglichkeit mit dem letzten großen Versuch einer„poli- 
tischen Revolution" in Polen 1980, der der Vierte Internationale 
ermöglicht hätte, als große Kraft in Erscheinung zu treten und 
den Prozessen von / 89- / 91 in Osteuropa, der UdSSR und China 
vorzugreifen? Wie dem auch sei, zeigte das Verhalten des Trotz¬ 
kismus in vorherigen Jahren sehr wenig Kontinuität mit den 
von der Vierten Internationale bei ihrer Gründung aufgestellten 
Maximen. Dies hat verstärkt dazu beigetragen, die sich in der 
neuen Periode des Aufschwungs des internationalen Klassen¬ 
kampfes ('68-'80) bietenden Möglichkeiten zu verschwenden, 
bei denen der Stalinismus und die Sozialdemokratie ihren letz¬ 
ten großen Auftritt als Bremser der proletarisch-sozialistischen 
Revolution hatten. Die Antwort der Kapitalistlnnen auf diese 
verlorenen Chancen musste das Proletariat teuer bezahlen: Die 
Großoffensive von Reagan und Thatcher in den '80er und '90er 
Jahren mit all ihren Konsequenzen, wie dem Verlust von Errun¬ 
genschaften für die Arbeiterinnenklasse und vor allem dem 
Prozess der kapitalistischen Restauration in den deformierten 
und degenerierten Arbeiterinnenstaaten. 

Anders als diejenigen, die eine historische Niederlage darin 
sehen, welche die Arbeiterinnenklasse ein für alle Mal von der 
Bühne der Geschichte hinweggefegt hat, denken wir, dass die 
neue internationale Perspektive große revolutionäre Möglich¬ 
keiten eröffnen wird. 


39. Anderson, Perryjn theTracks of Historical Materialism". University of 
Chicago. 1984, S. 79 f.. (Eigene Übersetzung.) 


Schon Rosa Luxemburg sagte, dass der Kampf für die Befrei¬ 
ung des Proletariats ein beschwerlicher Weg voller Niederlagen 
sei, der aber letztendlich zum Sieg führt. Während der Jahre 
des Pakts von Jalta schien dieser Sinnspruch seine Gültigkeit 
zu verlieren: Die Arbeiterinnenklasse errang Siege und immer 
neue Errungenschaften, die, während sie die reformistischen 

War die Revolution in Portugal 
die letzte Möglichkeit für den 
Trotzkismus, seine strategischen 
Grundlagen wiederherzustellen? 

Führungen stärkten, hinterher zu Niederlagen führten, wie z.B. 
die sogenannte „neoliberale" Offensive, und die mit dem Ver¬ 
lust der Errungenschaften, die diese Führungen zu verteidigen 
schienen, einhergingen. 

Wir sind der Meinung, dass die Veränderung dieser Bedin¬ 
gungen zu widersprüchlichen Ergebnissen führt. 

Der riesige Verlust der Errungenschaften und die Fragmentie¬ 
rung des Proletariats, welche die imperialistische Offensive der 
'90er Jahre mit sich gebracht hat, nährt eine Krise der proletari¬ 
schen Subjektivität, was dazu führt, dass die Arbeiterinnenklasse 
von sehr weit unten anfangen muss, ihre Reihen zu vereinigen. 

Aber die derzeitige Etappe des Niedergangs der US-Hegemonie 
und des Untergangs des stalinistischen Apparates eröffnet die 
Möglichkeit, die aktuelle Krise zugunsten der Bewegung der 
Massen zu überwinden, befreit von einer Zwangsjacke, die jahr¬ 
zehntelang die Entstehung und Entwicklung von Organismen 
wie Sowjets (Räte) verhinderte. Die Bewertung der strategi¬ 
schen Wichtigkeit dieser Art von Organismen direkter Demokra¬ 
tie der Massen, ist eine Frage, bei derTrotzki und Gramsci mehr 
miteinander gemeinsam haben als beide mit der Mehrheit ihrer 
jeweiligen „Anhängerinnen" Wenn aber heute nur noch eine 
sehr schwache Kontinuität von Trotzkis Gedankengut bewahrt 
bleibt, hat Gramsci ein noch schlimmeres Los getroffen. Der 
Bruch zwischen den heutigen Gramscianerlnnen, echte „mo¬ 
derne" Moderate und Vorkämpferinnen passiver Revolutionen, 
und dem revolutionären Gramsci ist ungleich größer als der zwi¬ 
schen Trotzki und den heutigen Trotzkistlnnen. So kommen wir 
zu der Schlussfolgerung, dass die Kontinuität jenes „Marxismus 
in der Offensive" der Dritten Internationale, die der Trotzkismus 
trotz all seiner Verzerrungen in sich trägt, das Ergebnis einer 
historisch richtigen Entscheidung ist: das wichtigste Werk von 
Trotzki, die Gründung der Vierten Internationale 1938. Diese 
Erkenntnis setzt deren Wiedergründung auf die Tagesordnung, 
wobei wir die Lehren aus ihrer Degeneration ziehen müssen. Wir 
betrachten die vorliegende Arbeit als einen Beitrag, der in diese 
Richtung geht, angesichts der neuen Etappe des Klassenkamp¬ 
fes und der Herausforderungen der Zukunft. 

Januar 2003 - zuerst erschienen in „Estrategia Internacional"Nr. 19 
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von Emilio Albamonte und Manolo Romano (PTS, Buenos Aires) 

M/Jan weiß, dass im November 1917, als Lenin und die Mehr- 
//# Ir I heit der Partei sich der Position Trotzkis angenähert hatten 
und versuchten, nicht nur die politische sondern auch die ökonomi¬ 
sche Macht zu übernehmen, Sinowjew und Kamenew starr auf der 
traditionellen Position der Partei beharrten und sich für eine revolu¬ 
tionäre Koalitionsregierung einsetzten. Deswegen schieden sie aus 
dem Zentralkomitee aus und waren kurz vor einer Spaltung." 

Wenn man diese Äußerung Gramscis oder andere, die in 
dieselbe Richtung gehen 1 , betrachtet, könnte man zu der vor¬ 
eiligen Annahme kommen, dass er, was die um 1924 herum in 
der Sowjetunion eröffnete Debatte angeht, eine mit der Theo¬ 
rie der permanenten Revolution solidarische Position vertreten 
habe. In Wirklichkeit jedoch treten seine Differenzen mit der 
Theorie von Trotzki - abgesehen von dieser Einschätzung der 
Lage in Russland an einigen Stellen - deutlich zu Tage. 

„Politischer Begriff der sogenannten permanenten Revolution', 
vor 1848 als wissenschaftlich ausgearbeiteter Ausdruck der jako¬ 
binischen Erfahrungen von 1789 bis zum Thermidor entstanden. 
Die Formel gehört einer historischen Epoche an, in der die großen 
politischen Massenparteien und die großen ökonomischen Gewerk¬ 
schaften noch nicht existierten und die Gesellschaft unter vielen As¬ 
pekten sozusagen noch im flüssigen Zustand war: größere Zurück¬ 
gebliebenheit des Landes und nahezu vollständiges Monopol der 
politisch-staatlichen Wirksamkeit in wenigen Städten oder gar nur 
in einer (Paris für Frankreich), relativ wenig entwickelter Staatsap¬ 
parat und größere Autonomie der Zivilgesellschaft gegenüber der 
Tätigkeit des Staates, bestimmtes System der militärischen Kräfte 

Man könnte zu der voreiligen An¬ 
nahme kommen, dass Gramsci 
die Theorie der permanenten 
Revolution vertreten habe. 

und der nationalen Bewaffnung, größere Autonomien der Ökono¬ 
mien gegenüber den ökonomischen Verhältnissen des Weltmark¬ 
tes usw. In derZeit nach 1870 verändern sich mit der europäischen 
Kolonialexpansion alle diese Elemente, die internen und internati¬ 
onalen Organisationsverhältnisse des Staates werden komplexer 
und massiver, und die achtundvierziger Formel der permanenten 
Revolution' wird in der politischen Wissenschaft in der Formel der 
,zivilen Hegemonie'umgearbeitet und aufgehoben. (...) Die Frage 
stellt sich für die modernen Staaten, nicht für die zurückgebliebenen 
Länder und für die Kolonien, wo noch die Formen vorherrschen, die 
andernorts überwunden und anachronistisch geworden sind." 2 


1. Eine weitere den Theorien Trotzkis freundlich gesinnte Äußerung 
findet sich in folgendem Brief an Togliatti vom 9. Februar 1924:„Aus der 
Polemik, die sich in letzter Zeit in Russland entwickelt hat, geht hervor, 
dass Trotzki und die gesamte Opposition angesichts der andauernden 
Abwesenheit Lenins von der Parteispitze äußerst besorgt über die 
Rückkehr zur alten Mentalität sind, welche der Revolution schaden 
würde. Durch die Forderung nach mehr Beteiligung der Arbeiter am 
Parteileben und der Einschränkung der Macht der Bürokratie, wollen 
sie im Grunde nichts Anderes, als den sozialistischen und proletari¬ 
schen Charakter der Revolution zu sichern und zu verhindern, dass sie 
langsam in Richtung jener demokratischen Diktatur abdriftet, die nichts 
anderes als die Verpackung eines sich entwickelnden Kapitalismus ist, 
wie sie Sinowjew und andere im Jahr 1917 anstrebten. So stellt sich mir 
die Lage der russischen Partei dar, und diese ist viel schwieriger und viel 
bedeutsamer als Urbani annimmt; die einzige wirkliche Neuigkeit ist, 
dass Bucharin ins Lager von Sinowjev, Kamenev und Stalin überge¬ 
wechselt ist." 

2. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd 7, Heft 13, §7. Argument-Verlag 
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Die Theorie der Revol 

Gramsci bezieht sich auf die ersten Versionen der Theorie der 
„permanenten Revolution" die im Umfeld der russischen und 
europäischen Revolutionen entstanden sind und nicht auf die 
endgültige Formulierung der Theorie von 1929. Dies erklärt 
sich dadurch, dass er zu dem Zeitpunkt bereits drei Jahre im Ge¬ 
fängnis saß und ihm der Zugang zu Informationen durch den 
Stalinismus versperrt wurde, so dass er die endgültige Theorie 
gar nicht kannte. Gerade die Theorie der permanenten Revo¬ 
lution, wie sie nach der chinesischen Revolution fertiggestellt 
wurde, widmete den „zurückgebliebenen Ländern und den Kolo¬ 
nien, in denen noch immer Wirtschaftsformen herrschen, die aller¬ 
orts überwunden scheinen und anachronistisch geworden sind", 
besondere Aufmerksamkeit. 

Wie dem auch sei, selbst wenn man die Kritik Gramcis auf 
den Charakter der europäischen Revolution beschränken 
könnte: Trotzki ließ keinen Zweifel daran, dass sich die Zeiten 
seit den Lebenszeiten Marx'geändert haben:„Alle Befreiungsbe¬ 
wegungen der jüngeren Vergangenheit, wie zum Beispiel der hol¬ 
ländische Unabhängigkeitskrieg, hatten sowohl einen nationalen 
als auch einen demokratischen Charakter. Das Erwachen der un¬ 
terdrückten und zersplitterten Nationen, ihr Kampf für die innere 
Einigung und die Befreiung vom fremden Joch, ist untrennbar mit 
dem Kampf für politische Freiheit verbunden. Die französische Na¬ 
tion festigte sich in den Stürmen und Wirren der demokratischen 
Revolution Ende des XVIII. Jahrhunderts. Die deutsche und die ita¬ 
lienische Nation entstanden aus einer Reihe von Kriegen und Revo¬ 
lutionen. Die mächtige Entwicklung der amerikanischen Nation, 
die ihre Freiheitstaufe durch den Unabhängigkeitskrieg im XVIII. 
Jahrhundert erhielt, wurde endgültig durch den Sieg des Nordens 
über den Süden im Bürgerkrieg gesichert. Weder Mussolini noch 
Hitler haben die Nation erfunden. Der Patriotismus im modernen 
Sinne - genauer gesagt im bürgerlichen Sinne - ist ein Produkt des 
XIX. Jahrhunderts. (...) Hitler hat 1914-1918 als Gefreiter nicht für 
die Einigung Deutschlands sondern viel mehr im Dienste einer su¬ 
pranationalen Kampagne gekämpft, einem imperialistischen Pro¬ 
jekt zur,Organisation Europas' unter der Herrschaft des deutschen 
Militarismus (...). Es ist wahr, dass der Krieg, wie alle heftigen ge¬ 
schichtlichen Erdbeben, verschiedene Probleme ans Licht gebracht 
hat und auch in den zurückgebliebensten Sektoren Europas, wie 
im zaristischen Russland oder in Österreich Ungarn, den Anstoß 
zur nationalen Revolution gegeben hat, jedoch waren dies nichts 
Anderes als die Nachwehen einer bereits vergangenen Epoche.' m 

Allerdings ist die Beziehung zwischen antikolonialer Revolu¬ 
tion und dem Imperialismus in der neuen Epoche alles andere 


1996, S. 1544-1545. 

3. LeoTrotzki:„EI Nacionalismo y la economia". November 1933. (Eigene 
Übersetzung.) 
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als eine Kleinigkeit. Die Theorie der permanenten Revolution als 
Theorie der internationalen sozialistischen Revolution stellt einen 
engen Zusammenhang zwischen den Kolonien und den Zentren 
des Imperialismus her, dem Gramsci nicht genug Beachtung 
schenkt. Schlimmer noch, Gramsci verwendet eine unklare Unter¬ 
scheidung zwischen „Orient und Okzident", die einen Rückgang 
zur von Lenin immer wieder betonten klaren Unterscheidung 
zwischen unterdrückenden und unterdrückten Ländern darstellt, 
die Teil des Erbes der Dritten Internationale war. Trotzkis Ansicht 
über die fortschrittlichen Demokratien des Okzidents und die zu¬ 
rückgebliebenen Staatsformen des Orients ist folgende: „Während 
der Imperialismus in den alten kapitalistischen Mutterländern die 
Demokratie zerstört, hemmt er in der selben Zeit die Entwicklung der 
Demokratie in den zurückgebliebenen Ländern. Die Tatsache, daß in 
der gegenwärtigen Epoche nicht eine der Kolonien oder Halbkoloni¬ 
en ihre demokratische Revolution durch führte, speziell in der Agrar¬ 
frage, ist zur Gänze Schuld des Imperialismus, der zur Hauptbremse 
des ökonomischen und politischen Fortschritts geworden ist Die 
natürlichen Reichtümer der zurückgebliebenen Länder vollkommen 
ausplündernd, und die Freiheit ihrer selbständigen Industrie hem¬ 
mend, gewähren die Trustmagnaten und ihre Regierungen den halb¬ 
feudalen Gruppen eine finanzielle, politische und militärische Stütze 
zur Aufrechterhltung der reaktionärsten, parasitärsten Ausbeutung 
der Eingeborenen. Die künstlich erhaltene Agrarbarbarei ist heute 
gleichzeitig die schlimmste Geißel der Weltwirtschaft. Der Kampf der 
Kolonialvölker um ihre Befreiung verwandelt sich, die Zwischenetap¬ 
pen überspringend, mit Notwendigkeit in einen Kampf gegen den 
Imperialismus und unterstützt dadurch den Kampf des Proletariats 
in den Mutterländern. Die kolonialen Aufstände und Kriege unter¬ 
graben die Fundamente der kapitalistischen Welt und machen das 
Wunder ihrer Wiedergeburt weniger denn je möglich " 4 

Abgesehen davon war die Theorie der permanenten Revo¬ 
lution selbst in ihren frühesten Versionen niemals eine bloße 
Ausweitung von Marx' ,,'48er Formel". Ergründen wir, wieso 
Gramsci nur eine Karikatur von Trotzkis Theorie macht. Die 
Permanenz der Revolution im Marxschen Sinne besteht darin, 
dass das Proletariat, indem es seine Unabhängigkeit als Partei 
bewahrt, ständig neue Forderungen aufstellt, die immer einen 
Schritt weiter gehen als die radikale kleinbürgerliche Demokra¬ 
tie: Das Proletariat darf sich nicht an die bürgerlichen Grenzen 
halten, nicht einmal während des Zyklus der bürgerlich-demo¬ 
kratischen Revolutionen des XIX. Jahrhunderts. Trotzki konnte 
gar nicht umhin, sich der These Gramscis anzuschließen: „In 
der Tat erschöpfen sich geschichtlich erst 1870-71 mit dem kom- 
munalistischen Versuch [also der Pariser Kommune, A.d.R.] alle 


1789 entstandenen Keime, das heißt, nicht nur besiegt die um die 
Macht kämpfenden neue Klasse die Repräsentanten der alten Ge¬ 
sellschaft, die sich ihre endgültige Überlebtheit nicht eingestehen 
will, sondern sie besiegt auch die Repräsentanten der allerneu- 
esten Gruppen, welche die neue, aus der 1789 begonnenen Um¬ 
wälzung hervorgegangene Struktur schon für überholt erklären, 
und beweist so ihre Lebenskraft sowohl im Vergleich zum Alten als 
auch im Vergleich zum Neuesten. Außerdem verliert mit 1870-71 
das Ensemble von Prinzipien politischer Strategie und Taktikseine 

Die Theorie der permanenten 
Revolution stellt einen engen 
Zusammenhang zwischen den 
Kolonien und den Zentren her. 

Wirksamkeit, die praktisch mit 1789 entstanden waren und ideolo¬ 
gisch um '48 entwickelt wurden (diejenigen, die in der Formel der 
,permanenten Revolution'zusammengefasst werden (.. .j)." 5 

Ganz im Gegenteil dazu erkennt die Theorie Trotzkis im Zeit¬ 
alter der Herrschaft des Imperialismus die weltweite Reife der 
Produktivkräfte Anfang des XX. Jahrhunderts an, die vielerorts, 
wie z.B. in Russland oder anderen rückständigen Ländern, mit 
äußerst rückständigen Besitzverhältnissen und veralteten For¬ 
men der Politik kombiniert war. So entwickelt sich seineTheorie 
eben gerade nicht in der Hoffnung auf das Andauern oder die 
Wiederholung der Mechanik der bürgerlich-demokratischen 
Revolutionen im 1848er Stil. Diesmal würde das Proletariat die 
Klasse sein, welche die führende Rolle in dem Kampf für die 
Abschaffung der Reste des Feudalismus übernahm und nicht 
die liberale Bourgeoisie, die mittlerweile durch und durch re¬ 
aktionär war. Durch eine im Vergleich zu Marx'Zeiten neue Dy¬ 
namik im Klassenverhältnis würde das Proletariat die Grenzen 
des bürgerlichen Rechts überschreiten und seine Aufgabe im 
Aufbau des Sozialismus sehen. Diese strategische Perspektive, 
die Trotzki bereits seit 1905 sah, konkretisierte sich, wie wir in 
dem zuvor zitierten Brief Gramscis sehen konnten, mit der rus¬ 
sischen Revolution von 1917. Und niemand außerTrotzki konn¬ 
te dies für das„zurückgebliebene Russland" Vorhersagen, denn 
anders als andere Marxistinnen, die immer noch„nach Marx" ar¬ 
gumentierten, brach der russische Revolutionär im Gegensatz 



4. Leo Trotzki: Marxismus in unserer Zeit. 1939. http://marxists.org/ 
deutsch/archiv/trotzki/1939/04/marxismus.htm. 


5. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 7, Heft 13, § 17. Argument-Verlag 
1996, S. 1558-1559. 
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zu dem, was Gramsci sagte, dialektisch mit der alten Formel. 

Was die konkreten Bedingungen der italienischen Revolution 
nach dem Triumph des Faschismus angeht, reduzierte Trotzki 
sie nicht einfach auf die Formel „Faschismus oder Sozialismus" 
da er „Übergangsperioden" überhaupt nicht ausschloss. Für 
ihn ging es nur darum, wie er in einem Brief an die italienische 

Gramsci definierte seine Positi¬ 
on hauptsächlich aus dem pri¬ 
vilegierten Blickwinkel der na¬ 
tionalen Revolution in Italien. 

Links-Opposition ausführte, den Charakter dieses Übergangs 
genau zu präzisieren. Seine Theorie ist eben genau die vom 
Übergang zur proletarischen Revolution. „Bedeutet die perma¬ 
nente Revolution etwa, dass sich Italien für eine gewisse Zeit nicht 
wieder in einen parlamentarischen Staat bzw. eine demokratische 
Republik' verwandeln kann? Ich halte - und ich glaube in diesem 
Punkt sind wir uns vollkommen einig - diese Eventualität nicht für 
ausgeschlossen. Jedoch wird sie nicht das Produkt einer bürgerli¬ 
chen Revolution sein, sondern das Ergebnis der Abtreibung einer 
unausgereiften und verfrühten proletarischen Revolution. Wenn 
eine tiefe revolutionäre Krise ausbricht und es zu Massenschlach¬ 
ten kommt, im Zuge derer die proletarische Avantgarde nicht die 
Macht ergreift, wird die Bourgeoisie möglicherweise ihre demo¬ 
kratische' Herrschaft wiederherstellen." * * * * * 6 

Eine weitere Schlussfolgerung, die sich daraus ziehen lässt, 
ist, dass es,zumindest was die nationale Ebenein Italien angeht, 
eine gewisse„Permanenz" bei Gramsci gibt. Im Grunde genom¬ 
men beruht die Strategie, die er für die Revolution in Italien er¬ 
arbeitete, mit all ihren strukturellen Eigenheiten (und auch un¬ 
abhängig vom faschistischen Regime), auf einer Rückkehr zur 
nationalen Geschichte und im Erkennen der Aufgaben, welche 
die Bourgeoisie nicht bzw. auf ihre eigene, unvollständige und 
ausschließende Art und Weise erfüllt hat. Daher stammt auch 
der Begriff „passive Revolution" mit dem er das Risorgimento 
beschreibt. Besondere Aufmerksamkeit widmet er in dieser 
Hinsicht der süditalienischen und der Bauern/Bäuerinnenfrage. 
Dies bedeutet nichts anderes, als dass er zumindest teilweise 
der Permanenz in der Theorie Trotzkis folgt: Diejenigen bürger¬ 
lich-demokratischen Aufgaben, die die Bourgeoisie in der Peri¬ 
ode ihres Aufstiegs nicht lösen konnte, kann jetzt im Zeitalter 
ihrer Dekadenz nur das Proletariat, unterstützt von den Massen 


6.„Bezüglich der,antifaschistischen Revolution' hängt die italienische 
Frage stärker denn je mit den Grundproblemen des internationalen 
Kommunismus zusammen, d.h. mit derTheorie der permanenten 
Revolution. Daher stellt sich in Italien die Frage der,Übergangsperiode'. 
Zuerst muss man klarstellen: Ein Übergang von wo nach wo? Eine 
Übergangsperiode von der bürgerlichen (bzw.,Volks') Revolution zur 
proletarischen Revolution ist eine Sache. Eine Übergangsperiode von 
der faschistischen Diktatur zur proletarischen Diktatur ist eine andere 
Sache. Wenn man sich mit der ersten Frage beschäftigt, dann stellt sich 
hauptsächlich die Frage nach der bürgerlichen Revolution und man 
versucht auszumachen, welche Rolle das Proletariat in derselben spielt. 
Erst in zweiter Instanz geht es um die Frage nach der Übergangsperio¬ 
de zur proletarischen Revolution. Wenn man sich mit der zweiten Frage 
beschäftigt, dann ergibt sich das Problem einer Reihe von Schlachten, 
Erschütterungen, wechselhafter Lagen, schroffer Wendungen, die in 
ihrer Gesamtheit die verschiedenen Etappen der proletarischen Revolu¬ 
tion ausmachen. Unter den vielen möglichen Etappen sind jedoch auf 
keinen Fall die bürgerliche Revolution oder das geheimnisvolle Hybrid 
der,Volksrevolution'." LeoTrotzki:„Problemas de la revoluciön italiana". 
1930. In: La teoria de la Revoluciön Permanente. Buenos Aires, 2000. S. 
552. (Eigene Übersetzung.) 


der Bauern/Bäuerinnen, lösen. Diese Frage war, wie man an der 
Beschäftigung Gramscis mit Italien ablesen kann, nicht nur für 
die kolonialen Länder, sondern auch für die Länder mit einer 
zurückgebliebenen bürgerlichen Entwicklung relevant 7 

Die Theorie Trotzkis umfasst 
diejenige Gramscis. 

Allerdings läßt sich nicht das Gegenteil behaupten, dass die Kon¬ 
zeption der Revolution von Gramsci die von Trotzki beinhalten 
würde. Auch wenn Gramsci in seinen Ausführungen zu Italien ei¬ 
nen der Aspekte der Permanenz der Revolution erkannt hatte (das 
Herüberwachsen der demokratischen Revolution in die sozialisti¬ 
sche Dynamik durch das Bündnis mit der Bauernschaft, geführt 
durch die Arbeiterinnenklasse), reichte dies bei weitem nicht aus, 
um ihn zu einem Parteigänger der permanenten Revolution zu 
machen. Denn dieTheorie der permanenten Revolution war - be¬ 
sonders deutlich seit der Formulierung von 1929 - eine Theorie 
der internationalen sozialistischen Revolution und deswegen die 
einzige, die sich konsequent gegen die Pseudo-Theorie des „So¬ 
zialismus in einem Land" wendete 8 . Wie Trotzki dazu sagte: „Das 
von Bucharin geschaffene Programm der Kommunistischen Interna¬ 
tionale ist durch und durch eklektisch. Es macht den hoffnungslosen 
Versuch, die Theorie des Sozialismus in einem Lande mit dem mar¬ 
xistischen Internationalismus, der von dem permanenten Charakter 
der Weltrevolution untrennbar ist, zu versöhnen." 9 

Und Gramsci wendet sich nicht vom Programm der Kommu¬ 
nistischen Internationale ab, als sie dieses Konzept aufnimmt. 
Wir behaupten nicht, dass Gramsci sich die rechte Politik (die 
sich in einigen Formeln wie der„Bauern, bereichert euch!" oder 
des„friedlichen Hineinwachsens des Kulaken in den Sozialismus" 
etc. zusammenfassen lässt) des Bucharin-Stalin-Blockes zu eigen 
gemacht hätte, wie sie in den Jahren '24 bis '28 in der Sowjet- 


7Jn bezug auf die Länder mit einer verspäteten bürgerlichen Entwick¬ 
lung, insbesondere auf die kolonialen und halbkolonialen Länder, 
bedeutet dieTheorie der permanenten Revolution, dass die volle und 

wirkliche Lösung ihrer demokratischen Aufgabe und des Problems 
ihrer nationalen Befreiung nur denkbar ist mittels der Diktatur des 
Proletariats als des Führers der unterdrückten Nation und vor allem ihrer 
Bauernmassen. 

Nicht nur die Agrarfrage, sondern auch die nationale Frage weist der 
Bauernschaft, die in den zurückgebliebenen Ländern die überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung bildet, einen außerordentlichen Platz in der 

demokratischen Revolution an. Ohne ein Bündnis des Proletariats mit 
der Bauernschaft können die Aufgaben der demokratischen Revolution 
nicht nur nicht gelöst, sondern auch nicht ernstlich gestellt werden. Das 
Bündnis dieser zwei Klassen ist aber nicht anders zu verwirklichen als 
im unversöhnlichen Kampf gegen den Einfluss der national-liberalen 
Bourgeoisie." 

Leo Trotzki:„Was ist nun die permanente Revolution?" 1929. http:// 

www.marxists.org/deutsch/archiv/trotzki/1929/permrev/ltperml 1 .htm. 

Grundsätze 2 und 3. 

8. „DieTheorie von Stalin und Bucharin bringt nicht nur der ganzen Erfah¬ 
rung der russischen Revolution zuwider die demokratische Revolution 
mechanisch im Gegensatz zu der sozialistischen Revolution, sondern sie 
trennt auch die nationale Revolution von der internationalen. 

Diese Theorie stellt den Revolutionen in den zurückgebliebene Ländern 
die Aufgabe, ein nicht zu verwirklichendes Regime einer demokrati¬ 
schen Diktatur zu errichten, das sie zu der Diktatur des Proletariats in 
Gegensatz bringt: Damit trägt sie Illusionen und Fiktionen in die Politik 
hinein, lähmt den Kampf des Proletariats des Ostens um die Macht und 
hält den Sieg der kolonialen Revolutionen auf. 

Die bereits eroberte proletarische Macht bedeutet vom Standpunkt der 
Theorie der Epigonen schon die Vollendung der Revolution ('zu neun 
Zehnteln' nach der Formel Stalins) und den Beginn der Epoche natio¬ 
naler Reformen. DieTheorie vom Hineinwachsen des Kulaken in den 
Sozialismus und dieTheorie von der 'Neutralisierung' der Weltbourgeoi¬ 
sie ist deshalb von derTheorie des Sozialismus in einem Lande nicht zu 
trennen. Sie stehen und fallen zusammen." 

Ebd. Grundsatz 13. 

9. Ebd. Grundsatz 14. 








union durchgeführt wurde. Jedoch definierte er seine Position 
hauptsächlich aus dem privilegierten Blickwinkel der nationalen 
Revolution in Italien und in zentristischer Versöhnung mit der 
Politik der Komintern. In dieser Angelegenheit schrieb er im Jahr 
1926 einen Brief an Palmiro Togliatti, in dem er Amadeo Bordiga 
dafür kritisiert, dass er sich in den Fraktionskämpfen innerhalb 
der Internationale als „internationale Minderheit" neben der 
linken Opposition positionierte, während Gramsci der Meinung 
war, dass man als „nationale Mehrheit" der italienischen Partei 
auftreten solle 10 . Und dies nicht etwa, weil er vorausgesehen 
hätte, dass eine erfolgreiche proletarische Revolution in Italien 
die Karten innerhalb Europas neu verteilen und sich so auch das 
Kräfteverhältnis innerhalb der Komintern ändern würde. Gramsci 
tappt in die Falle des Fatalismus, indem er den teilweisen Rück¬ 
gang der revolutionären Kräfte überbewertet und das „instabile 
Gleichgewicht", das der Kapitalismus in den'20er Jahren erreicht 
hatte, als etwas anderes,„größeres" ansieht: als einem Rückstand 
der „zur Verfügung stehenden subjektiven Kräfte" welches sei¬ 
nem „methodologischem Kriterium" Nahrung gibt, die Periode 
im Licht der Möglichkeit zu interpretieren, dass der Kapitalismus 
sich überlebt, ohne Kriege die„katastrophale Phase" überwindet 
und so eine Periode„passiver Revolutionen" auslöst. 

Trotzki versuchte im Gegensatz dazu, auf der Basis der po¬ 
litischen Prognose einer neuen katastrophalen Phase, für eine 
Richtungsänderung der Politik der Komintern zu kämpfen, und 
nicht nur für die Bildung von „Minderheiten" auch wenn das 
schließlich das Ergebnis des Kampfes war. Gramsci, offensicht¬ 
lich durch die Jahre im Kerker und der Isolation gezeichnet, 
scheint aus einem Blickwinkel zu argumentieren, der die Be¬ 
wahrung desTriumphes in der Sowjetunion in den Vordergrund 
stellt, da er den Bruch des Bündnisses der Bauern/Bäuerinnen 
mit der Arbeiterinnenklasse fürchtete und sich um die Einheit 
der russischen Partei sorgte. Gibt er der Theorie und Politik des 
„Sozialismus in einem Land" nach, weil er die Notwendigkeit, die 
vom internationalen Proletariat eroberte „Stellung" zu halten, 
selbst um den Preis des Stalinismus, über alles stellte, zumindest 
solange keine neuen Stellungen erobert werden konnten? Dies 
lässt sich nicht mit Sicherheit feststellen, aber es verweist auf die 
programmatischen Positionen der beiden Revolutionäre. 


10. Massari:„Trotsky y Gramsci". 


Stellung, Manöver und 
Übergangsprogramm 

Gramsci geht folglich davon aus, dass „die achtundvierziger For¬ 
mel der,permanenten Revolution' in der politischen Wissenschaft 
in der Formel der ,ziviien Hegemonie' weiterentwickelt und über¬ 
wunden wird." Und darauf beruhend behauptet er. „In der poli¬ 
tischen Kunst findet statt, was auch in der Kriegskunst stattfindet: 

Der Bewegungskrieg wird immer mehr zum Stellungskrieg, und 
man kann sagen, daß ein Staat einen Krieg gewinnt, insofern er 
ihn peinlich genau und technisch in Zeiten des Friedens vorberei¬ 
tet. Die massive Struktur der modernen Demokratien, sowohl als 
staatliche Organisationen als auch als Komplex von Vereinigun¬ 
gen im zivilen Leben, bilden für die politische Kunst so etwas wie 
die Schützengräben' und die dauerhaften Befestigungen der Front 
im Stellungskrieg: Sie machen das Element der Bewegung, das vor¬ 
her der,ganze'Krieg war, zu einem,partiellen', usw. /rn 

Gramscis „stellungsorientierte" Formel, was auch immer sie 
an Mehrdeutigkeit transportieren mag, wurde vom Reformis- 

Man hat versucht, Trotzkistlnnen 
zu karikieren, indem man sie als 
naive Vertreterinnen der perma¬ 
nenten Offensive abstempelt. 


Währenddes Biennio 
Rosso 1919-20 in 
Italien besetzten 
Hunderttausende Ar¬ 
beiterinnen ihre Fabri¬ 
ken - hier in Mailand 


mus-egal ob vom Stalinismus oder von der Sozialdemokratie- 
aufgegriffen, um eine kautskyanische„Ermattungsstrategie"zu 
rechtfertigen, die darauf abzielte, „Schützengräben" ohne Ma¬ 
növerbewegungen zu besetzen, in das bürgerliche Regime ein¬ 
zudringen, ohne Aufstand oder Versuch der Machteroberung, 
was eine monströse Karikatur des Gedankenguts des italieni¬ 
schen Kommunisten darstellt. Auf ähnliche Art und Weise hat 
man auch versucht, Trotzki zu karikieren, und versucht es bis zu 



11. Antonio Gramsci: Gefängnishefte. Bd. 7, Heft 13, §7. Argument-Verlag 
1996, S. 1545. 
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einem gewissen Grade auch heute noch mit dem Trotzkismus 
(oder zumindest mit den Sektoren des Trotzkismus, die wie wir 
eine revolutionäre Sprache verwenden), indem man sie als nai¬ 
ve Vertreterinnen der permanenten Offensive abstempelt. 

In Wirklichkeit hatTrotzki niemals eine voluntaristische Po¬ 
sition der permanenten Offensive vertreten, weder in den Frie¬ 
densverhandlungen zwischen der entstehenden Sowjetunion 
und Deutschland, trotz den die Verhandlungen von Brest-Li- 
towsk betreffenden Differenzen zwischen ihm und Lenin; noch 
auf dem II. Kongress der Dritten Internationale, auf dem er sich 
mit Lenin zusammen als „rechter Flügel" vom linken Extremis¬ 
mus der Deutschen distanzierte. Betrachten wir einige weitere, 
äußerst wichtige Beispiele. 

In seinen „Lateinamerikanischen Schriften" 12 macht er einen 
bemerkenswerten Gebrauch von „Schützengräben" und „Stel¬ 
lungen" wenn er die Verteidigung der Verstaatlichung des Erd¬ 
öls in Mexiko, die der Nationalist Läzaro Cärdenas dekretiert hat¬ 
te, vorschlägt. Von dieser Stellung aus, so sein Vorschlag, lassen 
sich neue Stellungen erobern, wie z.B. die Arbeiterinnenkont¬ 
rolle der Erdölförderung. Bei dieser Gelegenheit weist er auch 
auf den Gebrauch hin, den wir Revolutionärinnen von der Re¬ 
gierungsmacht in einer Stadt oder sogar einer Provinz machen 
könnten. Statt wie die „transformierten" Ex-Trotzkistlnnen der 
PT in Brasilien, die die Regierungen in Städten wie Porto Aleg- 
re und Bundesstaaten wie Rio Grande do Sul stellen, einen rein 
reformistischen Gebrauch davon zu machen, könnten wir sie 
als Tribüne nutzen, um die unaufschiebbare Notwendigkeit der 
Ziele der Diktatur des Proletariats auf nationaler Ebene aufzuzei¬ 
gen. Trotzki war die Idee,„dass man einen Krieg gewinnt, indem 
man sich in Friedenszeiten genauestens darauf vorbereitet", 
keineswegs fremd. Deswegen bezeichnete er die lateinamerika¬ 
nischen Regierungen der'30er Jahre als Ergebnis eines eigenar¬ 
tigen Kräfteverhältnisses zwischen dem jungen Proletariat und 
dem ausländischen Kapital, als den grundlegenden Klassen, 
zwischen denen die nationalen Bourgeoisien versuchten, ein 
„instabiles Gleichgewicht" (das heißt, einen relativen Frieden) 
herzustellen (was er einen Bonoportismus suigeneris nannte). 

Auch zeigte er in der Kriegskunst selbst, während des russi¬ 
schen Bürgerinnenkriegs, in dem er ein politisch-militärischer 
Führer war, dass er die Kombination von Stellung und Bewe¬ 
gung beherrschte. Im spanischen Bürgerinnenkrieg vertrat er, 
entgegen des Etappenmodells der Führung der republikani¬ 
schen Front, dass neue Ländereien enteignet und unter den 
Bauern/Bäuerinnen verteilt werden müssten oder dass die Fa¬ 
briken verstaatlicht und unter Arbeiterinnenkontrolle gestellt 
werden müssten (wirtschaftlich-gesellschaftliche Stellungen), 


Das Übergangsprogramm ist 
vom Standpunkt dieser Diskus¬ 
sion aus gesehen der Übergang 
von der Stellung zum Manöver. 



um jeden militärischen Gebietsgewinn der republikanischen 
Truppen zu festigen (Manöver), und dass diese neuen Positio¬ 
nen („Meilensteine des Sozialismus") nicht bis nach dem end¬ 
gültigen Triumph im Bürgerinnenkrieg aufgeschoben werden 
dürften, wie es die Sozialdemokratinnen, Stalinistlnnen und 
sogar die Anarchistinnen forderten. 

Und natürlich ist die Idee der „politischen Revolution" die 
neuartige Kombination aus Verteidigung der vom internatio¬ 
nalen Proletariat eroberten Stellung, der Verstaatlichung der 

12. Leo Trotzki: Escritos Latinoamericanos. Buenos Aires 1999. 


Produktionsmittel in der Sowjetunion, und der Forderung nach 
dem „revolutionären Sturz der thermidorianischen Bürokratie", 
um diesen „Schützengraben" in Gefechtsverfassung für die 
internationale sozialistische Revolution zu bringen. Dabei di¬ 
stanzierte er sich jedoch immer von denjenigen, die nicht die 
Verteidigung der Sowjetunion propagierten: „Wer nicht in der 
Lage ist, gewonnene Positionen zu verteidigen, wird auch keine 
neun erobern können". 

Angesichts des bevorstehenden Zweiten Weltkriegs, als es klar 
war, dass dieser auch nicht mehr durch„Revolutionen von unten" 
aufgehalten werden konnte (nach den Niederlagen in Spanien 
und Frankreich), entwarfTrotzki die kühnste aller politischen Tak¬ 
tiken. Die „proletarische Militärpolitik" (PMP) war ein Leitfaden 
zur aktiven Intervention in den Krieg als der reaktionärsten der 
bürgerlichen Institutionen - diese ließe sich jedoch laut Trotzki 
genauso von den Revolutionärinnen nutzen wie das Parlament. 
Die„proletarische Militärpolitik" besagte, dass während alles da¬ 
ran gesetzt wird, dass das kämpfende internationale Proletariat 
sich des imperialistischen Charakters des Krieges im Allgemei¬ 
nen bewusst würde, gleichzeitig spezielle Taktiken entwickelt 
werden müssten, sowohl für die amerikanischen Arbeiterinnen, 
die Hitler besiegen wollten, als auch für die Französinnen oder 
Polinnen, die gegen die Nazi-Unterdrückung im eigenen Land 
kämpfen wollten. Mitten im Aufruhr, den dieser Krieg bedeute¬ 
te - und der für Trotzki die „objektiven und die subjektiven Fak¬ 
toren in Übereinstimmung brachte" -, konzentrierte er in einer 
einzigen Politik alle drei „Momente" des „Kräfteverhältnisses", die 
Gramsci benennt: das „Moment des Bruchs" des Proletariats mit 
seiner eigenen Bourgeoisie, mittels einer Politik, die die„Arbeite- 
rlnnen in Waffen" von den „normalen" Rekruten der imperialis¬ 
tischen Heere trennt; das „politische Moment", in dem der Krieg 
und das„nationale Ziel" dem Klassenkampf nicht im Weg stehen 
und damit die Entwicklung von „Oktobern" wie dem russischen 
im Krieg 1914-18 nicht unterbrechen; das„militärische Moment", 
in dem er unter Fortsetzung und Weiterentwicklung der leninis¬ 
tischen Politik aus dem Ersten Weltkrieg eine neue Art und Weise 
der „ Umwandlung des imperialistischen Krieges [dies schließt alle 
anderen Aspekte dieses Krieges, wie die Verteidigung der Sowjetuni¬ 
on, oder der nationalen Unterdrückung in den besetzten Ländern 
mit ein, A.d.R.] in einen Bürgerlnnenkrieg"v orschlägt. 

Gramscis „Momente" werden häufig als voneinander ge¬ 
trennte Etappen, wie in einer statischen Struktur, interpretiert 
(und Gramsci hat dieser Interpretation Vorschub geleistet), 
während bei Trotzki immer die Kombination von Etappen, Zei¬ 
ten, Momenten und dynamischen Definitionen präsent ist. Was 
das angeht, folgt er dem Beispiel Lenins, der mit seiner Defini¬ 
tion von Etappen und Situationen die Kategorie der Zeit in die 
revolutionäre Politik mit einbaut. Die Logik der Kombination 
von Ungleichheiten ist nicht nur für die Theorie der permanen¬ 
ten Revolution bestimmend, sondern auch für die Methode, die 
zum Übergangsprogramm führt. 

Dieses Programm wurde in den Vereinigten Staaten selbst 
diskutiert, mit der ganzen Komplexität, die dies mit sich brach¬ 
te, angefangen von den Bedingungen des Amerikanismus und 
des „new deal". Aus seiner Logik entstand der kühne Vorschlag 
von Forderungen zur Entlarvung der Regierung Roosevelts, 
etwa nach einem echten Plan öffentlicher Arbeiten, der die 
Massenarbeitslosigkeit endgültig beseitigen würde. 

Perry Anderson stellt die These auf, dass obwohl Trotzki die 
politischen Regime Europas besser kannte und korrekte Tak¬ 
tiken - wie die radikaldemokratische Forderung nach einer 
verfassunggebenden Versammlung in Frankreich und in Spani¬ 
en - aufstellte, es trotzdem Gramsci sei, der sich die beunruhi¬ 
gendsten Fragen darüber stellte, wie man die stabilsten bürger¬ 
lichen Demokratien von links überwinden könne. Dies gewann 
an Bedeutung nicht etwa in der Vorkriegszeit, in der die Demo¬ 
kratien dem Faschismus oder dem Bonapartismus wichen, oder 
an extreme Regime wie die Volksfronten appellierte, sondern 
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in den stabilen Demokratien im Nachkriegseuropa. Aber das 
Übergangsprogramm selbst stellt auch Forderungen wie z.B. 
nach Arbeiterinnenkontrolle der Produktion auf, welche selbst 
in Zeiten, in denen sich die Frage der Machteroberung nicht di¬ 
rekt stellt, dazu genutzt werden können, das Proletariat dazu 
anzustiften, neue Stellungen zu erobern, die das Privateigen¬ 
tum in Frage stellen und es auf größere Kämpfe vorbereiten. 

Laut der Diskussionen in der amerikanischen SWP vor der 
Verabschiedung des Übergangsprogramms galt der program¬ 
matische Korpus als „maximal" für die Reformistlnnen (die nur in 
Kategorien von Stellungen denken) und ausgesprochen „mini¬ 
mal" für die Linksextremistlnnen (die nur in Manöverkategorien 
denken) 13 . Tatsächlich enthält das Übergangsprogramm und sei¬ 
ne Methode sowohl Minimalforderungen, soweit sie ihre„Lebens- 
kraft" behalten (d.h. sie alte Positionen sind, die es zu verteidigen 
gilt), als auch weitergehende Forderungen, die eine Skala von zu 
erobernden Stellungen betreffen (von der gleitenden Skala der 
Löhne und Arbeitszeiten und die Arbeiterinnenkontrolle über die 
Industrie bis hin zu Sowjets), die hier dazu benutzt werden, den 
„Bewegungskrieg" zu eröffnen, d.h. die Machteroberung durch 
das Proletariat vorzubereiten und durch diese Vorbereitung 
selbst schon neue Stellungen einzunehmen, einen nationalen 
Schützengraben der internationalen Revolution. 

Das Übergangsprogramm ist vom Standpunkt dieser Diskus¬ 
sion aus gesehen die Brücke, der Übergang von der Stellung 
zum Manöver. 

Klasse und Partei 

Zum Abschluss möchten wir noch einige Fragen ansprechen, 
die wir in kommenden Studien ausarbeiten werden: die kom¬ 
plexe Beziehung zwischen Spontaneität und Bewusstsein, zwi¬ 
schen realer revolutionärer Bewegung und Partei, zwischen 
den marxistischen Intellektuellen und der Avantgarde der Ar¬ 
beiterinnenklasse. 

Bei Gramsci gibt es zwei klar erkennbare Perioden, was die Be¬ 
wertung der Beziehung zwischen der Aktion der Arbeiterinnen 
und der revolutionären Partei angeht. Die erste Phase ist die, wel¬ 
che von der Publikation von „L'Ordine Nuovo" bestimmt ist. Unter 
dem Einfluss des italienischen „Bienio Rosso"von 1919-1921 und 
den Fabrikbesetzungen in Turin sieht er die entstandenen Arbei¬ 
terinnenräte a\s„konkrete Form eines neuartigen politischen Prozes¬ 
ses, welche auf Grund dessen, dass sie ihren Ursprung in der Produk¬ 
tion haben, durch politische Manöver oder partielle Veränderungen 
im bürgerlichen Staat nicht vereinnahmt werden können . //14 Diese 
Einschätzung, die die bewusste Aktion der revolutionären Partei 
unterbewertet, wurde sowohl in Italien als auch in Deutschland 
widerlegt, wo der Reformismus eine Art „kombinierten Staat" 
zwischen parlamentarischer Republik und Arbeiterinnenräten 
vorschlug, und so zeigte, dass ohne eine zentrale revolutionär¬ 
marxistische Führung verschiedene„politische Manöver und par¬ 
tielle Modifizierungen des Staates" aufkommen, die die Selbstor¬ 
ganisation der Massen aufgreifen und so neutralisieren. 

Ab dem Jahr 1926, auf dem Kongress von Lyon, nimmt 
Gramsci, im Gegensatz zur Periode von L'Ordine Nuovo, eine klar 
Pro-Partei-Position ein, die in weiten Teilen auf antidialektische 
Weise seine ehemaligen Positionen über die Rolle der Arbeite¬ 
rinnenräte revidiert. Seine Thesen aus jener Zeit sind notorisch 
beeinflusst von der sinowjewschen Überbewertung der „Zel¬ 
len" der kommunistischen Partei als Basis der Organisation der 
Arbeiterinnenklasse. Dessen ungeachtet folgt das Konzept der 
Partei bei Gramsci in seinen Schriften aus dem Gefängnis neuen 
Bahnen, vollkommen verschieden von dem Konzept der sub- 
stitutionistischen Partei des Stalinismus, von dem man vorher 


13. So ist es auch im Fall des italienischen Kommunisten Amadeo Bordiga. 

14. Leonardo Paggi: Antonio Gramsci e il moderno Principe, Rom, 1970, S. 
258. Zit. nach: JC Portantiero: Los Usos de Gramsci. (Eigene Überset¬ 
zung.) 


Spuren finden konnte. 

Bei dem Versuch, allgemeine Konzepte zu schematisieren 
und Gramsci in sie einzuordnen, lässt sich sagen, dass es drei Ty¬ 
pen von Partei gibt, was die Verbindung des Marxismus mit der 
revolutionären Bewegung der Arbeiterinnenklasse angeht. Bei 
den Parteien vom kautskyanischen Typ, wie es dem sozialdemo- 

Gramsci ließ sich zu einer fal¬ 
schen Schlussfolgerung verleiten 
und stellte den ideologisch-kul¬ 
turellen Kampf über die Politik. 


kratischen Reformismus eigen ist, ist das taktische Moment voll¬ 
kommen überbewertet, d.h. für sie ist „die Bewegung alles". Bei 
der leninistischen Partei definiert und trennt man Verbündete 
von Gegnerinnen nach strategischen Zielen - alsTrotzki einmal 
verstanden hatte, dass eine Einheit der Partei mit den Mensche¬ 
wiken unmöglich war, gab es keinen besseren Bolschewiken als 
ihn, sagte Lenin 1917 über seinen einstigen Gegner. Gramsci sei¬ 
nerseits, kohärent in seiner Analyse der Rolle, die die Ideologien 
bei der bürgerlichen Herrschaft im modernen Staat spielen, ent¬ 
wickelt die Aspekte des Kampfes an der „dritten Front" der par¬ 
teilichen Aktivitäten, die Engels bereits aufgezeigt hatte: der des 
ideologischen Kampfes, zusammen mit dem wirtschaftlichen 
und dem politischen Kampf. Aber in seinem Konzept der Par¬ 
tei als „kollektivem Intellektuellen" gibt es eine Übersteigerung 
dieses ideologischen Kampfes und der Rolle der„Partei als Erzie¬ 
herin" der Massenbewegung der Arbeiterinnenklasse. Die wich¬ 
tigste Rolle der Intellektuellen innerhalb der Partei sei es, einen 
neuen „common sense" in der Arbeiterinnenmassenbewegung 
zu schaffen: den Marxismus. Widersprüchlich ist, dass gerade er 
(der wichtige Beiträge zur „politischen Wissenschaft" geleistet 
hat und die Bedeutung des „Arbeiterinnenbewusstseins" das 
sich in den Fabrikräten bildete, hervorhob) sich zu einer falschen 
Schlussfolgerung verleiten ließ, die den ideologisch-kulturellen 
Kampf über die Politik stellte und nicht auf einer aktiven Aus¬ 
tauschbeziehung zwischen Partei und Sowjets bestand, durch 
die „die Erzieherin erzogen wird". Die italienische Nachkriegs-KP 
machte sich dies zu Nutze und verzerrte diesen Fehltritt auf re¬ 
formistische Art und Weise, um die Kultur und die ideologischen 
Debatten mit den Reformistlnnen voranzutreiben, vor dem Hin¬ 
tergrund, dass sie eine Schlüsselrolle bei der Unterstützung der 
bürgerlichen Demokratie spielen wollte. 

Trotzki wird ein Fortführer des „reifen" Bolschewismus sein, 
der nach der Erfahrung mit den ersten Arbeiterinnenräten 
1905 die These aus „Was tun?" von Lenin korrigierte, nach der 
das Klassenbewusstsein nur „von außen" in die Arbeiterinnen¬ 
bewegung hereingetragen werden könne. Was die Beziehung 
zwischen Sowjet und Partei angeht, sagte er, auf die Erfahrun¬ 
gen der russischen Revolution gestützt: „Es wäre ein offener Feh¬ 
ler, die Stärke der bolschewistischen Partei mit der Macht der von 
ihr geleiteten Sowjets zu identifizieren: die letztere war um vieles 
beträchtlicher, jedoch ohne die erste hätte sie sich in Ohnmacht 
verwandelt." 15 Davon ausgehend wurde er ein überzeugter An¬ 
hänger der Idee einer leninistischen Kampfpartei. 


Januar 2003 - zuerst erschienen in „Estrategia Internacional"Nr. 19 
erste deutsche Übersetzung in „Internationale Strategie" Nr. I 


15.Trotzki, Leo: Geschichte der russischen Revolution. Band 2, Kapitel 23. 
http://www.marxists.org/deutsch/archiv/trotzki/1930/grr/b2-kap23. 
htm. 
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von CiroTapeste (CCR, Paris) 


Die Jugend Ägyptens 
steht auf den Barrika¬ 
den und kämpft ge¬ 
gen das Militärregime. 


N ichts geht mehr für die ägyptische Armee, und folglich, für 
ihre westlichen Befehlshaberinnen - insbesondere das US- 
Außenministerium und das Weiße Haus. Nach dem Sturz Muba¬ 
raks - der unter dem Druck der Straße von seinen Kolleginnen 
abgesetzt wurde, um eine noch größere soziale Explosion zu 
vermeiden - stand der Oberste Militärrat (SCAF, der englischen 
Abkürzung nach) vor der Herausforderung, den „demokrati¬ 
schen Übergang" durchzuführen. Mit der Inszenierung der 
Wahlen bezweckte das Regime, seine politischen Instrumente 
und seine sozialen Vermittlungen zu reformieren, ohne das We¬ 
sentliche zu ändern, nämlich die Verhältnisse zwischen Ägyp¬ 
ten, seiner imperialistischen US-amerikanischen Stütze, seinem 
israelischen Alliierten und den Interessen der ausländischen 
Investorlnnen (sowohl westlicher als auch aus der Golf-Region) 
nebst denen der ägyptischen Großbourgeoisie. Nach der rela¬ 
tiven Ruhe im Sommer während des Ramadans haben sich die 
Spannungen aber wieder verschärft. 


Hinter der Maske von Tantawi 
versteckt sich Mubarak. Die brei¬ 
te Popularität , von der der SCAF 
profitiert hat, ist Geschichte. 



Taktisch klug hatte die ägyptische Armee nicht offen an der 
Repression vom Januar und Februar 2011 teilgenommen. Das 
hatte ihr erlaubt, sich als eine Alternative zum polizeilichen Re¬ 
gime Mubaraks zu präsentieren. Die breite Popularität, von der 
der SCAF profitiert hat, ist aber jetzt Geschichte. Lange traute 
sich niemand, die Plakate vom Marschall Mohamed Hussein 
Tantawi, Chef der Junta, abzureißen. Jetzt wird in den Demon¬ 
strationen der Name„Mubarak" mit „Tantawi" und „das Regime" 
mit „dem SCAF" ausgetauscht. 

Die Nervosität des Militärs 

Die Gründe für die große Nervosität des ägyptischen Militärs 
finden sich auf drei Ebenen: auf der Ebene der Wahlen, der ak¬ 
tuellen Konfliktbereitschaft und der Fortdauer der Anti-SCAF- 
Demonstrationen. 

Bei der Parlamentswahl haben die moderaten und radikaleren 
islamistischen Gruppen eine überwältigende Mehrheit erreicht, 
mit einem viel besseren Ergebnis als dem, was der SCAF und seine 


westlichen Unterstützerinnen erwartet hatten. Auf der sozialen 
Ebene verstärken sich seit September die Streiks (die während des 
Ramadans rückläufig waren). Der fortgeschrittenste Sektor dieses 
widersprüchlichen Prozesses - ein Teil der radikalen, demokra¬ 
tischen Jugend, gemeinsam mit der Linken und der Jugend der 
Armenviertel - kämpft weiterhin in Kairo und in anderen Städten 
für den sofortigen Rücktritt des Militärs. Diese jungen Demon- 
strantlnnen bildeten die vorderste Reihe während des Aufstandes 
direkt vor den Wahlen Ende November. Der Kern dieser Demon- 
strantlnnen hat seitdem die furchtbare Unterdrückung des Mili¬ 
tärs erleiden müssen, die mehrere Leben gekostet hat. 

Diese Fakten zeigen deutlich die Komplexität und die Wider¬ 
sprüche der aktuellen Situation. Eine revolutionäre Etappe hat 
sich eröffnet, die von Vorstößen und Rückschlägen durchzogen 
sein wird, die man aber jetzt schon als die erste Revolution des 
21. Jahrhunderts bezeichnen kann, ohne damit ihren Erfolg oder 
ihre Niederlage vorherzusagen. Allgemeiner gesagt, zeigen die 
letzten Ereignisse in Ägypten, dass der arabische Frühling ein 
noch offener Prozess ist, und es schwer für die Bourgeoisie und 
die Imperialistlnnen sein wird, ihn zu beenden. 

Die Situation ist vor allem auf der politischen Ebene sehr wi¬ 
dersprüchlich, was die Ergebnisse der Wahlen beweisen. Die 
Freiheits- und Gerechtigkeitspartei (Muslimbruderschaft) hat in 
den verschiedenen Wahlbezirken durchschnittlich 40% erreicht. 
Die salafistische Al-Nour-Partei hat ihrerseits ein Drittel der Stim¬ 
men gewonnen; und das, obwohl ihre Führungen im Januar und 
Februar 2011 keine revolutionäre Rolle gespielt haben. 

Jenseits ihrerVerteidigung einer mehr oder weniger rigorosen 
Religiosität, die in der ägyptischen Bevölkerung und insbesonde¬ 
re den ärmsten und unterdrücktesten Schichten sehr präsent ist, 
drücken diese zwei Gruppen nicht die gleiche politischeTendenz 
aus. Sie repräsentieren auch nicht den gleichen sozialen Block. 
Die Stimmen der Freiheits- und Gerechtigkeitspartei drücken vor 
allem eine moderate und islamistische Wahl von Sektoren der 
Gesellschaft - insbesondere aus den Mittelschichten - aus, die 
eine Stabilisierung der Situation verlangen. Die Stimmen für Al- 
Nour entsprechen eher ihrer Mobilisierungsbasis, die am 1. Juli 
massiv auf die Straßen Kairos gegangen war: Hunderttausende 
von sehr armen Menschen mit ihren Familien, die mit dieser 
Wahl zugunsten von Zakat (Almosen) und Koran das Ende ihres 
Elends und der obszönen Korruption verlangten. 

Gleichzeitig will die Armee die Arbeit des künftigen Parla¬ 
ments im Namen der Verteidigung „überkonstitutioneller Prinzi¬ 
pien" weiterhin beschränken. Das alles steht natürlich im Wider¬ 
spruch zu dem, was die Wahlen ausgedrückt haben, und entlarvt 
den eng kontrollierten Charakter eines Prozesses des „demokra¬ 
tischen Übergangs", der nur im Namen „demokratisch" ist (selbst 
im bürgerlichen Sinne) und auf allen Seiten Risse zeigt. 
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Beispielloses Druckpotential 

Auf der sozialen Ebene haben sich die teilweise massiven Ar¬ 
beitsniederlegungen in den letzten Monaten vervielfacht. Wie 
Ann Alexander beschreibt, war „eine Welle koordinierter natio¬ 
naler Streiks und Proteste (...) der Hauptgrund für eine Lähmung, 
welche das Militärregime im September ergriff und so den Weg für 
die Aufstände im November freimachte. Die weiter bestehenden 
sozialen und politischen Kämpfe (...) sind noch in einem frühen 
Stadium. Aber verschiedene Elemente der Streikwelle im September 
weisen daraufhin, dass der Maßstab, in dem sich die Arbeiterinnen¬ 
bewegung organisiert, die Arbeiterinnenklasse wieder als einen be¬ 
deutenden Faktor in der nationalen Politik eingeführt hat, in einem 
Ausmaß, das es in Ägypten seit 60 Jahren nicht mehr gab.' n 

Die Forderungen dieser Streikbewegungen sind ökono¬ 
misch, denn die ägyptische Wirtschaft ist ausgeblutet und die 
Lebensbedingungen der armen Massen haben sich seit dem 
Sturz Mubaraks nur noch mehr verschlechtert. Sie sind aber 
auch politisch, da sie das Ende des alten Regimes in den Betrie¬ 
ben und den Arbeitsplätzen fordern, eines Regimes, welches 
bis heute weiter besteht und dessen Verzweigungen direkt 
zum SCAF führen. 

Aber Ann Alexander unterstreicht dennoch: „Zweifellos ist 
das Bewusstsein und die Organisation der Arbeiterinnen weiter¬ 
hin ungleich. Fast keine der fast 700 einzelnen Fälle kollektiver Ak¬ 
tion der Arbeiterinnen, die ich seit März untersucht habe, haben 
klassische politische' Forderungen gestellt, die mit Dingen wie 
freier Meinungsäußerung, der Befreiung von Gefangenen oder 
des Rechts der Arbeiterinnen, sich zu organisieren oder zu strei¬ 
ken, Zusammenhängen. Trotz der Unterstützung der Ägyptischen 
Föderation Unabhängiger Gewerkschaften für die Besetzung des 
Tahrir-Platzes am 19. November und deren Ablehnung durch die 
Al-Ganzoury-Regierung gab es keine Streikwelle, um den Aufrufzu 
unterstützen, dass das Militärseine Macht abgeben müsse." 1 2 

Gewaltsame Zusammenstöße 

Der dritte Ausdruck des konvulsiven Charakters der Situation ist 
eine sehr radikalisierte Fraktion der Jugend, die im Verlauf der 
letzten Wochen und Monate auf die Straße zurückgekehrt ist, 
um das sofortige Ende des Militärregimes zu fordern. Seit Sep¬ 
tember deutete sich schon das aktuelle Niveau der Repression 
an, mit dem Versuch, die konfessionellen Rivalitäten mit dem 
Attentat gegen die koptische Kirche in Hochägypten hochzu¬ 
schaukeln, und mit der Repression gegen die Demonstration 
vor dem Gebäude des ägyptischen Staatsfernsehens in Kairo. 
Aber im November hat die gewaltsame Repression seitens der 
Armee die Proteste weiter radikalisiert und vergrößert, ohne 
dass diese aber die Maskerade der inszenierten Wahlen seitens 
der SCAF behindern konnte. Im Moment ist die Repression wie¬ 
der ein wenig zurückgegangen, ohne dass die Massen an sehr 
entschlossenen jugendlichen Demonstrantlnnen, insbesonde¬ 
re in Kairo vor den Ministerien, bisher besiegt worden wäre. Das 
Militär hat versucht, von der relativen Isolation dieser Demons¬ 
trantlnnen zu profitieren und ein Exempel zu statuieren, wobei 
es sich auf einen gewissen konservativen Überdruss gegen die 
Demonstrationen stützen konnte, der in einigen Sektoren der 
ägyptischen Mittelschicht existiert. 

Es ist dennoch nicht unwahrscheinlich, dass diese neue bruta¬ 
le Repression eine Kettenreaktion auslöst und insbesondere den 
SCAF weiter diskreditiert, dessen Image schon ziemlich rampo¬ 
niert ist. Ein Zeugnis davon ist z.B. das Verhalten der Führung der 
Muslimbruderschaft, die sich - nachdem sie sich von allen De¬ 
monstrationen der letzten Wochen und Monate entsolidarisiert 


1. Ann Alexander:The strike wave and the crisis of the Egyptian state, 

16.12.2011. http://english.ahram.org.eg/NewsContent/4/0/29516/Opi- 
nion^he-strike-wave-and-the-crisis-of-the-Egyptian-sta.aspx. (Eigene 
Übersetzung). 

2. Ebd. 


bzw. distanziert hatte - dennoch genötigt sah, vom Militär eine 
Entschuldigung für die schreckliche Repression zu fordern. 

Eine der wichtigsten Beschränkungen der aktuellen Phase 
des Prozesses ist jedoch, dass die Arbeiterinnenbewegung mo- 

Wir sehen hier also eine 
Dynamik der permanenten 
Revolution, die heute die Wider¬ 
sprüche Ägyptens durchzieht 


mentan nicht gemeinsam mit den Jugendlichen auf den Plät¬ 
zen protestiert, im Gegensatz du den Ereignissen im Februar 
2011. Die Arbeiterinnenklasse ist die einzige, die in der Lage ist, 
der nationalen Bourgeoisie, der Militärjunta und dem Imperia¬ 
lismus einen entscheidenden Schlag zuzufügen, indem sie die 
Wirtschaft lahmlegt und die Diktatur stürzt. Außerdem ist es 
dringend notwendig, dass die Arbeiterinnenklasse im Bündnis 
mit der Jugend und den radikalisierten Massen angesichts der 
brutalen Repression ihre Selbstverteidigung organisiert. 

Der zweite Akt der Revolution 

Der zweite Akt der ägyptischen Revolution hat begonnen. Die 
strukturellen demokratischen und sozialen Forderungen sind 
dieselben wie im Januar und Februar 2011. Das Paradoxe ist, 
dass der Motor der Revolution, die Arbeiterinnenklasse, sich 
in Bewegung gesetzt hat, ohne die gleiche explosive Rolle zu 
spielen, die sie im Februar innehatte, als das Land am Rande des 
Generalstreiks stand. Die Arbeiterinnen sind weiterhin mehr als 
je zuvor aktiv, aber momentan konzentrieren sie sich auf die Be¬ 
triebe oder koordinieren sich untereinander, ohne sich jedoch 
in einen direkten Widerspruch zum Militär, dem Erbe Mubaraks, 
zu begeben. Die radikalisierteste Jugend fordert indes weiter¬ 
hin den vollständigen Rücktritt des Militärs: eine weitere For¬ 
derung, die in komplettem Widerspruch zu dem steht, was der 
Imperialismus und die Bourgeosie zu geben bereit sind. 

Wir sehen hier also eine Dynamik der permanenten Revolu¬ 
tion, die heute die Widersprüche eines Landes durchzieht, wel¬ 
ches die Speerspitze des arabischen Frühlings bleibt, der selbst 
noch längst nicht beendet ist. In diesem Sinne fordert die ägyp¬ 
tische Revolution von der Arbeiterinnenbewegung und der Ju¬ 
gend des Westens, und insbesondere von der radikalen Linken, 
die in ihr agiert, die entschlossenste Solidarität. Das heißt auch, 
hier denjenigen entgegenzutreten, die in Ägypten auf der Seite 
des Militärs sind: der Regierung, den multinationalen Konzernen 
und den Banken. Wir müssen zur Verstärkung derjenigen beitra¬ 
gen, die dafür kämpfen, dass die Arbeiterinnenklasse als Klasse 
interveniert, wie sie es im Februar getan hat, und im Gegensatz 
zum Februar die Proteste zu einem Generalstreik führt, damit 
die Macht weder in die Hände neuer recycleter Militärs noch in 
die Hände bürgerlicher Politikerinnen des alten Regimes (seien 
sie liberal oder islamistisch) fällt. Stattdessen müssen die Arbei¬ 
terinnenklasse, die Bauern/Bäuerinnen und die armen Massen 
Ägyptens ihr Schicksal und ihre Regierung in die eigenen Hände 
nehmen. Das ist die einzige Möglichkeit, das Motto zu konkre¬ 
tisieren, welches in Ägypten in letzter Zeit immer wieder von all 
denen zu hören ist, die sich den Kugeln des Militärs widersetzen: 
„Thawra hatta al nasrl", oder: 

„Revolution bis zum Sieg!" 

19. Dezember 2011 - zuerst erschienen in „Revolution Permanente"Nr. 3 
Diesen Artikel gibt es in voller Länge auf: www.klassegegenklasse.org 
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Zwei Tage, die die Welt erschütterten 

Zehn Jahre nach den revolutionären Tagen des 19.-20. Dezember 2001 in Argentinien 



Individueller 
Widerstand statt 
vereinte Aktion der 
Massen: Szene vom 
Dezember 2001 


von Chucho Kahl (RIO, Berlin) 


der Mittel- und Unterschicht unterstützt. 

Kleinere Unternehmerinnen, Kaufleute und Vertreterinnen 
der Mittelschicht, die die neoliberale Regierungen ursprünglich 
unterstützt hatten, beteiligen sich nun unter Johlen und Topf¬ 
schlagen an den Aufständen mit ihrem Höhepunkt am 19. und 
20. Dezember. Auch die „Nationale Piquetero-Versammlung", 
die die wichtigsten Organisationen der Arbeitslosenbewegung 
aus Buenos Aires zusammenschloss, organisierte während des 
ganzen Jahres Straßensperren. Am 15. Dezember begannen 
prekarisierte Arbeiterinnen und Arbeitslose mit den ersten 
Plünderungen der Supermärkte in Buenos Aires, die sich wäh¬ 
rend der Tage vordem 19. Dezember auf breitere Bevölkerungs¬ 
schichten und das ganze Land ausweiten. 

In diesem Moment zeichnete sich eine neue Wendung der 
Ereignisse ab. Die meisten Provinzregierungen versuchten die 
Unruhen mit dem Einsatz von Polizei und Spezialeinheiten ein¬ 
zudämmen. Aber die Plünderungen weiteten sich auch am 19. 
Dezember weiter aus und De la Rüa erklärte den Ausnahmezu¬ 
stand. Diese Maßnahme provozierte die Mittelschicht und die 
Angestellten der Hauptstadt, ihren Unmut in einer Demonstra¬ 
tion auf dem Plaza de Mayo vor dem Regierungssitz kundzutun. 
Es begannen gewalttätige Auseinandersetzungen mit der Poli¬ 
zei, die in Barrikadenkämpfen und einer kompletten Sprerrung 
dieses öffentlichen Platzes gipfelten. 

38 Menschen wurden getötet, vor allem Jugendliche. Am 20. 
Dezember trat De la Rüa zurück und und floh in einem Hub¬ 
schrauber aus seinem Palast, während sich die Straßenkämpfe 
fortsetzten. Die Arbeiterinnen und Erwerbslosen, die in der vor¬ 
angegangenen Woche zu zahlreichen Streiks und Straßensper¬ 
ren aufgerufen hatten, beteiligten sich aufgrund bürokratischer 
Kontrolle der Gewerkschaften nicht als Klasse an den Demons¬ 
trationen vor dem Regierungssitz, sondern nur als Individuen. 
Die Demonstrantlnnen, sich selbst überlassen, schafften es 
zwar, De la Rüa aus seinem Amt zu drängen, konnten jedoch 
die bürgerliche Staatsgewalt, die am Ende immer auf repressi¬ 
ve Kräfte zurückgreift, ohne die breite Beteiligung des Arbeite¬ 
rinnensektors nicht brechen. Das Fehlen einer revolutionären 
Partei verhinderte das Fortschreiten einer Bewegung mit klaren 
politischen Zielen. 

So verwandelte sich die Bewegung nicht zu einem 
Aufstand, einem „Argentinazo", sondern zu einer An¬ 
sammlung unterschiedlicher Aktionen: Plünderungen, 
Demonstrationen, Straßenkämpfe auf dem Plaza de 
Mayo. „Sie müssen alle gehen!" lautete die Parole der 
Massen, doch die Beschränkungen dieses Prozesses 
ermöglichten es den Parteien der Bourgeousie, an der 
Macht zu bleiben. 


Z ehn Jahre sind vergangen seit jenen großen Massenaufstän¬ 
den in Argentinien, die zum ersten Mal seit der Rückkehr 
zur Demokratie 1983 zum Sturz einer frei gewählten Regierung 
geführt und damit ein neues politisches Zeitalter im Land ein¬ 
geleitet haben. Dieses Ereignis setzte die Möglichkeit auf die 
Tagesordnung, die historische Niederlage der Arbeiterinnen¬ 
bewegung zu überwinden, die durch die letzte Militärdiktatur 
durchgesetzt wurde. Angesichts der aktuellen kapitalistischen 
Krise ist der Prozess von Argentinien 2001 heute ein Beispiel 
größter Aktualität, um die Massenrebellionen, die das „stabile 
Europa" in den letzten Jahren erschüttert haben, zu verstehen. 
Die Lehren aus dem gesamten Prozess zu ziehen sowie die bes¬ 
ten Erfahrungen von 2001 wieder aufzunehmen, ist heute eine 
zentrale Aufgabe, um ein Programm und eine Strategie zu ent¬ 
wickeln und eine Partei aufzubauen, die siegen will. 


Revolutionäre Tage 

Die '90er Jahre waren voll von reaktionärer Ideologie, die soziale 
Kämpfe verurteilte, über die Abwesenheit der Arbeiterinnenbe¬ 
wegung theoretisierte und die Zukunft einer kapitalistischen 
Wohlstandsgesellschaft versprach. Die Stimme der Herrschen¬ 
den sprach vom Ende der Geschichte. Aber die Realität wendete 
sich und mit steigendem sozialen Widerstand verstärkten sich 
die immer aggressiveren Maßnahmen eines Neoliberalismus auf 
Konfrontationskurs. DieserWiderstand in Argentinien begann ab 
1996 mit den Straßenblockaden der Arbeitslosen („Piqueteros"). 

Die Regierung des neuen Präsidenten De la Rüa weitete die 
antisozialen Maßnahmen noch aus, mit Kürzungen im Gesund- 
heits-, Bildungs- und Sozialhilfebereich sowie Lohnkürzungen 
von 13 Prozent bei Lehrerinnen und Arbeiterinnen im öffent¬ 
lichen Dienst. Ihren Höhepunkt fand die neoliberale Politik im 
sogenannten„corralito", bei dem die Ersparnisse der Mittel- und 
Unterschicht von den Banken beschlagnahmt wurden, um den 
„internationalen Verpflichtungen" gerecht zu werden. 

Diese Vertiefung rezessiver Sparmaßnahmen eröffnete ei¬ 
nen neuen Zyklus der Widerstandsbewegung der Massen, ins¬ 
besondere der Arbeiterinnen, der sich in den Tagen des 19. und 
20. Dezember entladen sollte. 

Im Dezember 2001 zeichneten sich die verschiedenen Ak- 
teurlnnen dieses historischen Dramas ab, jeweils mit unter¬ 
schiedlichen Methoden des Kampfes und unterschied¬ 
lichen Programmen. Die Arbeiterinnen organisierten 
einen weiteren Generalstreik am 13. Dezember 2001. 

Diesmal legte der Streik die wichtigsten städtischen 
Zentren lahm und wurde von den breiten Massen 
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Krise der Autorität 

Die Tage des 19. und 20. Dezember etablierten ein neues Kräf¬ 
teverhältnis, welches nicht von denjenigen, die die staatliche 
Macht übernahmen, ignoriert werden konnte. So sahen sie 
sich gezwungen, alle möglichen demagogischen Versprechen 
zu machen, immer im Versuch, die Autorität wiederzuerlangen 
und zu verhindern, dass die Krise das politische Personal des 
Staates weiter hinwegfegen würde. Das war die Aufgabe des 
„Kirchnerismus" (unter den Regierungen von Nestor Kirchner 
und dann von Cristina Fernändez de Kirchner). 

Die ökonomische Erholung, die im Jahr 2003 begann, war 
ein essentielles Element des Erfolgs des restaurationistischen 
Projekts. Und diese Erholung hatte zwei wichtige Motoren: Die 
Entwertung des Peso, welche eine Plünderung der Löhne bedeu¬ 
tete und die argentinische Wirtschaft relativ „wettbewerbsfähig" 
machte; und das Wachstum auf internationaler Ebene, welche 
insbesondere die Rostoffe, die das Land exportiert, favorisierte. 

Die Infragestellung der staatlichen Macht und die Forde¬ 
rungen, die während der Tage von 2001 in den Straßen ge¬ 
stellt wurden, konnten sich unter der Kirchner-Regierung nicht 
durchsetzen. So wurden sie zwar im Diskurs angenommen, 
partielle Forderungen erfüllt und die Form staatlicher Politik 
geändert, aber die Substanz des halbkolonialen argentinischen 
Kapitalismus blieb bis heute intakt. 


Das Erbe von 2001 

Während die Krise von 2001 also „von oben" gelöst werden 
konnte, haben die Erfahrungen der revolutionären Tage und 
des Prozesses, der sich danach eröffnete, tiefgehende Tenden¬ 
zen „von unten" und einen neuen „Geist der Epoche" im Be¬ 
wusstsein der Klassen geschaffen. 

Zunächst einmal waren das die Tendenzen zu basisdemo¬ 
kratischen Versammlungen und zu selbstorganisierten Akti¬ 
onen. Die Nachbarschaftsversammlungen, die während der 
Dezembertage entstanden sind, etablierten eine Tradition, 
die von verschiedenen Sektoren der Massenbewegung auf¬ 
genommen wurde. Eine Tradition, die sich mit den Tendenzen 
zur selbstorganisierten Aktion als Weg zur Lösung verschiede¬ 
ner Forderungen kombinierte. Diese Tendenzen hatten in der 
Arbeiterinnenbewegung einen besonderen Ausdruck, wo wir 
einen ausgedehnten Prozess der Besetzung von Betrieben und 
später das Phänomen der Basisgewerkschaftsbewegung, die 
aus einer Kritik an der Gewerkschaftsbürokratie hervorging, 
sehen konnten. 

Die Jugend, die während dieser Tage von 2001 aufwuchs, 
konnte teilweise den herrschenden Individualismus der 90er 
Jahre überwinden; viele dieser Jugendliche traten in Fabriken 
und Betriebe ein und sind Teil einer neuen Generation von Ar¬ 
beiterinnen und Studierenden, die immer noch viel sagen will. 


Zanon gehört den Arbeiterinnen! 


A lsTeil der Erfahrung der revolutionä¬ 
ren Tage des Jahres 2001 betrat die 
Fabrik Zanon zusammen mit Hunderten 
von besetzten Fabriken, deren Arbeite¬ 
rinnen die Produktion selbst in die Hand 
nahmen, die Bühne der Geschichte, um 
zu zeigen, dass die Arbeiterinnenklasse 
lebendig und bereit dazu war, sich neu 
zu formieren und ihre Tradition wieder¬ 
zuerlangen. 

Zanon in der Stadt Neuquen gehört 
zu den größten Keramik-Fabriken in La¬ 
teinamerika. Der alte Luigi Zanon, der 
ehemalige Besitzer, war einer der Unter¬ 
nehmerinnen, die sich mit dem Aufstieg 
des Neoliberalismus unter der Präsi¬ 
dentschaft von Carlos Menem (1989-99) 
massiv bereichert haben. Während die 
Arbeiterinnen an den Fließbändern teil¬ 
weise ihre Leben verloren, füllte Zanon 
seine Taschen mit Geld. 

Doch im Jahr 2001 gingen die Men¬ 
schen auf die Straße und riefen „Sie 
müssen alle gehen!" gegen die Politi¬ 
kerinnen, die die schmutzige Arbeit ge¬ 
leistet haben, damit die Kapitalistlnnen 
vor einer Krise, die sie selbst geschaffen 
hatten, gerettet werden konnten. Luigi 
Zanon schloss die Keramikfabrik, haute 
mit Millionen Dollar an staatlichen Sub¬ 
ventionen ab und ließ Hunderte von 
Arbeiterinnen auf der Straße. Er dachte 
nicht daran, dass die Arbeiterinnen kei¬ 
ne Chefs brauchen, um zu produzieren. 
Und so begann Anfang 2002 nach der 
Besetzung der Fabrik auch die Produkti¬ 
on unter Arbeiterinnenkontrolle. 


Die Entschlossenheit der Arbeiterin¬ 
nen in dieser Situation kann nur mit ei¬ 
nem Blick in die Vergangenheit verstan¬ 
den werden. Als der Chef noch da war, der 
die Gewerkschaftsbürokratie als Eingreif¬ 
truppe hatte, begannen die Arbeiterin¬ 
nen von unten, eine klassenkämpferische 
Basisbewegung zu organisieren (welche 
von Mitgliedern der PTS mit unabhängi¬ 
gen Arbeiterinnen gebildet wurde). Sie 
eroberten den Betriebsrat von der Ge¬ 
werkschaftsbürokratie zurück. 

Nach der Krise von 2001 kamen 
die Jahre des „Wohlstands" und des 
„Rekord"-Wachstums. Die Arbeiterinnen 
von Zanon konnten ihre Erfahrungen auf 
andere Fabriken wie Stefani ausweiten, 
die ebenfalls dem Weg der Arbeiterin¬ 
nenselbstverwaltung folgten. Mit diesen 
Beispielen des Kampfes schmiedeten 
die Arbeiterinnen ein Bündnis mit den 
Massen der Provinz Neuquen, das bis 
heute hält. Deswegen waren die Arbeite¬ 
rinnen, als die Polizei sie aus der Fabrik 
zu vertreiben versuchte, nicht allein: die 
Arbeitslosen, die indigene Mapuche- 
Gemeinde, kämpferische Dozentinnen, 
Arbeiterinnen und auch die Schülerin¬ 
nen und Studierenden riefen: „In Zonon 
kommen sie nicht durch!" 

Basierend auf den Erfahrungen des 
Kampfes gegen die Unternehmerinnen, 
den Staat, die Richterinnen und die Polizis- 
tlnnen schrieben die Zanon-Arbeiterlnnen 
eine ganz andere Geschichte davon, was 
„möglich" ist, im Gegensatz zur Regierung 
und zur Gewerkschaftsbürokratie. Die Er¬ 


fahrung von Zanon unter Arbeiterinnen¬ 
selbstverwaltung, die seit zehn Jahren 
anhält, und der Strömung, die um die 
Arbeiterinnezeitung Nuestra Lucha orga¬ 
nisiert ist, halfen dabei, eine landesweite 
klassenkämpferische Strömung aufzubau¬ 
en - eine Strömung, die die Kämpfe von 
2001 weiterentwickelte und seitdem auch 
die politische Bühne betrat. 

Wie Raul Godoy, Zanon-Arbeiter und 
PTS-Mitglied, zum zehnten Jahrestag 
erklärte: „Zanon ist; wenn es nicht als ein 
Schützengraben dient und einem tieferge¬ 
henden Prozess nützt; völlig bedeutungslos. 
Das Wichtigste an Zanon ist nicht das, was 
erreicht worden ist: weder das Gesetz der 
Enteignung, weder die Genossenschaft noch 
die Selbstverwaltung. Das Wichtigste ist eine 
Reihe von revolutionären Arbeiterinnenka¬ 
dern, mit denen wir gemeinsam (...) eine 
Basisgewerkschaftsbewegung vorangetrie¬ 
ben haben (...), mit der wir versuchen, eine 
nationale politische Strömung aufzubauen; 
denn dies ist die Diskussion, die wir heute 
brauchen, um gemeinsam mit Arbeiterin¬ 
nen und Studierenden eine revolutionäre 
Partei unserer Klasse aufzubauen." chk 



ZUN MCIHCRLESB 


Zanon gehört 
den Arbeiterinnen! 

Eine Belegschaft in Ar¬ 
gentinien übernimmt 
ihre Fabrik - Broschüre 
von 20 Seiten - 7 € oder 
auf unserer Website lesen 









INTERNATIONAL 


Die Weltwirtschaft vor 
einem neuen Wendepunkt? 


von Paula Bach (PTS, Buenos Aires) 

E ine der drei wichtigsten Rating-Agenturen weltweit, die an¬ 
gelsächsische Agentur Moody's, drohte damit, die Bonität 
von 87 Banken aus 15 Ländern der Europäischen Union herab¬ 
zusetzen. Italien musste gestern zur Erlangung von Krediten auf 
den Märkten einen höheren Zinssatz zahlen, als Griechenland, 
Portugal oder Irland zu dem Zeitpunkt zahlen mussten, als diese 
Länder „gerettet" wurden. Portugal zahlte heute einen Zinssatz, 
der diese Zahlen fast verdoppelte. Die EU bereitet sich auf einen 
neuen Gipfel am 9. Dezember vor, nachdem sie die Versprechen 
früherer Gipfel nicht gehalten hatte. Aus den Reihen des Inter¬ 
nationalen Währungsfonds (IWF) verlautete eine Ankündigung, 
die später dementiert wurde, dass der IWF 600 Milliarden Dollar 
beisteuern würde, um den Kollaps der italienischen Wirtschaft, 
der drittgrößten der Eurozone, zu verhindern. Erst neulich hat¬ 
ten die Federal Reserve Bank der USA (Fed), die Europäische 
Zentralbank (EZB) und die Zentralbanken Englands, Japans, Ka¬ 
nadas und der Schweiz eine koordinierte Aktion angekündigt, 
um die Liquidität des weltweiten Finanzsystems zu garantieren. 
Die Börsen der wichtigsten ökonomischen Zentren der Welt be¬ 
finden sich auf einer konstanten Achterbahnfahrt, ein Vorspiel 
der kommenden großen Ausbrüche. 

Es ist nicht nur Europa... 

Der Brennpunkt der Krise befindet sich zweifellos in der Eurozo¬ 
ne und Europa ist schon in eine Situation leichter Rezession ein¬ 
getreten. Dennoch: Die Wirtschaft der USA wächst mit mageren 
1,7% (gegenüber den schon schwachen 2,5%, die erwartet wur¬ 
den und die überhaupt nicht ausreichen, um die Arbeitslosigkeit 
zu absorbieren und eine Antwort auf die Spannungen der Welt¬ 
wirtschaft zu geben), und einige ihrer wichtigsten Banken sind 
in kritischem Zustand. Die USA sieht sich mit Insolvenzen wie der 
erst kürzlich angekündigten von American Airlines konfrontiert, 
genau wie mit Drohungen der Rating-Agenturen, ihre Bonität 
herabzusetzen aufgrund des Scheiterns der Kommission des Ka- 

Der Brennpunkt der Krise befin¬ 
det sich zweifellos in der Euro¬ 
zone, doch die Wirtschaft der 
USA wächst mit mageren 1,7%. 



pitols, Haushaltskürzungen für die nächsten Jahre zu vereinba¬ 
ren. Die rezessiven Tendenzen und die tiefe Krise der Eurozone 
und Europas insgesamt genau wie die extreme Schwäche der 
Erholung der USA haben schon dazu geführt, dass die chinesi¬ 
schen Exporte in beide Regionen zurückgegangen sind. Als Kon¬ 
sequenz daraus hat sich in China ebenfalls das Wachstum des 
BIP verlangsamt - und obwohl das Wachstum weiterhin hoch ist 
(9,5% gegenüber 10,2% im Jahr 2010), stellt es die chinesische 
Wirtschaft mittelfristig vor schwerwiegende Probleme. 

Die Ungleichheiten, die 2010 dazu tendierten, sich relativ 
„heilsam" für das Kapital zu kombinieren, drohen jetzt, sich zu 


seinem Verderb zu kombinieren und dadurch die wirklichen 
Grenzen der falsch genannten„Entkopplung" 1 aufzuzeigen. Wir 
beziehen uns auf die Methode von Leo Trotzki, die vorschlägt, 
die allgemeinen Tendenzen der Wirtschaft nicht nur durch 
wirtschaftliche Indikatoren, sondern auch in Anbetracht der 
Beziehungen zwischen den Staaten zu analysieren. Diese hat 
sich, obwohl wir uns in einer Situation befinden, die von den 
1920er Jahren sehr verschieden ist, erneut gegenüber all denen 
als korrekt erwiesen, die sich vor etwas weniger als einem Jahr 
dazu hinreißen ließen, die Krise für beendet zu erklären. 

Deutschland und der EU-Gipfel 

In diesem allgemeinen Kontext muss die sehr kritische Situation 
Europas und der Eurozone interpretiert werden. Deutschland 
verdammt heute, nachdem es während des letzten Jahrzehnts 
von den schwächsten Ländern der Zone gelebt hat, genau diese 
Länder zu einer tiefen Rezession. Bisher weigert sich Deutsch¬ 
land zudem, Eurobonds einzuführen und steht einer massiven 
Intervention der EZB ablehnend gegenüber. Kombiniert mit 
der Schwäche der USA und der verringerten Kapazität Chinas, 
Importe zu absorbieren, eröffnen sich damit die Türen zum 
Untergang Deutschlands gemeinsam mit seinem Hinterhof. 
Angesichts dieses Sturms, der sich am nahen Horizont abzeich¬ 
net, entwickeln sich intensive Verhandlungen: Diese setzen 

- ohne allzu große Klarheit - den Versuch voraus, in Richtung 
einer Fiskalunion der stärksten Länder der Zone (aller diejeni¬ 
gen, die ein AAA-Rating haben) voranzuschreiten. Diese Union 

- die nicht nur die Kontinuität der brutalen „Rettungspakete" 
für die schwächsten Länder bedeuten würde, sondern auch 
verschärfte Kürzungsprogramme in den „stärkeren" Ländern - 
würde gleichzeitig die Tore zu einer Art gemeinsamer Aktion 
und wahrscheinlich zu einer Art„Eurobonds" öffnen. Diese spe¬ 
ziellen Bonds würden aber nur von den „Starken" ausgegeben 
werden und so die Kosten vermeiden, die Deutschland nach 
den jetzigen Modellen nicht zahlen will. Nach diesen würden 
sich nämlich auch die Zinssätze Deutschlands erhöhen, weil es 
dann eine Verbindung zu den „Schwachen" in einer gemeinsa¬ 
men Anleihe hätte. Wenn eine Fiskalunion einiger Länder zu¬ 
sätzlich zur Währungsunion geschaffen würde, hätte die EZB 
gleiche Bedingungen angesichts möglicher Bank Runs [etwa: 
„Ansturm auf eine Bank"] wie die anderen Zentralbanken. Die 
Zentralbanken der verschiedenen Länder haben ihre Staatskas¬ 
sen hinter sich, aber die EZB nicht. Eine Fiskalunion der stärks¬ 
ten Länder würde erlauben, dass die Staatskassen der Länder 
mit AAA-Rating für die EZB antworten, falls sich die Krise in eine 
ungünstige Richtung entwickelt. Offensichtlich ist die Frage der 
Fiskalunion ein Schlüsselelement, das Merkel durch bilaterale 
Abkommen zu lösen versucht, um die Notwendigkeit zu um¬ 
gehen, dass alle 27 EU-Länder einer Änderung der Verträge von 


1. Mit Entkopplung ist die Vorstellung gemeint, die sogenannten auf¬ 
strebenden Länder, allen voran China, könnten den imperialistischen 
Ländern, allen voran der USA, den Rang als Motoren der Weltwirtschaft 
streitig machen und somit ihre wirtschaftliche Rolle übernehmen, also 
eine von der Krise der zentralen Länder„entkoppelte" Entwicklung 
durchlaufen. Diese Theorie besagt somit explizit, dass es nicht zu einem 
Fall der Weltwirtschaft kommen kann, selbst wenn die USA fallen 
würden. 
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Lissabon zustimmen müssten, was wahrscheinlich Jahre dau¬ 
ern würde. Die Fiskalunion könnte so eine massive Intervention 
der EZB ermöglichen, worauf Frankreich, Italien, Spanien und 
die USA unter anderem verzweifelt warten und was die außer 
Kontrolle geratenen Finanzmärkte beruhigen könnte, wenn 
auch sicherlich nicht für sehr lange... 

Die Frage aller Fragen 

Auch wenn die massive Intervention der EZB Realität würde, 
muss man bedenken, dass diese Eindämmung der Krise den¬ 
noch weit davon entfernt wäre, das Voranschreiten der Rezes¬ 
sion, das schwache Wachstum der USA und noch weniger das 
geringere Wachstum Chinas (welches Resultat der sinkenden 
Exporte sowohl nach Europa als auch in die USA ist) zu vermei¬ 
den. Aber wenn Deutschland (und Frankreich) die Intervention 
der EZB nicht ermöglichen, und auch der IWF nicht interveniert, 
dann würde sich die Gesamtsituation beschleunigen und schon 
nicht mehr zu einem neuen„Lehman Brothers" führen, sondern 
zu einer Katastrophe viel größeren Ausmaßes. Der Bankrott 
Italiens wäre weder einem „Lehman Brothers" ähnlich, noch 
wäre es vergleichbar mit dem Bankrott Griechenlands, welcher 
ohnehin schon sehr viel schwerwiegender als eine Neuauflage 
„Lehmans" wäre. Die Tendenzen zur Liquidierung des Euros 
sind latent. Das Problem ist, dass falls Deutschland den Euro 
fallen ließe, würde es sich selbst liquidieren, sowohl vom finan¬ 
ziellen Standpunkt als auch vom Standpunkt des Außenhan¬ 
dels aus, in einer Situation, in der China schon nicht mehr eine 
Gegentendenz (wie mit der „Stärke" des Jahres 2010) darstellt, 
sondern vielmehr selbst Teil des Problems zu werden beginnt. 
Das heißt also, wenn „Frau Nein" (so wird die Bundeskanzlern 
Angela Merkel teilweise genannt) weiterhin „nein" sagt, würde 
die Eurozone in eine dunkle Ära eintreten, aber... 

Wohin würde Deutschland 
selbst gehen? 

Die Vertiefung der Wirtschaftskrise verursacht tiefgehende po¬ 
litische Krisen und Tendenzen zur Polarisierung nach links und 
rechts. Neben den kürzlich geschaffenen „technischen" bona¬ 


partistischen Regierungen Griechenlands und Italiens 2 , die von 
den Regierungen Merkels und Sarkozys vorangetrieben wurden, 
entwickeln sich selbst in den stärksten Ländern der Eurozone 
nicht nur xenophobe Tendenzen, sondern auch „europhobe" 3 
Parteien sowie tiefschürfende Tendenzen innerhalb der deut¬ 
schen Regierungskoalition, die klar gegen die EZB-Intervention 
sind. Wenn die Eurozone auseinander brechen würde, würde 
Deutschland in eine tiefe Rezession eintreten (schon die Wachs¬ 
tumsprognose für 2012 beträgt weniger als 1 %). Eine solche Si¬ 
tuation würde Deutschland in eine tiefe Krise stürzen, da es seine 
wichtigsten Exportziele verlieren würde, was zudem mit einem 
Kettenbankrott der wichtigsten deutschen Banken einhergehen 
würde. In diesem Kontext würde Deutschland in eine Abwärts¬ 
spirale geraten. Die angebliche Angst vor der Inflation (eine Er¬ 
innerung an die Epoche vor Hitlers Aufstieg zur Macht) als Ar¬ 
gument gegen die Geldausschüttung durch die EZB könnte die 
Bedingungen für eine tiefgehende Deflation vorbereiten, die in 
eine ähnliche Richtung führen würde (Krise, Klassenkampf und 


Wie man es auch 
nennen möchte: 
Die Weltwirtschaft 
bewegt sich unauf¬ 
haltsam abwärts. 


Die Wirtschaftskrise erschafft 
tiefgehende politische Krisen 
und Tendenzen zur Polarisie¬ 
rung nach links und rechts. 


scharfe politische Polarisierung in Deutschland selbst), wenn 
auch auf einem anderen Weg. Und selbst wenn sich schluss¬ 
endlich ein Plan der massiven Intervention der EZB durchsetzen 
würde, würde er diese Perspektive nur hinauszögern. 

7 . Dezember 2011 - zuerst erschienen in „La Verdad Obrera" Nr. 455 


2. Siehe: Claudia Cinatti: JtJierf Berlusconi geht, Monti kommt", http:// 
www.klassegegenklasse.org/italien-berlusconi-geht-monti-kommt/. 

3. Siehe: Juan Chingo:„Ein neuer bonapartistischer Kurs in Europa". In 
diesem Heft. 










INTERNATIONAL 


Ein neuer bonapartistischer 
Kurs in Europa 


Regierung der nationalen Einheit mit der extremen Rechten in Griechenland, tech¬ 
nische Regierung in Italien, Regierung der postfaschistischen Rechten in Spanien - 
wir Arbeiterinnen müssen diesen reaktionären Kurs stoppen! 


von Juan Chingo (CCR, Paris) 

W ie wir bereits in früheren Publikationen vorhersagten, ist 
durch die Beschleunigung der Krise und das Ende der 
einfachen Auswege aus derselben 1 eine neue Situation ent¬ 
standen: Die Verwandlung der Wirtschaftskrise in eine politi¬ 
sche Krise. In wenigen Wochen hat diese Situation für wahre 
Finanz-,putschen" gesorgt, die zum Sturz von zwei Regierun¬ 
gen - Griechenland und Italien - und ihrer Ersetzung durch 
Regierungen, die den Diktaten Merkozys fügsam sind, geführt 
haben 2 . Diese Regierungen der„nationalen Einheit" bonapartis- 
tischen Charakters kündigen nichts Gutes für die Arbeiterinnen 
an, nicht nur in wirtschaftlich-sozialer Hinsicht, sondern auch 
auf Ebene der elementaren demokratischen Rechte. Etwas ähn¬ 
liches ist in Spanien nach den Wahlen, bei denen die Partido 
Populär (Volkspartei) den Sieg errungen hat, zu erwarten. Es ist 
fundamental, die Antwort auf diesen Kurs vorzubereiten, auch 
wenn einerseits die reaktionären Tendenzen, aufgrund der Grö¬ 
ßenordnung der Krise, immer noch Schwierigkeiten haben, sich 
zu konsolidieren, andererseits die Energie der Massen noch 

In wenigen Wochen hat diese Situ¬ 
ation für wahre Finanz-,,Putsche" 
gesorgt, die zum Sturz von zwei 
Regierungen geführt haben. 

längst nicht ausgeschöpft ist, sondern in vielen Fällen noch gar 
nicht zur Entfaltung kam. 

Die dringende Aufgabe in der nächsten Periode besteht dar¬ 
in, revolutionäre Parteien aufzubauen, die einen revolutionären 
Ausweg aus den unvermeidlichen Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen den Klassen bieten können. 


Finanzputsche 

Als Antwort auf die steigenden Kämpfe der Arbeiterinnen in 
Griechenland und die zunehmende Unregierbarkeit des Lan¬ 
des nach dem Generalstreik vom 19. und 20. Oktober 3 startete 
Papandreou den Versuch, durch den Ruf nach einem Plebiszit 
ein gewisses Maß an selbstbestimmtes Handeln an den Tag zu 
legen: eine reaktionäre, sogleich verzweifelte wie riskante Maß¬ 
nahme für seine Befehlshaberinnen aus der Politik und der Fi¬ 
nanzwelt. Das reichte schon, damit ihn Merkozy am Gipfel des 
G20 in Cannes erniedrigten. 

Seitdem werden die Griechinnen von den Beiden damit er¬ 
presst, entweder den Wirtschaftsreformen zuzustimmen oder 
aus der Eurozone rauszufliegen. Gleichzeitig verweigern sie den 
Griechinnen die nächste Auszahlung aus dem Notkredit, bis 
die drei Parteien der neuen Regierung der nationalen Einheit 
sich schriftlich verpflichtet haben, einen neuen drakonischen 
Kürzungsplan durchzuführen. Die„antirechte" und „demokrati¬ 
sche" PASOK des „antiautoritären" Papandreou hat sich bei sei¬ 
ner letzten politischen Tat gegenüber der Rechten behauptet, 
die sich in der Stunde der Wahrheit dem von den europäischen 
Anführerinnen aufgezwungenen Konsens beugen musste und 
somit zur Bildung einer Regierung der „nationalen Einheit" 
beigetragen hatte. Die extreme Rechte ihrerseits, die seit dem 
Frühling 2010 die Bildung einer„nationalen Entente" vorschlug, 
um die„Schocktherapie" ohne wenn und aber anzuwenden, ist 
die große Gewinnerin der Vereinbarung, denn sie kommt zum 
ersten Mal seit dem Ende der Diktatur in Griechenland 1974 an 
die Regierung 4 . Das war der Stoff der schlechten Seifenoper, die 
den Anfang der Regierung des Bankers Loukas Papademos aus¬ 
machte, die in letzter Instanz die Interessen der Finanzelite der 
EU verkörpert 5 . 

Noch waghalsiger war das Manöver der deutsch-französi¬ 
schen Achse in Italien. Berlusconi ist untergegangen, bevor 
er die Möglichkeit gehabt hatte, einen ähnlichen „Verrat" wie 
Papandreou in Gang zu setzen.„II Cavaliere" ist aufgrund eines 
typischen Putsches der Märkte nach lateinamerikanischer Art, 
der von Mitgliedern seiner eigenen Partei ausgeführt wurde, 
gestürzt worden. Seit langem hatte Berlusconi das Vertrauen 



1. « L'on IV de Io crise economique mondiale: La f\n des Solutions fociles pour 
en sortir», Juan Chingo, 26/9/2011. http://www.ccr4.org/L-an-IV-de-la- 
crise-economique. 

2. Nach Presseberichten in Europa treffen die Entscheidungen heute in 
Wahrheit die Mitglieder der Frankfurter Runde: IWF-Chefin Christine 
Lagarde, Angela Merkel, Nicolas Sarkozy, EZB-Präsident Mario Draghi, 
EU-Kommissionspräsident Jose Manuel Barroso, der Vorsitzende der 
Euro-Gruppe Jean-Claude Juncker, EU-Ratspräsident Herman Van Rom- 
puy und der Kommissar für Wirtschaft und Währung in der Kommission 
Olli Rehn. Die sogenannte Frankfurter Runde ist genauer gesagt eine 
Fusion zwischen der Hierarchie der EU und der deutschen Finanzwelt, 
eine Art Brüssel an der Ruhr, was das Gewicht und die hegemonischen 
Tendenzen der wichtigsten europäischen Macht spiegelt. 


3. « La greve generale des 19 et 20 octobre marque un tournant dans la Situa¬ 
tion : C'est la poussee de la classe ouvriere qui est derbere la crise politique », 
Philipe Alcoy, 3/11/2011. http://www.ccr4.org/Grece-C-est-la-poussee- 
de-la. 

4. « Coup d'Etat et gouvernement d'union nationale en Qrece: L'analyse de 
l'OKDE Ergatiki Pali», 26/11/2011. http://www.ccr4.org/Coup-d-Etat-et- 
gouvernement-d. 

5. Papademos war zwischen 1994 und 2002 Direktor der Bank von Grie¬ 
chenland. In seiner Amtszeit als Gouverneur der griechischen Noten¬ 
bank fiel der Übergang von der Griechischen Drachme zum Euro, die 
Papademos und der Sozialdemokrat Costas Simitis, wichtigster Referent 
des Neoliberalismus in Griechenland und Freund der deutschen Inter¬ 
essen, maßgeblich bestimmten. Von 2002 bis 2010 war er Vizepräsident 
der Europäischen Zentralbank. 








der Bosse, der Banker, der„Märkte" und seiner Verbündeten der 
Europäischen Union, allen voran Merkel und Sarkozy, verloren. 
Sie hielten Berlusconi für komplett unfähig, das harte auferleg¬ 
te Kürzungspaket durchzusetzen, das notwendig geworden 
wäre, um einen möglichen Ausfall der italienischen Schulden 
zu vermeiden. Es waren genau diese Kräfte - Bosse, Banken, die 
EU und der IWF die den Sturz von Berlusconi beschleunigten 
und heute die Stütze der neuen „technischen" Regierung von 
Mario Monti, einem liberalen Ökonomen und Exkommissar der 
Europäischen Union 6 , sind. Monti wurde vom Präsidenten Gi¬ 
orgio Napolitano ernannt, damit er die Interessen der großen 
einheimischen und europäischen Kapitalistlnnen schützt und 
die Krise auf die Arbeiterinnen und die Mehrheit der Bevölke¬ 
rung abwälzt. 

Erste Schritte des Bonapartismus 

Angesichts des riesigen Drucks, den die internationale Krise 
und der Widerstand der Arbeiterinnenklasse auf das bürger¬ 
lich-demokratische Regime in den imperialistischen Ländern 
der EU ausüben, ist die Definition von Antonio Gramsci über 
den „modernen Cäsarismus" heute klarer denn je. So sagte der 
italienische kommunistische Anführer: „Es kann auch ohne die 
Figur eines Casars, ohne das Erscheinen einer 'heldenhaften' und 
repräsentativen Persönlichkeit cäsaristische Lösungen geben. Das 
parlamentarische System bot auch einen Mechanismus für die Lö¬ 
sung solcher Kompromisssituationen.... Jede Koalitionsregierung 
ist ein Anfangsgrad von Cäsarismus, der sich zu bedeutenderen 
Formen entwickeln kann...“ 7 , d.h., es handelt sich um eine „ei¬ 
genmächtige Lösung" in einer Situation, in der die Auseinan¬ 
dersetzung zwischen den fundamentalen Klassen noch nicht 
entschieden worden ist. Das ist der Fall bei der Regierung der 
nationalen Einheit in Griechenland,die von einemTechnokraten 
angeführt wird, oder auch im Fall der technischen Regierung in 
Italien. Diese sogenannten „Technokratlnnen" sind weder apo¬ 
litisch noch neutral. Sie werden vielmehr aufgrund ihrer Fähig- 


6. Dieser alte europäische Kommissar hatte einmal eine„Erfahrung" in 
der privaten Wirtschaft als Direktor von Coca Cola und, wie könnte es 
anders sein, als„internationaler Berater" von Goldman Sachs. 

7. Antonio Gramsci: Gefängnisbriefe. 16. bis 21. Heft. «Notes surMachiavel 
sur la politique et sur le prince moderne » (Eigene Übersetzung). 


keiten, tiefgreifende unsoziale Maßnahmen durchzuziehen, 
ohne dabei dem Druck der Proteste zu erliegen, ausgewählt 8 . 
Wie es einer der ex-Kolleglnnen des Ministerpräsidenten beim 
EZB sagte: „An der Spitze der griechischen Regierung wird er [Pa¬ 
pademos] lernen müssen, hart durchzugreifen, Unzufriedenheit 
auszulösen!' 9 

Diese bonapartistische (bzw. cäsaristische) Tendenz, die 
sich durch das Aufzwingen von Regierungen, die sich über die 
Klassenspannungen stellen, ausdrückt, versucht auf der einen 
Seite, die repressiven Mechanismen des Staates zu verfeinern 10 . 


Die Repression ist 
europaweit auf 
dem Vormarsch 
- hier in Athen 


8. Als ob es nicht genügend Beweise über den dienlichen Charakter 
gegenüber dem großem Kapital der„technischen" Regierung von 
Monti gäbe: Ein kurzer Blick auf die Personalbesetzung seines Kabinetts 
spricht ganze Bände: Sie wird unter anderem zusammengesetzt aus Fi¬ 
guren aus der Finanzwelt und den großen Unternehmen, wie Corrado 
Passera, Vorstandsvorsitzender der Banca Intesa, die er 2006 mit dem 
Turiner Kreditinstitut Sanpaolo IMI zur zweitgrößten italienischen Bank 
Intesa Sanpaolo vereinigte. Nun leitet Passera seit November 2011 das 
Ministerium für Infrastruktur, Verkehr und wirtschaftliche Entwicklung. 

9. « M. Papademos designe premier ministre en plein chaos politique et 
economique», Clement Lacombe et Allain Salles, Le Monde 12/11/2011. 
Die„Meinung" der Märkte fasste Tina Fordham von der Citigroup gut 
zusammen:„Wir denken, dass eine technokratische Regierung der 
nationalen Einheit die beste Option ist, um die Reformen durchzufüh¬ 
ren und das Vertrauen der Investoren zu erhalten. Mit einer Zusam¬ 
mensetzung, die von der linken bis zur rechten Seite des politischen 
Spektrums reicht und vertrauensvolle Anführer besitzt, handelt es sich 
unserer Meinung nach um die beste Möglichkeit, unter der Bedingung, 
dass sie lange genug dauert, um die Reformen in die Praxis umzuset¬ 
zen." 

„So wie die reifen Demokratien mit der Staatsschuldenkrise zu kämpfen 
haben, können technokratische,apolitische' Regierungen eine sehr 
gute Möglichkeit sein, wenn das öffentliche Vertrauen in die Politiker 
schwindet, Widerstand gegen strukturelle Reformen besteht und die 
politischen Parteien Angst vor den Konsequenzen an den Urnen ha¬ 
ben, wenn sie schmerzhafte Reformen anwenden." „This is no democra- 
cy-Europe is being run byacabal", Larry Elliott,The Guardian 9/11/2011. 

10. Der moderne Cäsarismus ist eher polizeilich als militärisch: Gramsci 
schrieb in dem zitierten Werk:„Dennoch hat der Cäsarismus selbst 
in der modernen Welt einen gewissen Spielraum, je nach Land und 
seinem relativen Gewicht in der Weltstruktur mehr oder weniger groß, 
denn eine soziale Form hat,immer' die marginale Möglichkeit, sich 
weiterzuentwickeln, seine Organisation durchzusetzen, und sie kann 










INTERNATIONAL 


auf der anderen Seite die klassischen Mechanismen der bereits 
stark verdorbenen bürgerlichen Demokratie zu beschränken, 
wie z.B. den Parlamentarismus. Somit zeichnet sich dieTendenz 
ab, die Diktatur des Großkapitals offenzulegen. Es war kein 
Zufall, dass eine der ersten Forderungen von Papademos und 
seinen europäischen Unterstützerinnen war, die Idee von vor¬ 
gezogenen Neuwahlen beiseite zu schieben, obwohl Samaras 
und Nea Demokratia dies als Bedingung für die Unterstützung 
einer Regierung der nationalen Einheit gestellt hatten. Heute 
besteht absolut keine Klarheit, wie weiter damit umzugehen sei. 
Um die Regierung zu übernehmen, hat Monti seinerseits gefor¬ 
dert, wenigstens anderthalb Jahre im Amt zu bleiben, bevor die 
parlamentarischen Wahlen stattfinden sollten. Er braucht diese 
Zeit, um die tiefgreifenden wirtschaftlichen Reformen durchzu¬ 
führen, die von der Europäischen Union gefordert werden. 

Der instabile Charakter der prä¬ 
ventiven Bonapartismen und die 
Schwäche der herrschenden Klasse 

Griechenland und Italien zeigen die ersten Etappen des Über¬ 
gangs vom Parlamentarismus zum Bonapartismus. Im Unter¬ 
schied zum Bonapartismus faschistischen Ursprungs (Mussoli¬ 
ni, Hitler, das Franco-Regime nach dem Bürgerinnenkrieg, die 
Militärdiktatur Metaxas in Griechenland 1936, usw.), der aus der 
Zerstörung, Enttäuschung und Demoralisierung der Massen 
hervorging, was zur Stabilität dieser Regimes beitrug, spiegeln 
die aktuellen Fälle von Bonapartismus - welche nach Trotzkis 
Analyse zum Bonapartismus in Deutschland als bonapartisti- 
sche Vorbeugungsregierungen oder auch vorbonoportistische Re¬ 
gierungen' 1 ' 1 definiert werden können - das instabile und kurz¬ 
lebige Gleichgewicht zwischen den antagonistischen Lagern 
wider. Gleichzeitig und trotz der Einheitsbekundungen sind sie 
der Beweis für die Schwäche der herrschenden Klasse. 

Ein bedeutungsvolles historisches Beispiel während der an¬ 
deren historischen Krise des Kapitalismus vor achtzig Jahren ist 
das zweite Kabinett Brünings in den letzten Jahren der Weima¬ 
rer Republik (10. Oktober 1931 bis zum 1. Juni 1932). Deshalb 
ziehen einige Autorinnen eine Parallele zwischen der heutigen 
Situation und der Situation in Deutschland während der Gro¬ 
ßen Depression. Demnach befände sich Europa heute im Jah¬ 
re 1931 der Krise. Damals war Deutschland, im Unterschied zu 
seiner jetzigen Situation als Geberland, ein Schuldnerland, das 
nach der Zerstörung durch den Ersten Weltkrieg und die Ein¬ 
forderungen des Versailler Vertrags deshalb wiederaufgebaut 

Ein bedeutungsvolles histo¬ 
risches Beispiel ist das zweite 
Kabinett Brünings in den letzten 
Jahren der Weimarer Republik 


das mit dem Börsencrash von 1929 und der Großen Depressi¬ 
on eingeläutet wurde, veranlasste die USA, die Beziehungen zu 
ihren Schuldnerinnen zu verschärfen. Von dem Zeitpunkt an 
stoppten die USA den Kreditfluss nach Deutschland, Österreich 
und Ungarn und forderten gleichzeitig die Rückzahlung der al¬ 
ten Darlehen in Dollar statt Reichsmark - und das während die 
Dollar aus den deutschen Bankeinlagen abflossen - und entzo¬ 
gen somit der Reichsbank die Devisen. 

Ende 1930 ging die letzte vom Sozialdemokraten Hermann 
Müller geführte Mehrheitsregierung durch einen Konflikt um 
die Reform der Arbeitslosenversicherung unter. An die Stelle 
der bisherigen Großen Koalition trat ein bürgerliches Minder¬ 
heitskabinett unter der Führung des katholischen Zentrum¬ 
spolitikers Heinrich Brüning. Seine wichtigsten Ziele waren 
die Frage der Kriegsentschädigungen, die Verringerung der 
Arbeitslosigkeit und die Sanierung des Staatshaushalts mittels 
einer deflationistischen Politik. Brüning leitete für kurze Zeit 
kommissarisch auch das Reichsministerium der Finanzen. Im 
Juli 1930 lehnte der Reichstag seinen Finanzplan ab, woraufhin 
Brüning ihn einen Monat später auflöste. Am 14. September 
1930 wurde der neue Reichstag gewählt, und die NSDAP stei¬ 
gerte die Anzahl ihrer Sitze von 12 auf 107. Brüning bildete eine 
Minderheitsregierung, die von der SPD 12 toleriert und vom Prä¬ 
sidenten unterstützt wurde. Durch Notverordnungen versuch¬ 
te er, eine Deflationspolitik durchzusetzen, um den Effekten der 
sich verschlimmernden Wirtschaftskrise entgegenzuwirken. 
Dennoch schaffte es Brüning trotz der enormen unternomme¬ 
nen Anstrengungen - die in letzter Instanz zu seinem Fall und 
der Stärkung der Extreme, vor allem der NSDAP, führten - nicht, 
die Wirtschaftslage zu verbessern. Wie ein heutiger Analyti¬ 
ker bezüglich jener Zeit sagt: „Um Dollar zu verdienen, musste 
Deutschland sein riesiges Leistungsbilanzdefizit in Handelsbilanz¬ 
überschuss verwandelnd 3 „Wie Griechenland heute war auch 
Deutschland damals in einem Währungskorsett. Deutschland hat¬ 
te seine Währung an den Goldstandard gebunden und konnte sei¬ 
ne Währung nicht abwertend 4 „Jedoch auch wenn Deutschland 
den Goldstandard verlassen hätte, fürchteten sich Brüning und sei¬ 
ne Wirtschaftsberater vor den Inflationseffekten einer Entwertung 
und einer Wiederholung der Hyperinflation von 7 923. 

Da die Dollar aus dem Ausland wegblieben, mussten Kosten und 
Löhne runter - in zwei Jahren verringerte Brüning die Staatsausga¬ 
ben um 30 Prozent. Der Kanzler erhöhte die Steuern und verringerte 
die Ausgaben für Soziales im Rahmen wachsender Arbeitslosigkeit 
und Armut. Das BIP fiel 1931 real um 8 Prozent, und ein Jahr später 
um 13 Prozent; gleichzeitig stieg die Arbeitslosigkeit bis 30 Prozent 
und das Geld floh ins Ausland. Die Leistungsbilanz erholte sich von 
einem riesigen Defizit zu einem kleinen Überschuss. 

Doch die harte Deflationspolitik konnte das Vertrauen der Fi¬ 
nanzmärkte nicht wiederherstellen: Die amerikanischen Investoren 
streikten weiter, die deutsche Wirtschaft sackte ein und damit auch 
die Steuereinnahmen des Staates; gleichzeitig machten die USA ihre 
Märkte mit den Smoot-Hawley-Zöllen dicht, um ihre Wirtschaft vor 
ausländischen Importen zu schützen; darüber hinaus verringerte 
die Große Depression in den USA die Nachfrage nach Importen 
massiv. Das traf alle Länder, die mit ihren Exporten Dollar verdie¬ 
nen mussten, um ihre Schulden in Dollar bezahlen zu können. 



werden konnte, weil das US-amerikanische Kapital in der zwei¬ 
ten Hälfte der 20er Jahre einen Verschuldungszyklus in Gang 
brachte. Das Ende des instabilen Gleichgewichts dieser Jahre, 


insbesondere auf die relative Schwäche der progressiven antagonis¬ 
tischen Kräfte zählen, die durch die Natur und die spezielle Lebensart 
derselben hervorgerufen wird - eine Schwäche, die erhalten werden 
muss: deshalb sagen wir, dass der moderne Cäsarismus eher polizei¬ 
lich als militärisch ist." Gramsci: Ebd. (Eigene Übersetzung.) 

11. LeoTrotzki: Der einzige Weg. 1932. http://www.marxists.org/deutsch/ 
archiv/trotzki/1932/09/01 -bonfasch.htm. 


12. Sie wollte ein erneutes Abrutschen nach rechts im Deutschen Reich 
vermeiden und die Demokratie Preußens, des größten deutschen 
Staates, erhalten, wo die SPD mit den Demokraten und dem katholi¬ 
schen Zentrum, der Partei Brünings, regierte. Diese konterrevolutionä¬ 
re und von tiefer Anpassung an das bürgerlich-demokratische Regime 
gekennzeichnete Politik resultierte in Mitten der Schärfe der Krise und 
des Herannahens gewaltsamer Lösungen fatal. 

13. „European Austerity-Is this 1931 All Over Again?", Fabian Lindner, Social- 
Europe Journal, 23/11/2011. http://www.social-europe.eu/201 1/11/ 
european-austerity-is-this-1931-all-over-again/. (Eigene Übersetzung.) 

14. „Europa2011 = Europa 1931 ", Fabian Linder, Die Zeit, http://blog.zeit. 
de/herdentrieb/2011/11/11/europa-2011 -europa-1931 _3813. 






Die Situation besserte sich auch nicht , als Präsident Hoover 
ein einjähriges Moratorium für die gesamten Auslandsschulden 
Deutschlands vorschlug. Gegen diese Maßnahme waren Frank¬ 
reich - die auf der Zahlung von Kriegsentschädigungen seitens 
Deutschlands bestand - und der US-Kongress. In Dezember 1931, 
als schließlich der US-Kongress dem Zahlungsaufschub zu stimm¬ 
te, war er zu gering und er kam zu spät." 15 

„Das Abfließen des ausländischen Kapitals aus Deutschland 
führte zu massiven Bankenpaniken im Jahr 1931, darüber hinaus 
zur Verstaatlichung vieler Banken und zu einer massiven Kredit¬ 
klemme, die besonders kleine und mittelständische Unternehmen 
hart traf. Die Wirtschaft schrumpfte noch mehr, die Arbeitslosig¬ 
keit stieg auf 30 Prozent. Deutschlands Devisen-Reserven gingen 
zur Neige, es konnte seinen Wechselkurs nicht mehr verteidigen; es 
verließ den Goldstandard und wertete seine Währung ab. Damit 
konnte sich die deutsche Wirtschaft aber keine Luft verschaffen. 
Weiterhin brauchte der Staat Dollar, und aus den USA waren keine 
zu haben; die Schulden blieben die gleichen. Deutschland musste 
1931 seine Banken schließen und den Schuldendienst einstellen. 
Nach der desaströsen, aber ohne Hilfe von außen fast unvermeid¬ 
baren Politik Brünings kam 1933 Hitler an die Macht. Der weitere 
traurige Verlauf der Geschichte ist bekannt." 16 

Anders gesagt, der aktuelle Versuch, die Kürzungspläne mit 
alten politischen Rezepten durchzusetzen, ist zum Scheitern 
verurteilt. Nachdem die Technokratlnnen kurzfristige Unter¬ 
stützung bekommen haben, ist die brennende Frage ange¬ 
sichts des sich vertiefenden Abgrundes, wer von der Situation 
letztendlich profitieren wird. 

Zunehmende politische Polarisierung 

Wenn wir auf Regierungsebene Zeuginnen der Entstehung 
noch unausgereifter bonapartistischer Tendenzen sind, deren 
fortgeschrittenste Beispiele Griechenland, Italien und der Spa¬ 
nische Staat - mit dem Sieg der PP - sind, ist das Novum auf 
politischer Ebene, in seiner Gesamtheit betrachtet, die sich ver¬ 
schärfende soziale Polarisierung. Im Rahmen der Wirtschaftskri¬ 
se und als Produkt der Krise der traditionellen reformistischen 
Parteien (die in vielen Fällen Vollzieherinnen der Kürzungspläne 


15. Lindner, European Austerity. 

16. Lindner, Europa 2011. 


sind) sowie der politischen Maßnahmen der Regierungen der 
wichtigsten europäischen Mächte (Verschärfung der Auslände¬ 
rinnengesetze; Verachtung der verschuldeten Länder, vor allem 
der Arbeiterinnen, die beschuldigt werden, nicht arbeiten zu 
wollen) erstarken in ganz Europa politische Varianten der aus¬ 
länderfeindlichen und antieuropäischen extremen Rechten auf 
der einen Seite, während wir auf der anderen Seite die Entste¬ 
hung von Jugendphänomenen wie den „Empörten" im Spani¬ 
schen Staat und in Griechenland, die sich von den noch offenen 
revolutionären Prozessen in der arabischen Welt inspirieren las¬ 
sen, beobachten. 

Diese Phänomene zeigen die Abnutzungserscheinungen der 
bürgerlichen Demokratie sowie eine Tendenz zur Entstehung 
von politischen Ausdrucksformen außerhalb der traditionellen 
Parteien. Ein klares Beispiel dieser Situation ist in den USA zu 
erkennen, wo zuerst von rechts die Tea Party entstand - eine 
rechtspopulistische Bewegung mit sozialer Basis bei Sektoren 
der Mittelschichten und einem neoliberalen Programm - und 
dann von links die OWS-Bewegung (Occupy Wall Street), die die 

Occupy Wall Street schrieb 
die Losung „Wir sind die 99%" 
gegen die reichsten 1 % des 
Landes auf ihre Fahnen. 


Heinrich Brüning 
und Angela Merkel: 
deutsche Kanzler- 
Innen in Krisenzeiten 


Losung „Wir sind die 99%" gegen die reichsten 1% des Landes 
auf ihre Fahnen schrieb - eine Losung, die die sich vertiefen¬ 
de soziale Ungleichheit der letzten Jahrzehnte zutreffend aus¬ 
drückt. 

Jedoch können sich im Unterschied zu den USA solche Phä¬ 
nomene in Europa in verstärkter Form ausdrücken. Denn die 
ethnischen Spannungen und der aufflammende Rassismus 
gepaart mit dem Sparkurs sind eine explosive Mischung, die 
ansatzweise der Periode zwischen beiden Weltkriegen ähnelt. 
Obwohl bisher die Explosion vermieden wurde, sind die Ele¬ 
mente dafür bereits vorhanden. Die Radikalisierung der Politik 






Der Druck von Merkel 
auf Griechenland 
ruft dort schlechte 
Erinnerungen wach. 


ist offenkundig, sowohl in den Gläubiger- als auch den Schuld¬ 
nerländern. Die Kandidatur von Marine Le Pen in Frankreich 
für die Präsidentschaftswahlen 2012 wird eine große Wirkung 
haben, auch wenn sie möglicherweise nicht gewinnt. In den 
Niederlanden ist die Regierung auf die Stimmen der Partij voor 
de Vrijheid (Partei für die Freiheit), angeführt von Geert Wilders, 
die sich in den Umfragen auf Platz zwei hochkatapultiert hat, 
angewiesen 17 . Die extrem rechte Freiheitliche Partei Österreichs 
(FPÖ) ist bei Umfragen auf gleicher Höhe wie die regierende 
Österreichische Volkspartei (ÖVP). In Finnland gewinnt die na¬ 
tionalistische Perussuomalaiset (Wahre Finninnen) weiter an 
Boden und kommt in den Umfragen locker auf über 20 Prozent 
der Stimmen. All diese sich im Aufstieg befindlichen Parteien 
üben eine scharfe Kritik an den „Eliten" und stehen der Globa¬ 
lisierung und der Migration, vor allem aus der muslimischen 
Welt, feindselig gegenüber. Alle populistischen Parteien zeigen 
sich ebenfalls äußerst skeptisch gegenüber der EU, die sie als 
Verkörperung von allem, was sie verabscheuen, ansehen: Mul¬ 
tikulturalismus, internationaler Kapitalismus, die Aushöhlung 
der nationalen Grenzen und das Verschwinden der nationalen 
Währungen. ÄhnlicheTendenzen beginnen sich in Deutschland 
zu entwickeln 18 . 



17. Als Zeichen der Zeit ist nun„Europa" das Ziel Wilders. Laut der Zeitung 
Trouw ersetzte dieser Politiker der extremen Rechten während der 
Haushaltsdebatte im nationalen Parlament„Schritt für Schritt den 
Islam, die Integration und die Vorurteile der gegenüber der marro- 
kanisch-stämmigen Jugend durch,Europa' als unmittelbare Gefahr." 
„Offensichtlich ist der Kampf gegen die Islamisierung der Niederlande 
weiterhin das Leitbild der PVV. Aber Europa dient der PW viel mehr. 
Europa hat heute einen enormen symbolischen Wert, wo die Krise im¬ 
mer tiefer schürft und alle vorgestellten Lösungen sich augenschein¬ 
lich in der ein oder anderen Weise in Kosten für die holländischen 
Steuerzahler übersetzen" „Scheiden op de Islam is zö 2010, Wilders heeft 
nu Europa als zondebok", Lex Oomkes, 28/09/11 (Eigene Übersetzung). 

18. „Reift in Europa etwas Ähnliches wie dieTea Party in den USA heran?" 
Diese Frage stellt sich Rafael Poch, Berlin-Korrespondent der Zeitung 
„La Vanguardia", und antwortet:„Viele glauben, dass etwas Ähnliches 
schon gärt und dass Grundlage dessen nichts anderes als die Ableh¬ 
nung der Kredite und Rettungsmaßnahmen für die europäischen 
Schuldnerländer sein wird. Worüber es keinen Zweifel gibt, ist der Fakt, 
dass die Schlüsselfigur dieser Ablehnung, falls sie sich politisch kon¬ 
kretisiert, der ex-Chef des BDI, Hans-Olaf Henkel, sein wird. Mit seiner 


In Griechenland unterstützt ca. ein Viertel der Wahlberech¬ 
tigten die Parteien der radikalen Linken, während etwa acht 
Prozent die nationalistische Rechte unterstützt. So vereinen 
die politischen Extreme in Griechenland zusammen mehr Un¬ 
terstützung als die beiden herrschenden Parteien. In Italien ist 
die politische Arena seit dem erzwungenen Rücktritt von Silvio 
Berlusconi etwas unklarer geworden. Aber in der Vergangen¬ 
heit hat Italien gewaltige kommunistische und extreme rechte 


Vergangenheit als hoher Funktionär von IBM, Berater und Investment¬ 
banker war Henkel zwischen 1995 und 2000 als Präsident des BDI eine 
der großen de facto-Mächte in Deutschland, gegen die man nicht 
regieren konnte. Heute ist er Aufsichtsratsmitglied von einem halben 
Dutzend großer deutscher Unternehmen und der zweitpräsenteste 
Gesprächspartner in TV- und Radioprogrammen. 

Henkel unterstützt mit wenigen Abstrichen die Thesen des ex-Auf- 
sichtsratsmitglieds der Bundesbank, Thilo Sarrazin, über die Degene¬ 
ration Deutschlands aufgrund der Fülle an Immigrantinnen, die als 
kulturell unfähig zur Effizienz und Ehrlichkeit beschrieben werden. 

Im letzten Jahr veröffentlichte er ein Buch mit dem Titel,Rettet unser 
Geld!' und dem Untertitel,Deutschland wird ausverkauft - Wie der 
Euro-Betrug unseren Wohlstand gefährdet'. Er schlägt die Schaffung 
von zwei Euros in Europa vor. Die disziplinierten Länder des Nordens 
- Deutschland, Finnland und Holland - hätten einen harten Euro, 
während den,fröhlichen Verschwendern' der Südländer, die sich nicht 
disziplinieren lassen, unter der Führung von Frankreich ein weicher 
Euro zustünde. Henkel sät seinen europhoben Diskurs in den Medien 
und bei bezahlten Vorträgen in ganz Deutschland, welche laut der 
Organisatoren ein zahlreiches und enthusiastisches Publikum haben... 
Das Ziel der Zivilen Koalition ist es, die gehasste Transferunion inmitten 
der EU zu verhindern, in der die Zahlungskräftigeren den Zahlungs¬ 
schwachen Geld transferieren, so wie die Ausgleichsfonds, die es 
zwischen den Regionen in jedem Land gibt. Deutschland eingeschlos¬ 
sen... Notorische Euroskeptiker wie der liberale Abgeordnete Frank 
Schäffler, einer derjenigen, die am 29. September im Bundestag gegen 
[den europäischen Rettungsschirm] gestimmt haben, oder der Jurist 
Albrecht Schachtschneider, Spezialist der Klagen gegen den Euro vor 
dem Verfassungsgericht, sind zu Henkel gegangen. Das Projekt des 
ex-BDI-Chefs ist es, die FDP zu einer Entscheidung mitzureißen, die 
radikal gegen jeden Stabilitätsfonds für den Euro steht, was sich in 
einem internen Referendum der Partei in den kommenden Monaten 
entscheiden könnte. Wenn das nicht gelänge, dann müsste man eine 
neue politische Kraft etablieren, sagt Henkel.", „[Eendra Alemania su Tea 
Party?", Rafael Poch, La Vanguardia 06/10/2011. 
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Bewegungen hervorgebracht. Vorerst bekundet heute Umber¬ 
to Bossi, von der rechtsextremen Lega Nord, er wäre glücklich 
in der Opposition, denn dort kann er gegen die EU, die Einwan¬ 
dererinnen und die Süditalienerinnen herziehen. Und all dies 
findet in einer schrecklichen wirtschaftlichen Situation statt, 
die aber noch nicht katastrophale Ausmaße angenommen hat. 
Stellen wir uns einfach vor, was in der europäischen politischen 
Landschaft geschehen würde, wenn die Banken eine nach der 
anderen Pleite gehen würden, wenn die Leute ihre Ersparnisse 
und ihre Arbeit verlieren würden, und sie dazu eine tiefe Rezes¬ 
sion bzw. Depression heimsuchen würde: Das ist letztendlich 
nicht nur möglich, sondern höchst wahrscheinlich, vor allem 
dann, wenn die Eurozone den Bach runter geht. Die Verzweif¬ 
lung und Enttäuschung über die etablierten Parteien kann die 
Suche nach Antworten in die Extreme verlagern und diese an 
Fahrt gewinnen lassen. 

Hin zu entscheidenden Zusammen¬ 
stößen zwischen den Klassen 

Die Lösung dieser Art von Krisen hat immer einen offenen poli¬ 
tischen Charakter, da es dabei um die Frage geht, welche Klasse 
letztendlich die Kosten der Krise trägt. 

Bereits im September hatten wir geschrieben: „Es geht da¬ 
rum zu entscheiden, wer die Hauptlast zu tragen haben wird. 
Selbstverständlich sind für alle kapitalistischen Sektoren an erster 
Stelle die Arbeiterinnen dazu aufgerufen, wie der Anstieg der Ar¬ 
beitslosigkeit, der Angriff auf die Arbeitslosenhilfen, die Lohndrü¬ 
ckerei, die Verlängerung der Arbeitszeiten, alle deflationistischen 
Maßnahmen, usw. zeigen. Die brennende Frage hier ist aber, ob 
die Kürzungen auch die Mittelklassen durch die Beschlagnahme 
ihrer Ersparnisse betreffen werden. Werden auch die Kleinunter¬ 
nehmerinnen die Kosten der Krise tragen, indem sie mehr Steuern 
zahlen? Welche Sektoren des Großkapitals werden aufgrund von 
Steuererhöhungen bzw. Verstaatlichungen als Verliererinnen aus¬ 
gehen? Werden das ausländische Kapital und Gläubigerinnen zur 
Kasse gebeten? Da die Interessen im Spiel sehr hoch sind, und nie¬ 
mand nachgeben möchte, wird dies zu einem sehr komplizierten 
Prozess werden, der mit vielen Hürden verbunden sein wird, der 
die verschiedenen Akteurlnnen auslaugt und die Mechanismen 
der bürgerlichen Demokratie bis zum äußersten spannen wird." 19 
Unter Berücksichtigung aller historischen Präzedenzfälle fol¬ 
gerten wir, dass dies nur mittels einer direkten Konfrontation 
zwischen den kapitalistischen Mächten einerseits und den so¬ 
zialen Klassen andererseits möglich ist. Erst jetzt fangen man¬ 
che bürgerliche Analytikerlnnen an, über den unvermeidlichen 
Charakter dieser Auseinandersetzungen nachzudenken: „Unser 
Charakter und unsere politischen und sozialen Systeme werden 
jetzt auf eine Weise auf die Probe gestellt, wie es bereits in der Ver¬ 
gangenheit immer wieder geschehen ist. Der Schuldenabbau un¬ 
ter schlechten Wirtschaftsbedingungen führte normalerweise zu 
emotionalen Reaktionen, sozialer und politischer Zersplitterung, 
schlechter Beschlussfähigkeit und erhöhter Konfliktivität. Wenn 
das in Demokratien vorkommt, kann das erzielte Ergebnis von den 
Entscheidungen einer wohl überlegten Führung abweichen und zu 
einer unwirksamen Mob-Politik führen. 

Diese Dynamik kann zu einer sich selbstverstärkenden Ab¬ 
wärtsspirale führen... Unserer Meinung nach entstehen zur Zeit 
diese Arten von Risiken und sollten in Betracht gezogen werden, 
um zu verstehen, was uns bevorsteht. Anstatt zu versuchen, Un¬ 
stimmigkeiten durch nachdenkliche Gespräche aufzulösen, versu¬ 
chen Leute jetzt, Machtpositionen zu erobern und prügeln dabei 
auf ihre Gegner ein und unterdrücken sie. Spannungen zwischen 
den Reichen und den Armen, zwischen Kapitalisten und Sozialis- 


19.« L'on IV de la crise economique mondiale: La f\n des Solutions faciles pour 
en sortir», Juan Chingo, 26/09/2011. http://www.ccr4.org/L-an-IV-de- 
la-crise-economique. 


ten, verstärken sich auf eine klassische Art und Weise, zwischen 
denjenigen mit und ohne Macht und zwischen den verschiedenen 
Splittergruppen in jeder Gruppe. Politiker, die um die Macht in ei¬ 
nem politischen Jahr kämpfen, gießen Öl ins Feuer und sind immer 
mehr bereit, schwerwiegende Entscheidungen (wie der Sturz einer 

Jene Kräfte, die sich als links 
bezeichnen, sind sehr weit 
von den sich stellenden 
Herausforderungen entfernt 

Regierung) zur Verfolgung ihrer Ziele zu treffen und um die Gunst 
des Volkes zu erreichen." 20 

So werden bereits jetzt in den wichtigsten Parteien von Min¬ 
derheitssektoren der politischen Kaste drastische Pläne für die 
nächsten Zusammenstöße geschmiedet. So hat sich in Grie¬ 
chenland ein Flügel von neoliberalen Fundamentalistlnnen, die 
den ausscheidenden Premierminister von rechts kritisierten, in 
die sogenannte „interne Troika" umgruppiert. Wie Stathis Kou- 
velakis schreibt, handelt es sich „um eine Gruppe, die von den 
Ministern der Bildung, Anna Diamantopoulou, der Gesundheit, 
Andreas Loverdos, und der Verteidigung, Giannis Ragousis, gebil¬ 
det wird. In einem gemeinsamen veröffentlichten Papier vom 16. 
Oktober haben sie eine vollständige und robuste Durchführung 
der Kürzungspakete verteidigt sowie eine Linie der Konfrontation 
mit den Gewerkschaften gepriesen (,der Korporativismus ist un¬ 
ser Gegner'). Sie wollen einen harten Gang auch gegenüber den 
Sektoren, die die ergriffenen Maßnahmen vorsichtig durchsetzen 
wollen, und warnen dabei vor einem Massaker, falls die staatliche 
Gewalt,nicht schnell wieder hergestellt wird'." 21 

Angesichts dessen und der Tatsache, dass die griechische 
Arbeiterinnenklasse zunehmende Anzeichen von Ungehorsam 
an den Tag legt, sind jene Kräfte, die sich als links bezeichnen, 
sogar Sektoren der radikalen Linken, sehr weit von den sich 
stellenden Herausforderungen entfernt. Statt sich klar auf die 
Austragung der Auseinandersetzung auf den Straßen vorzu¬ 
bereiten, indem sie eine Gesamtlösung für die Krise des Kapi¬ 
talismus vorstellen und Wege zur Kanalisierung der Wut der 
Ausgebeuteten suchen, hin zur Aufstellung von Organen der 
Selbstorganisierung als Keime der Gegenmacht zur Bourgeoi¬ 
sie, sind die wichtigsten reformistischen Organisationen, die die 
Arbeiterinnen politisch beeinflussen, eher daran interessiert, 
die Krise und ihre Effekte auf die Wahlebene zu beschränken. In 
der Vergangenheit hat diese unheilvolle Politik das Proletariat 
vor dem Aufstieg des Nazismus entwaffnet, als die KPD sich im 
Zuge der aufeinanderfolgenden Regierungskrisen und der Ver¬ 
schärfung der Krise über ihre Wahlerfolge rühmte, während sie 
gleichzeitig die Risiken und Fortschritte der NSDAP und Hitlers 
in allen Bereichen klein redete. 

Angesichts dieser Situation sowie des zweifelsohne histori¬ 
schen Charakters der jetzigen Krise ist es eine Notwendigkeit, 
den Aufbau von revolutionären Parteien und die Umgruppie¬ 
rung der Avantgarde um die Ideen desTrotzkismus voranzutrei¬ 
ben, um in künftigen und entscheidenden Schlachten zwischen 
den Klassen für die nächste Periode gewappnet zu sein. 

zuerst erschienen in „Revolution Permanente"Nr. 3 


20. „ Riskon the rise aspoliticalleaders give in to mob rule“, Ray Dalio, Financi¬ 
al Times 24/10/2011. 

21. « Grece: coup d'Etat europeen face au soulevementpopulaire », Stathis 
Kouvelakis, Contretemps 15/11/2011. 
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Tja, das war der Bildungsstreik... 
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von SuphiToprak, Leon Feder (RIO, Mün- 
chen) und Wladek Flakin (RIO, Berlin) 

A m 17. November fanden erneut 
in vielen Städten Deutschlands 
Protestaktionen im Rahmen des Bil¬ 
dungsstreiks statt. Die Probleme im Bil¬ 
dungssystem sind in den letzten Jahren 
schärfer geworden - doch diese Ver¬ 
schärfung drückte sich nicht in der Zahl 
der Protestierenden aus. Im Gegenteil: 
Gingen beim Bildungsstreik im Sommer 
2009 eine Viertelmillion Menschen auf 
die Straße, waren es dieses Mal nur eini¬ 
ge Zehntausende. 

Woran liegt das? Bei vielen Auswer¬ 
tungstreffen ist diskutiert worden, in 
welchen Straßen keine Plakate hingen 
oder welche Absprachen nicht einge¬ 
halten wurden. Doch so wichtig Diskus¬ 
sionen über organisatorische Probleme 
in den verschiedenen Bündnissen sind, 
geben sie keine Antwort auf die Frage, 
warum das Interesse am Bildungsstreik 
diesmal eher gering war. 

In den letzten Jahren gab es im Durch¬ 
schnitt zweimal im Jahr, meistens kurz 
nach dem Semesterbeginn an den Uni¬ 
versitäten, einen Bildungsstreik. Diese 
Ritualisierung führte zu einer gewissen 
Demoralisierung unter Studierenden 
und Schülerinnen, weil sie wahrnahmen, 
dass jedes Jahr Ähnliches stattfindet, je¬ 
doch zu keinen Ergebnissen führt. 

Unmittelbare Anlässe 

Die Bildungsstreikbewegung der letzten 
Jahre hatte bis auf einige Ausnahmen 
keinen konkreten Anlass, oder genau¬ 
er gesagt, der Anlass war die allgemein 
schlechte Situation im Bildungssystem. 
Eine Ausnahme war Bayern, wo es im¬ 
mer noch Studiengebühren und damit 
einen unmittelbaren Grund zum Strei¬ 
ken gibt - und vor allem, weil Unistreiks 
und Straßenblockaden in anderen Bun¬ 
desländern gegen Studiengebühren er¬ 
folgreich waren. 

Doch in München konnte selbst die¬ 
se unmittelbare Forderung nach der 
Aufhebung der Studiengebühren nicht 
massenweise mobilisieren. Und das, ob¬ 
wohl spätestens seit den Enthüllungen 
darüber, dass die eingetriebenen Studi¬ 
engebühren von den bayerischen Unis 
gar nicht komplett ausgegeben wurden, 
klar ist, dass der vorgeschobene Grund 
für die Erhebung solcher massiver Studi¬ 
engebühren (bis zu 500 Euro pro Semes¬ 
ter) nur ein Ausschlusskriterium darstellt, 
damit nicht noch mehr Menschen die 


Möglichkeit eines Studiums bekommen, 
was immer noch mit einem gewissen 
sozialen Status, einem relativ lockeren 
Arbeitstag und einer (möglicherweise il¬ 
lusorischen) Hoffnung auf einen Arbeits¬ 
platz verbunden wird. 

Allerdings gehört ein großer Teil der 
Studierenden sowieso schon finanziell den 
besser gestellten Schichten an, sodass ihr 
Studium von ihren Eltern bezahlt werden 
kann. Warum diese Studierenden nicht für 
eine Abschaffung der Studiengebühren 
kämpfen, liegt auf der Hand: Jede/r Weite¬ 
re, der/die studieren kann, schmälert den 
Wert eines abgeschlossenen Studiums auf 
dem Arbeitsmarkt und verschärft spätes¬ 
tens dann die Konkurrenz. 

Die Frage bleibt aber, wo all die Stu¬ 
dierenden geblieben sind, die ihr Studi¬ 
um durch Nebenjobs und Kredite gerade 
so finanziert bekommen. Wieso waren 
sie nicht massenweise auf den Straßen, 
um den Bildungsstreikzu nutzen, um ih¬ 
rer Forderung Nachdruck zu verleihen? 
Die Ursache liegt tiefer als die organisa¬ 
torischen Probleme, nämlich bei den po¬ 
litischen Perspektiven der Bewegung. 

Kleiner aber radikaler 

Die bisherige Bildungsstreikbewegung, 
obwohl sie hauptsächlich von Gruppen 
mit antikapitalistischem Selbstverständ¬ 
nis getragen wurde, blieb von ihrer Aus¬ 
richtung her reformistisch: Symbolische 
Massenaktionen sollten auf die Probleme 
im Bildungssystem aufmerksam machen, 
damit die Herrschenden diese Probleme 
beheben. Doch die Herrschenden haben 
im Großen und Ganzen das Bildungssys¬ 
tem, das sie brauchen - sie sind nicht 
etwa über die Zustände schlecht infor¬ 
miert. Sie brauchen ein System samt so¬ 
zialer Selektion und einer starken Anpas¬ 
sung an den Arbeitsmarkt, weshalb ihre 
Zugeständnisse an die Bewegung rheto¬ 
risch blieben bzw. auf ein Ende der Pro¬ 
teste oder auf die nächste Wahl abzielen. 

Nach einigen Jahren dieser Prozedur 
zerstreuten sich bei den meisten Stu¬ 
dierenden die Illusionen darüber, dass 
eine solche Strategie Verbesserungen 
erzielen könnte. Zudem erscheint es 
im Rahmen der Wirtschaftskrise zuneh¬ 
mend unrealistisch, dass Reformen fi¬ 
nanziert werden könnten, womit an den 
weitgehend entpolitisierten Unis die in¬ 
dividuelle und unsolidarische Strategie 
beliebter wurde: möglichst schnell mit 
dem Studium fertig werden, bevor die 
Bedingungen noch schlechter werden. 

Doch die Enttäuschung über die bis¬ 


herigen Bildungsstreiks führte bei eini¬ 
gen Sektoren auch umgekehrt zu einer 
Radikalisierung der Aktionsformen: Wa¬ 
ren die symbolischen Besetzungen und 
eintägigen Streiks der Vergangenheit 
nicht wirksam, so war die Lösung an ei¬ 
nigen Orten nicht Resignation, sondern 
Radikalisierung. 

Jene Sektoren, die den Bildungsstreik 
2011 organisiert und getragen haben, 
waren kleiner, aber radikaler als in frü¬ 
heren Jahren. Unter anderem bedingt 
durch die internationale Occupy-Bewe- 
gung war es wie selbstverständlich, dass 
Gebäude besetzt werden müssten - auch 
wenn meistens Orte dafür ausgesucht 
wurden, die wenig störten, um eine Be¬ 
setzung möglichst lange ohne Wider¬ 
stand der Behörden aufrechtzu erhalten. 
Doch die in den letzten Jahren übliche 
Duldung wurde von oben aufgekündigt: 
Es war sehr bezeichnend, dass der neue 
Präsident der Freien Universität Berlin, 
wo Ende 2009 ein Hörsaal drei Monate 
lang besetzt wurde, die Besetzung eines 
Seminarraums gleich am ersten Abend 
von der Polizei räumen ließ. Die Ankla¬ 
gen gegen Studierende ließ er erst nach 
wochenlangem Druck fallen. 

Noch interessanter ist es, dass die 
Solidarität von Bildungsstreikenden mit 
Arbeiterinnenprotesten ebenfalls wie 
selbstverständlich wirkte. Im Gegensatz 
zur Protestwelle von 2009-10, wo selbst 
Solidaritätserklärungen mit Beschäftig¬ 
ten gegen den Widerstand von bedeu¬ 
tenden Minderheiten durchgesetzt wer¬ 
den mussten (weil es angeblich „nur um 
Bildung" ginge 1 ), konnten beim Streik 
bei der Charite Facility Management 
(CFM) in Berlin mehrmals kleine, aber 
bedeutende studentische Solidaritäts¬ 
delegationen organisiert werden, die 
von einem breiten Spektrum an Aktivis¬ 
tinnen getragen wurden. 

Nun haben diese radikalisierten Sek¬ 
toren die Aufgabe, eine längerfristige 
Perspektive zu finden und nicht im 
Unisumpf zu versinken, mit den macht¬ 
losen offiziellen Gremien und den end¬ 
losen „runden Tischen", die nirgend¬ 
wohin führen. Unserer Meinung nach 
kann diese Perspektive nur eine starke, 
revolutionär-marxistische Strömung an 
den Universitäten sein. Dafür tritt RIO 
gemeinsam mit unabhängigen Studie¬ 
renden ein. 

1. Für eine Analyse des Bildungsstreiks 2009-10, 
siehe http.//www.klassegegenklasse.org/ 
der-bildungsstreik/ 
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SCHWERPUNKT: 


3 Perspektiven im Bildungsstreik 


von Alex Lehmann (RIO, Berlin) _ 

A n den Versammlungen des Bil¬ 
dungsstreiks nahmen Tausende 
Menschen teil, die Dutzende Organisa¬ 
tionen und unzählige Einzelmeinungen 
vertraten. Trotzdem war die Bewegung 
von drei unterschiedlichen, allgemeinen 
Perspektiven geprägt, die im Folgenden 
verglichen werden. Dabei führen die 
verschiedenen Strategien in ihrer Um¬ 
setzung zu unterschiedlichen Aktions¬ 
und Organisationsformen. 

I Linke.SDS und (in manchen Städten) 
auch die JuSos wollten mit dem Bil¬ 
dungsstreik eine symbolische Bewegung 
erzeugen, um auf diese Weise Druck auf 
die Regierung und die Parlamente aus¬ 
zuüben. In diesem Sinne vertreten diese 
Gruppen eine reformistische Perspekti¬ 
ve, denn ihr Ziel ist es, Politikerinnen zu 
Reformbemühungen zu bewegen. 

2 Einige linke Studierende, die zum Bei¬ 
spiel den ASten der Berliner Unis nahe 
stehen, haben eine autonomistische Pers¬ 
pektive. Ihnen geht es darum, eine größt¬ 
mögliche Freiheit in Nischen der kapitalis¬ 
tischen Gesellschaft zu finden, also quasi 
hinter dem Rücken des Kapitals. 

3 Revolutionäre Organisationen wie 
RIO vertreten die Perspektive, den 
Bildungsstreik als einen Ausgangspunkt 
für den revolutionären Kampf gegen den 
Kapitalismus zu nutzen. Wir wollen eine 
Brücke zwischen tagesaktuellen Fragen 
(wie z.B. der Frage nach kostenfreier Bil¬ 
dung und selbstbestimmtem Lernen) 
und der grundlegenden Umwälzung der 
Gesellschaft bauen. 

Aktionsformen 

Ein Unterschied in den Perspektiven 
spiegelt sich auch in den Aktionsformen 
wider. Reformistlnnen wollen - wenn 
überhaupt - nur möglichst kurze, sym¬ 
bolische Besetzungen, die in den Me¬ 
dien viel Aufmerksamkeit erzeugen. 
Kommen sie dabei zum Schluss, dass 
sich daran nicht genügend Leute beteili¬ 
gen, dann bleiben sie der Aktion fern. In 
München schlug Linke.SDS vor, dass die 
Beteiligung vieler Menschen eine Vor¬ 
aussetzung für eventuelle Besetzungen 
sei, während diesselbe Gruppe in Berlin 
die Besetzungen als „linke Stellvertreter¬ 
politik" kritisierte. Die Möglichkeit, die 
Besetzungen für weitere politische Ak¬ 
tionen und Mobilisierungen zu nutzen, 
wurde total außer Acht gelassen. 

Autonome wollen Besetzungen, die 
sehr lange bestehen bleiben können. 


Daher ziehen sie eher unbedeutende 
Räume vor, wenn es die Möglichkeit er¬ 
höht, die Besetzung länger aufrecht zu 
erhalten und dort - ohne dass sie den 
kapitalistischen Normalbetrieb wirklich 
stören oder gar gefährden würden - ge¬ 
duldet zu werden. Dementsprechend fiel 
die Wahl öfters auf abgelegene Räume, 
welche für die Infrastruktur der Univer¬ 
sität eine nur geringe Bedeutung haben, 
anders als etwa Präsidien oder Mensen. 

Revolutionärinnen wollen dagegen, 
dass Besetzungen möglichst viele Leu¬ 
te mit einbeziehen. Besetzungen sollen 
die Infrastruktur der Uni und der ganzen 
Stadt lahmlegen, anstatt Konfrontatio¬ 
nen aus dem Weg zu gehen, denn diese 
Konfrontationen können zur Bewusst¬ 
seinsbildung genutzt werden. 

Eine weitere Strategie von Revolutio¬ 
närinnen ist es, die Isolation verschiede¬ 
ner Kämpfe zum Beispiel durch Delega¬ 
tionen von Studierenden zu laufenden 
Arbeitskämpfen, Grußbotschaften von 
Streikenden auf studentischen Vollver¬ 
sammlungen oder gemeinsame De¬ 
monstrationen zu überwinden. RIO hat 
in diesem Sinne mehrmals studentische 
Delegationen zum CFM-Streik organi¬ 
siert, was dazu führte, dass ein Block 
der CFM-Arbeiterlnnen die Berliner Bil¬ 
dungsstreik-Demonstration begleitete 
(und ein studentischer Block begleitete 
die CFM-Solidemonstration). 

Solche Aktionen können alle Beteilig¬ 
ten motivieren und ihnen die Zusammen¬ 
hänge verdeutlichen. Denn das Erkennen 
dieser Zusammenhänge ist die Voraus¬ 
setzung gemeinsamer Aktion. Praktische 
Solidarität zwischen Jugendlichen und 
Arbeiterinnen ist es, die die herrschen¬ 
den Zustände in Frage stellen kann. 

Organisationsformen 

Schließlich führt der Unterschied in den 
Perspektiven auch zu unterschiedlichen 
Organisationsformen. Reformistlnnen 
geht es fast nur um die Medienwirksam¬ 
keit von Veranstaltungen. Ein beliebtes 
Mittel dabei ist es, prominente Akademi- 
kerlnnen oder Politikerinnen zu „Events" 
einzuladen. Dementsprechend ist es der 
Verdienst von Linke.SDS (Berlin), zu den 
ersten Treffen von„Occupy FU" eingela¬ 
den zu haben, um diesen Protestslogan 
medienwirksam aufzugreifen - aller¬ 
dings haben sie im weiteren Verlauf im¬ 
mer weniger daran teilgenommen und 
sich stattdessen auf „Teach-Ins" konzen¬ 
triert. Versammlungen stehen für refor¬ 
mistische Gruppen wie Linke.SDS nicht 


im Vordergrund, denn schließlich haben 
sie ihre eigenen Strukturen und vor al¬ 
lem eigene Ressourcen. 

Für Autonome sind solche Versamm¬ 
lungen selbst schon ein Ziel. Daher 
möchten sie diese so lange wie möglich 
ausdehnen. Dabei nehmen sie auch in 
Kauf, dass bei langen Plena zwangsläufig 
weniger Menschen teilnehmen können. 
Hinzu kommt, dass sie dazu tendieren, 
wichtige Entscheidungen aus solchen 
größeren Versammlungen auszulagern, 
hinein in kleine Arbeitsgruppen. Die je¬ 
weiligen Aktionen des Protests sollten 
aber nicht ausschließlich auf Initiativen 
von einem Teil der Aktivistinnen beru¬ 
hen, denn ein solches „Initiativprinzip" 
kann die Diskussion der gesamten Grup¬ 
pe kaum voranbringen. Der Protest wird 
zerstückelt und kann dadurch sogar an 
Legitimation verlieren. Besetzungen kön¬ 
nen im Bildungsstreik eine positive Rolle 
spielen. Aber sie müssen „diskutiert, vor¬ 
bereitet, gefordert und organisiert wer¬ 
den, trotz der möglichen Widerstände in¬ 
nerhalb der Bildungsstreikbewegung" 1 . 

Demgegenüber wollen Revolutionä¬ 
rinnen auch, dass Versammlungen wich¬ 
tige Entscheidungen abstimmen und 
Vertreterinnen gewählt werden können. 
Diese sollen aber nur die Entscheidungen 
der Versammlungen mit einem imperati¬ 
ven Mandat umsetzen und jederzeit ab¬ 
wählbar sein, statt wie etwa in parlamen¬ 
tarischen Parteien oder Gewerkschaften 
als Vorsitzende Entscheidungen „nach 
ihrem eigenen Gewissen" zu fällen. Es 
soll eine möglichst breite demokratische 
Diskussion und Entscheidung über die 
Strategie der Bewegung geben, welche 
allerdings von gemeinsamer Aktion be¬ 
gleitet wird. Es braucht eine lebendige 
Massendemokratie, bei der Entscheidun¬ 
gen in großen Plena, also von möglichst 
allen Protestierenden getroffen werden 
können, bei denen es gewählte und je¬ 
derzeit abwählbare Vertreterinnen gibt 2 . 

Diese verschiedenen Punkte wird RIO 
auch weiterhin im Bildungsstreik aber 
auch im universitären Alltag vertreten. 
Wir glauben, dass für ihre Umsetzung 
der Aufbau einer revolutionär-marxisti¬ 
schen Strömung an der Universität not¬ 
wendig ist. 


1. Arbeitskreis Gewerkschaften: Münchener 
Manifest. http://dev.ak-gewerkschaften. 
de/2011/11 /münchener-manifest—diskussi- 
onsbeitrag-zum-bildungsstreik-2011/ 

2. Siehe das umfangreiche Bildungsstreik- 
Dossier in Klasse Gegen Klasse Nr. 1 
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Ein rotes Gehirn 


die 



von Johnny Hippmann (Red Brain) 
und Wladek Flakin (RIO, Berlin) 



Plakat vom John- 
Lennon-Streikkomitee 


D as John-Lennon-Gymnasium im 
durchgentrifizierten Berliner Be¬ 
zirk Mitte hat einen linken Ruf. Das liegt 
in erster Linie am Namen, der von den 
Schülerinnen selbst ausgewählt wurde. 
Große Schülerinnenproteste erlebte das 
JLG beim Afghanistankrieg im Jahr 2001 
und bei den Schulstreiks 2006-08, aber 
die jeweiligen Strukturen konnten nicht 
erhalten werden. Doch im letzten Jahr ist 
das JLG wieder zu einer „Modellschule" 
für Proteste geworden: Beim letzten Bil¬ 
dungsstreikgab es eine hohe Beteiligung 
und sogar einen selbstorganisierten Ak¬ 
tionstag zum Thema Bildung. Das haben 
viele Schülerinnen mit Unterstützung 
von RIO aufgebaut. Daraus können eini¬ 
ge politische Lehren gezogen werden. 

Es begann Anfang 2011: Zwei Schü¬ 
lerinnen vom JLG besuchten eine Ver¬ 
anstaltung von RIO und der SAS. Im 
Anschluss haben RIO-Aktivistlnnen an¬ 
gefangen, mit den Schülerinnen marxis¬ 
tische Texte in einem Lesekreis zu disku¬ 
tieren. Bald ging die Diskussion darüber 
los, wie die Theorie in Praxis umgesetzt 
werden könnte. 

Der erste Schritt war die Schülerinnen¬ 
zeitung Red Brain, von der Ende April 
die erste Ausgabe erschien. Red Brain 
versteht sich als eine antikapitalistische 
Zeitung, in der Artikel zu verschiede¬ 
nen Themen erscheinen, die von den 
Schülerinnen selbst geschrieben sind. 
Die Artikel werden auf offenen Treffen 
vorher diskutiert und nachher ausge¬ 
wertet. Dabei lernen die Schülerinnen 
nicht nur, wie man Artikel schreibt, son¬ 
dern auch, wie man selbstverwaltete 
Strukturen aufbaut. Das fängt schon 
mit Geldfragen an, denn das Projekt fi¬ 
nanziert sich durch Spenden und den 
Verkauf von Buttons. Die Schülerinnen 
bekommen von RIO finanzielle, aber 
vor allem politische Unterstützung: RIO- 
Aktivistlnnen halfen dabei, eine feste 
Struktur aufzubauen, indem sie für die 
nächsten Schritte Tipps gaben. 

Dabei legt sich Red Brain nicht ein- 



58 



Red Brain 

ein vollständiges Archiv 
der antikapitalistischen 
Schülerinnenzeitung: 
www.klassegegen- 
klasse. org/publikatio- 
nen/red-brain/ 


deutig auf eine politische Richtung fest: 
Man muss nicht Marxistin sein, um mit¬ 
zumachen, wobei man Interesse haben 
muss, sich mit marxistischen Ideen ausei¬ 
nanderzusetzen. Die Treffen sind für alle 
offen, die sich für die Überwindung der 
kapitalistischen Verhältnisse einsetzen 
wollen. Mittlerweile hat Red Brain acht 
Ausgaben herausgegeben und die Grup¬ 
pe wächst langsam, aber beständig an. 

Im Mai gründeten die Schülerinnen 
von Red Brain ein Streikkomitee. Für den 
Lehrerinnenstreik am 9. Juni verteilte 
dieses Komitee Flyer, hing Plakate auf 
und mobilisierte schließlich fast hundert 
Schülerinnen des sonst politisch eher 
passiven JLGs zur Demonstration. Nach 
den Sommerferien beschloss man, das 
Projekt auf jeden Fall weiterzuführen 
und schon frühzeitig mit den Vorberei¬ 
tungen für den bundesweiten Bildungs¬ 
streik zu beginnen. Das Komitee wuchs 
auf knapp 20 Schülerinnen. 

Bis zum Bildungsstreik am 17. Novem¬ 
ber hat sich das Komitee jede Woche 
getroffen, die Schülerinnen haben disku¬ 
tiert und viele Aktionen gemacht, unter 
anderem einen Aktionstag zum Thema: 
„Was ist falsch am Bildungssystem?" der 
während der Unterrichtszeit mit der ge¬ 
samten Schülerinnenschaft in der Turn¬ 
halle stattfand. Kurz davor gab es eine 
Flyeraktion: „Bundeswehr raus aus den 
Schulen!" als ein Bundeswehroffizier an 
die Schule kam, um im Politikunterricht 
einen Vortrag über Terrorismus zu hal¬ 
ten. Das gesamte Streikkomitee besuchte 
auch eine offene Streikversammlung der 
CFM-Arbeiterlnnen und ein Vertreter hielt 
ein kurzes Grußwort. Das ist ein wichtiges 
Beispiel der Solidarität zwischen Arbei¬ 
terinnen und Jugendlichen, für die das 
John-Lennon-Streikkomitee konsequent 
eintritt. (Leider war es das einzige Schul¬ 
streikkomitee beim CFM-Streik.) 

Nach dem Bildungsstreik hat sich das 
Streikkomitee in „Aktionskomitee" um¬ 
benannt, um die Gruppe am Leben zu 
halten und nicht nur bildungsstreikspe¬ 
zifische Aktionen zu machen. So ist das 
Komitee gerade dabei, einen selbstver¬ 
walteten Gemeinschaftsraum für alle 
Schülerinnen des JLG zu erkämpfen und 
zu den Blockaden gegen den Naziauf¬ 
marsch in Dresden zu mobilisieren. 

Im Zuge des letzten Bildungsstreiks 
im November gründete sich auch das 
„Bündnis Streikkomitee Berlin" als Ver¬ 
einigung von Berliner Streikkomitees, 
damit diese sich absprechen und ge¬ 
genseitig unterstützen sowie einzelnen 
Schülerinnen dabei helfen können, neue 
Komitees aufzubauen. 
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Durch die kontinuierliche Arbeit 
konnten eine ganze Reihe von Schüle¬ 
rinnen politisiert werden. Aber es geht 
nicht nur um Politisierung an sich, son¬ 
dern um den Aufbau von Strukturen, die 
aktiv gegen Kapitalismus, gegen Impe¬ 
rialismus, für die Einheit von Arbeiterin¬ 
nen und Jugendlichen und für die sozia¬ 
listische Revolution eintreten. 

Diese Strukturen wurden von An¬ 
fang an von den Schülerinnen selbst 
verwaltet. Die Entscheidungsfreiheit 
lag und liegt bei ihnen - auch bei Ent¬ 
scheidungen, die politisch nicht von RIO 
unterstützt wurden, wurde nicht von 
vornherein blockiert, sondern es wurde 
auf geduldige Diskussionen und vor al¬ 
lem die eigene Erfahrung mit Erfolgen 
und Fehlern gesetzt. Es ist eine wichtige 
Tradition der marxistischen Bewegung, 
auf die sich RIO beruft, dass junge Revo¬ 
lutionärinnen ihre eigenen Strukturen 
brauchen, um Verantwortung zu über¬ 
nehmen und sich zu entwickeln. Somit 
hat RIO auch nicht dabei geholfen, nur 
„RIO-spezifische" Strukturen mit aufzu¬ 
bauen, sondern hat mit unabhängigen 
Aktivistinnen zusammengearbeitet und 
lediglich Erfahrung in Form von Vor¬ 
schlägen mit eingebracht. 

Mit seinem revolutionären Selbst¬ 
verständnis ist Red Brain sehr offen 
umgegangen: Bereits beim allerersten 
Auftritt definierte man sich als Revoluti¬ 
onärinnen und Antikapitalistlnnen (und 
beschränkte sich nicht etwa auf ein halb¬ 
politisches Eintreten für die Rechte der 
Schülerinnen vor Ort). Gleichzeitig geht 
es nicht darum, ausschließlich über¬ 
zeugte Revolutionärinnen zu bewegen. 
Es war genauso wichtig, das Aktions¬ 
komitee aufzubauen, um alle einzubin¬ 
den, die sich für ihre Rechte einsetzen 
wollen („Punker, Hippies, Kommunisten, 
Piraten und Leute, die sonst nicht politisch 
aktiv sind", hieß es in einem Interview - 
auch wenn niemand in eine Schublade 
gesteckt werden soll), und mit ihnen 
gemeinsame Erfahrungen zu machen. 
Durch diese Doppelstruktur konnten wir 
die Voraussetzungen für eine revolutio¬ 
näre Gruppierung, aber auch eine breite 
Einheitsfront an der Schule schaffen. 

Diese Erfahrung war möglich, weil 
man auf die vielfältigen Erfahrungen 
der Trotzkistischen Fraktion in einer Rei¬ 
he von Ländern zurückgreifen konnte. 
Die Arbeit am John-Lennon-Gymnasium 
wird im kommenden Jahr fortgesetzt, 
aber auch als eine Basis verwendet, um 
breitere Kreise von Schülerinnen für das 
Programm der sozialistischen Revolution 
zu gewinnen. Man kann gespannt sein. 
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... ist die Zeitschrift von RIO, der Revo¬ 
lutionären Internationalistischen Or¬ 
ganisation, sympathisierende Sektion 
derTrotzkistischen Fraktion - Vierte 
Internationale (FT-CI) in Deutschland. 

Den Namen KLQSSE SE9EN KLASSE 
verstehen wir als eine Kampfansage 
an die Gewerkschaftsbürokratie in 
Deutschland und ihre Ideologie der 
„Sozialpartnerschaft". Die Arbeiterin¬ 
nen und Jugendlichen in Deutschland 
können ihre Interessen nur dann 
durchsetzen, wenn sie sich unabhän¬ 
gig von allen Flügeln der Bourgeoisie 
organisieren. 

Das bedeutet einerseits, dass wir für 
die breiteste Einheit aller Arbeiterinnen 
im Kampf für ihre gemeinsamen 
Interessen eintreten - denn nur vereint 
können wir uns den Angriffen der Ka- 
pitalistlnnen entgegensetzen. Das be¬ 
deutet andererseits, dass wir innerhalb 
der Arbeiterinnenbewegung für ein 
revolutionäres Programm kämpfen - 
denn die wirkliche Einheit unserer Klas¬ 
se kann nur zu Stande kommen, wenn 
wir die bestehenden Führungen aus 
Sozialdemokratinnen und Reformist- 
Innen verschiedenster Couleur, die auf 
Zusammenarbeit mit der Bourgeoisie 
setzen, gestürzt haben. 

(Für uns hat KLQSSE BESEN KLASSE 
nichts mit der KPD zur Zeit des Stali¬ 
nismus zu tun, die manchmal diese 
Losung verwendete, um jegliche Zu¬ 
sammenarbeit mit der„sozialfaschisti- 
schen" SPD abzulehnen. Genausowe¬ 
nig hat es mit der autonomen Gruppe 
aus den 90er Jahren zu tun, die ein 
Konzept des individuellen Terrorismus 
verfolgte.) 

Es fällt auf, dass diese Losung 
immer öfter auf linken Demonstratio¬ 
nen und auf Wänden auftaucht (falls 
jemand fragt: Wir waren es nicht!). Das 
zeigt, mitten in einer historischen 
Krise des Kapitalismus, dass einige 
Sektoren der Jugend nicht nur den 
Klassengegensatz wiederentdecken, 
sondern auch auf dieser Grundlage 
Politik machen wollen. 

Mit dieser Zeitschrift wollen wir 
die wichtigsten Lehren aus der 
Geschichte und aus dem internatio¬ 
nalen Klassenkampf aufarbeiten. Auf 
der Grundlage eines Programms, das 
diese Lehren aufhebt, wollen wir uns 
mit den fortschrittlichsten Sektoren 
der Arbeiterinnenklasse und der 
Jugend fusionieren und damit zum 
Aufbau einer großen revolutionären 
Arbeiterinnenpartei beitragen, als Teil 
einer Weltpartei der sozialistischen 
Revolution, der Vierten Internationale. 




Zeitschrift für marxistische 
Politik und Theorie - 
erscheint viermal im Jahr 
2,50 € 


Zanon gehört 
den Arbeiterinnen! 

Eine Belegschaft in Ar¬ 
gentinien übernimmt ihre 
Fabrik und verwaltet sie 
seit zehn Jahren selbst 
20 Seiten - 1 € 


Blockaden, Betriebs¬ 
besetzungen, Massen¬ 
streiks - aus dem Klassen¬ 
kampf in Frankreich 
lernen! 

32Seiten -2€ 
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regelmäßiges Flugblatt 
von unabhängigen Stu¬ 
dierenden und RIO an der 
Universität Potsdam 



Unser Werkblatt 

Flugblatt von und für 
Uni-Beschäftigte - wird 
regelmäßig in der Mensa 
der Freien Universität 
Berlin verteilt. 



Red Brain 


linke, antikapitalistische 
Schülerinnenzeitung 
von einer unabhängigen 
Gruppe am John-Lennon- 
Gymnasium 



Estrategia Internacional 

Zeitschrift für marxisti¬ 
sche Politik und Theorie 
(erscheint einmal im Jahr 
aufSpanisch) 


Revolution Permanente 

Zeitschrift der Courant 
Communiste Revolution- 
naire innerhalb der NPA 
(auf Französisch) 



Contracorriente 

Zeitschrift von Clase con¬ 
tra Clase im Spanischen 
Staat (aufSpanisch) 
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Unterstütze KLASSE 9E9EN 
KLASSE mit einem Abo! 

So bekommst du alle drei 
Monate die neuste Aus¬ 
gabe per Post - und wir 
bekommen regelmäßige 
Einnahmen für unsere 
politische Arbeit, die sich 


nicht auf diese Zeitschrift 
beschränkt. 

Vier Ausgaben inklusive 
Porto kosten nur: 

normales Abo: 15 Euro 
Solidaritätsabo: 30 Euro 
Wir bitten auch um Spen¬ 
den auf unserer Website. 


info@klassegegenklasse.org 


berlin@klassegegenklasse.org 

fu@klassegegenklasse.org 

potsdam@klassegegenklasse.org 

muenchen@klassegegenklasse.org 

saarbruecken@klassegegenklasse.org 
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giramsci 
nhd Trotzki 


iDi^ueaanKen , die der italienische Marxist Antonio Gramsci im 
E5faB5ms|m ederschrieb, bieten einen wertvollen, aber auch 
r scnwammig en Beitrag zum Marxismus. Mit Hilfe der Theorien 
BonIWirotzki kann das Bild von Gramsci geschärft werden. 


Die Weltwirtschaftskrise spitzt sich 
wieder zu - und nicht nur in Europa 


10 Jahre nach dem Aufstand gegen 
neoliberale Politik in Argentinien 


Hat„Die Linke" mit dem neuen Doku¬ 
ment einen Linksschwenk gemacht? 


Revolutionäre Internationalistische Organisation 
Trotzkistische Fraktion - Vierte Internationale 





